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Zusammenfassung
Gemeinwesenarbeit und Sozialraumplanung setzen
gemeinsam an endogenen Potenzialen des Sozial-
raums an und beabsichtigen eine Stärkung der so-
zialen und kulturellen Infrastruktur. Darin schlägt
die Stunde der lokalen Politik, und Gemeinwesen-
arbeit wird zu einer lokalen Antwort lokaler Proble-
me, die jenseits einer durch die Prozesse der Globa-
lisierung gelähmten Sozialpolitik dem Lokalen neue
Räume und neue Möglichkeiten öffnet.
Abstract
Community work and social environment planning
together start at the endogene potentials of the so-
cial environment and aim at a strengthening of the
social and cultural infrastructure. Here tolls the bell
for the local policy, and community work becomes 
a local answer to local problems, which opens new
spaces and opportunities beyond a social policy that
is paralyzed by processes of globalization.
Schlüsselwörter
Gemeinwesenarbeit – Methode – Lebenswelt –
Solidarität – Management – Sozialplanung – 
Sozialraum – Stadtteil – Methode

Ausgangspunkt Solidarität
Jenseits aller Abgesänge und Larmoyanz, die unsere
Tage so prägen, sind neue Skizzen erforderlich, die
nicht jenes schwerfällig transportieren, was bereits
hinter uns liegt, sondern den Blick nach vorne rich-
ten. Auf die neuen Risiken der Moderne müssen wir
mit Engagement, Phantasie und Lebensfreude rea-
gieren, es sind ungeheuere Herausforderungen, die
es zu bewältigen gilt. Dabei aber muss das Bisheri-
ge nach vorne gedacht werden.

Trotz aller Umbauprozesse, die einen veränderten
Sozialstaat hervorbringen, gehört es zu den grund-
legenden Pfeilern unserer Zeit, dass die Kraft der
Solidarität und der in ihr liegenden dynamischen
Unterstützungskulturen eine essenzielle Basis unse-
res Gemeinwesens ist. Das hierfür sozialstaatlich
entworfene Muster, das vielfach im Kontext gesell-
schaftlicher Individualisierung aufgelöste, tradierte
Formen ersetzte, verändert sich allerdings grundle-
gend; es nimmt Abstand von der einmal vorschnell
propagierten Allzeit- und Rundumversorgung und
zieht sich auf Mindestgarantien zurück. Das ist sub-
jektiv dramatisch, aber insgesamt nachvollziehbar.

Dies kann man beklagen, es als neoliberale Form
der Politik ablehnen und daran arbeiten, das tradi-
tionelle Modell des Sozialstaates zu erneuern. Doch
die Welt hat offenkundig eine andere Richtung ein-
geschlagen. Und darauf muss man sich einstellen.

Es ist ja nicht nur die Ökonomie, die neue Spaltun-
gen verursacht, manche sprechen sogar schon von
Unterschichten und einer neuen Klassengesellschaft:
▲ Es ist auch der Konflikt der Generationen.
▲ Es ist der Konflikt zwischen jenen, die Arbeit
haben und jenen, die keine haben.
▲ Es ist der Konflikt zwischen Kinderlosen und je-
nen, die keine Kinder haben.
▲ Es ist der Konflikt zwischen guten und schlechten
Bildungschancen.
▲ Es ist auch der Konflikt, der sich in erschrecken-
der Weise zwischen Kulturen und Religionen auftut.

Dieser Gemengelage kann man nur mit komplexen
Reaktionen begegnen, die ich in ihrem Grundsatz
kurz reflektieren will. In all den geführten Debatten
wird, neben einer Vielfalt anderer Kontexte, die Ver-
antwortung des Subjekts und seiner Gemeinschaf-
ten betont. Das aber verschlägt einem in doppelter
Weise den Atem. Liegt darin doch zugleich auch die
Bedrängnis, dass zukünftig wieder verschärft die
Schuldfrage für individuelles Leid gestellt wird, die
unsägliche Differenzierung in würdige und unwür-
dige Armut kommt wieder aus ihrem Versteck her-
vor. Zugleich lässt sich in dieser Neubetonung von
Verantwortung, die sich sowohl auf Subjekte als
auch auf Gemeinschaften bezieht, ein durchaus be-
freiender Aufbruch zu mehr Freiheit erkennen, der
das Besondere menschlicher Kultur- und Gestaltungs-
fähigkeit in den Blick nimmt.

Jenseits einer gut gemeinten, aber vor allem kolo-
nialisierenden fürsorglichen Belagerung und einer
für nicht wenige fast vollständigen Verwiesenheit
auf staatliche Lohnersatzleistungen, auf Almosen
und Alimentierungen formen sich neue Modelle, die
weg vom Defizitblick führen und menschliche Fähig-
keiten und Potenziale entwickeln und damit Subjekte
zur Partizipation durch eigene Kräfte befähigen wol-
len. Insofern lenkt die aktuelle Entwicklung den Blick
auch auf andere Formen der Solidarität, die vor, hin-
ter oder nach dem Modell des Sozialstaates liegen.
Einige davon wurden allerdings in der Auflösung
von Traditionen empfindlich abgeschwächt und mit-
unter vergessen, in ihrer sozialstaatlichen Bearbei-
tung wurden sie in professionellen Formen organi-
siert und insofern auch aufgehoben. So aber gilt es
in einem langen Prozess Solidarität anders als bis-
her zu beleben und zu aktualisieren.
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Antworten auf die Herausforderungen der sozialen
Frage sind erforderlich, die sich heute neu und auch
anders stellt. Das Gute daran ist, dass es sie gibt,
diese neuen Modelle und Konzepte, die Solidarität
in veränderter Perspektive aufbauen. Darin muss es
allerdings immer um zwei Perspektiven gehen: zum
einen um die Selbstorganisation der Menschen, um
die Entfaltung individueller Kräfte und Stärken; zum
anderen um die öffentliche Beförderung und Öff-
nung von Räumen, in denen Menschen ihre Fähig-
keiten auch umsetzen und verwirklichen können.
Staatliche Garantien müssen sich deshalb vermehrt
daran orientieren, allen Bürgern und Bürgerinnen
Räume zur Verwirklichung ihrer Fähigkeiten ver-
fügbar zu machen. Das umfasst sowohl die Sicher-
stellung notwendigerweise öffentlicher Güter wie
Bildung und Gesundheit als auch den Aufbau von
Optionen der Eigengestaltung. Diese Ebene der Um-
setzung von Verwirklichungschancen muss wieder
stärker im lokalen Bereich liegen. Das ist das Andere
und Besondere, mit dem wir uns arrangieren müs-
sen. In der Direktheit und Überschaubarkeit des
Lokalen können in der komplexen und globalisier-
ten Moderne neue Modelle einer veränderten Form
von Unterstützungskulturen möglich werden.

Aufbrüche im Lokalen
Ein mögliches Modell dieser Dialektik liegt in einer
Neugestaltung von Sozialplanung, die zugleich zu
einer Neubewertung von Gemeinwesenarbeit führt.
Entstanden in den weit gefächerten Debatten um
die Projekte„Soziale Stadt”zeigen sich nämlich neue
Perspektiven für eine Gestaltung des Sozialen im
Lokalen. In der Globalisierung gewinnt das Lokale
zweifellos eine neue und zugleich originäre Bedeu-
tung. Es ist der Ort des Lebens und als solcher gerät
es nun in den Mittelpunkt des Geschehens. Die Ver-
teilung wohlfahrtlich relevanter Mittel wird in Zu-
kunft sehr viel stärker von der Kommune ausgehen,
da nur im Lokalen jene Steuerungskapazität und Le-
bensweltnähe vorhanden sind, die auf wachsende
Probleme des Sozialen adäquat reagieren können.
Infolgedessen rücken die Stadt und ihre Sozialräu-
me in den Mittelpunkt. In diesem Lokalen werden
aber auch jene Formen neu belebt, die der Sozial-
staat einstmals ersetzen musste. Das ist zunächst
noch Vision, dennoch gibt es schon Ansätze und In-
tentionen auf der lokalen Ebene, die in diese Rich-
tung tendieren.

Die Integrationsaufgaben der Städte wachsen stän-
dig, zugleich nehmen ihre Integrationskräfte aber
zunächst einmal ab, da sie denkbar schlecht auf die
neue Entwicklung vorbereitet sind. Die neuen sozia-
len Herausforderungen der Stadtgesellschaft sind
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Die Politik des alten Rom nach der Devise „Brot und
Spiele“gilt als Synonym für die Dekadenz einer Ge-
sellschaft und das Ruhigstellen der einst selbstbe-
wussten Bevölkerung. Die staatlich organisierten
Spektakel im Circus Maximus bedienten niedrigste
menschliche Instinkte: Wagenrennen, Kämpfe gegen
Löwen und Mann gegen Mann, Daumen hoch, Dau-
men runter. Wie weit sind wir in unserer heutigen
Gesellschaft von diesem Entwicklungsstand entfernt,
fragt man sich angesichts der„Nierenshow“, die ein
niederländischer Privatsender jetzt veranstaltete.

Es ist kaum von Belang, dass sich der vermeintliche
Wettkampf dreier junger Menschen um die Spender-
niere einer angeblich todkranken Frau letztlich als
inszeniert erwies. Die Frau ist gar nicht krank, sie
war als Schauspielerin engagiert und will gar keine
Niere spenden. Pech für die drei„Kandidaten“. Ihr
Kranksein ist nicht inszeniert, sie warten weiter auf
das Leben rettende Organ. Pech für die Zuschauer,
die mit zehntausenden von SMS, für 60 Cent das
Stück, den Daumen hoben oder senkten. Pech für
Politiker, Journalisten und Kirchenleute, die es ver-
säumten, das Konzept vor der Sendung klar als un-
moralisch abzukanzeln. Es gibt Situationen, da hat
man Farbe zu bekennen, wenn man in der öffent-
lichen Verantwortung steht. Was denken sie, die
Maulfaulen, sich wohl nun, wo selbst der Sprecher
des Privatsenders nach der„Enthüllung“meinte:
„Eine Niere auf diese Weise zu versteigern, würde
selbst uns zu weit gehen.“„Selbst uns“ hat in die-
sem Fall einiges Gewicht, stammt das Bekenntnis
doch von dem Erfinder des„Big Brother“-Fernsehens.

Wer erinnert sich noch an„Das Millionenspiel“, ein
fiktives Doku-Drama von Wolfgang Menge in der
ARD,1970 gesendet. Die Macher jenes grandiosen
Fernsehstücks wussten genau darzustellen wo die
Unmoral beginnt. Lesen Sie doch mal nach, unter
Wikipedia. Als DVD gibt es den Film leider nicht.
Die Produzenten vergaßen, sich die nötigen Rechte
zu sichern.Welch rührende Unschuld! – Ganz ohne
Sarkasmus.

Burkhard Wilke
wilke@dzi.de
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bekannt und sollen nur kurz noch einmal benannt
werden:
▲ demographische Entwicklungen;
▲ Spaltung und Segregation der Lebenslagen;
▲ steigende Bevölkerungsanteile in Abhängigkeit
von Lohnersatzleistungen;
▲ Unterschichten, Kulturen der Armut;
▲ Parallelgesellschaften;
▲ eskalierende Gewalt.

Neben diesen massiven Problemen, die Städte nur
wirklich bewältigen können, wenn sie bei der Ver-
teilung der Finanzen einen größeren Anteil als bis-
her erhalten, haben Städte aber auch Schwierigkei-
ten, die sie in eigener Zuständigkeit in Angriff neh-
men können. Das ist ihre große Chance! Hierzu ge-
hören vor allem notwendige Veränderungen in den
Steuerungsfunktionen hinsichtlich der Platzierung
und der Vernetzung sozialer Dienstleistungen, die
kurzfristig lösbar sind. Dies aber impliziert ein ra-
sches Umdenken.

In der etablierten Sozialplanung werden deren Leis-
tungen auf der Basis von Gesetzen in spezialisierten
Ämtern und Diensten sozialer Hilfen umgesetzt, diese
aber sind vor allem versäult. Kommunale Sozialarbeit
ist konditional programmiert, da sie durch eine Ad-
dition von Fachgesetzen, die individuelle Leistungs-
ansprüche festlegen, entstand und stetig ausgebaut
wurde. So aber gehen Sozialplanung und Sozialar-
beit von„Fällen“unterschiedlicher Zuständigkeit aus,
eben Fällen der Sozialplanung mit entsprechenden
Diensten, oder Fällen der Jugendhilfeplanung mit
entsprechenden Diensten, oder Fällen der Psychia-
trieplanung mit entsprechenden Diensten. Hinter
dieser Planung steckt eine Reaktion auf„Defizite“,
die zu einer notwendigen„Versorgung“führen. So
aber sind die Einzelplanungen vielfach nicht vernetzt,
Sozialplanung agiert eher reaktiv und interventiv,
sie will lediglich versorgen und Leistungsstrukturen
aufbauen und  anpassen. Das aber ist wenig nach-
haltig und geht an den neuen sozialen Herausforde-
rungen der Stadtgesellschaften vorbei. Diese sind
nämlich immer mehr Querschnittthemen und erfor-
dern einen Blick hinter das Defizit, auf Ressourcen
und auf die Gestaltung des Sozialen, was mehr als
Versorgung meint, da es einen aktiven und präven-
tiven Kern hat.

Von einer reaktiven Planung 
zur aktiven Gestaltung
Vor diesem Hintergrund muss sich Planung weiter-
entwickeln; Planungsprozesse sind von einer reakti-
ven Planung in eine aktive Gestaltung und Steue-
rung zu transformieren. Dies beinhaltet zunächst

das „Aufheben“von Spezialplanungen in einer inte-
grativen Planung: Ihre Eigenständigkeit behaltend
könnten diese zukünftig nur noch mit dem Blick auf
andere Planungen agieren. Aufheben hieße dabei
nicht, dass sie verschwinden. Sie werden allerdings
„aufgehoben“, indem sie auf einer anderen Ebene,
einer stärker integrativen, neu aufgenommen und
weiterentwickelt werden. Dabei werden sie aller-
dings in dem Sinne auch „aufgehoben“, da sie auf
dieser Ebene ihre bisherige Wirksamkeit neu und
besser entfalten. Verschwinden können sie ohnehin
nicht wirklich, da Leistungen, die integraler Bestand-
teil von Planungsprozessen sind, gesetzliche Grund-
lagen haben.

Eine integrative Sozialraumplanung, die planend ge-
stalten will, umfasst und entfaltet auch die Steue-
rung von Prozessen und Dienstleistungen in Sozial-
räumen. Hierzu ist sie aber verstärkt mit Akteuren
und den Menschen im Sozialen Raum zu entwickeln.
Sozialplanung muss sich so aber zur Sozialraumpla-
nung entwickeln, die eine Lebenslagenplanung und
-gestaltung beabsichtigt und diese, vertreten durch
Akteure, in ihre Tätigkeiten vielfältig mit einbezieht.
Dies meint auch eine Neuorientierung lokaler Sozial-
politik als Lebenslagenpolitik, darin wird Sozialpla-
nung zur„Gemeinwesenarbeit“beziehungsweise
sie bedient sich derer Instrumente.

Eine integrative Sozialraumplanung bedarf nämlich
zwingend eines gemeinwesenorientierten Ansatzes,
da sie auf einer Vernetzung im Gemeinwesen, auf
einer Aktivierung des Gemeinwesens, auf einer grö-
ßeren Verantwortlichkeit der Bürgerinnen und Bür-
ger und einem umfangreichen Einbezug derselben
in die Gestaltung des Sozialen Raums, der Lebens-
welten, ruht. Darin liegt eine prinzipielle Erweite-
rung der Planung mit den Methoden der Gemein-
wesenarbeit, die ja für die Nähe zum Raum und zu
den Menschen in diesem Raum steht.

In einem aktuellen Blick auf Entwicklungen in Stadt-
teilen, auf die Planung ja zielt, geht es dann nicht
mehr darum, soziale Verhältnisse zu schützen, was
sich die traditionelle Gemeinwesenarbeit noch auf
ihre Fahnen schrieb, es geht vielmehr darum, die
Menschen in Verhältnissen aktiv zu unterstützen,
damit sie sich, ihren Alltag, ihr Viertel, ihr Zusammen-
leben und ihre Kultur neu entfalten können. Diese
aus den Projekten der Sozialen Stadt übernommene
Perspektive gibt der Planung die Orientierung an
Gestaltung und verknüpft sie mit aktivierenden Me-
thoden der Gemeinwesenarbeit, die Gestaltungs-
prozesse initiieren, begleiten und der Planung zu-
gleich die notwendige Rückmeldung geben.
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In diesen Prozessen geht es nicht mehr nur um Be-
teiligung und Mobilisierung gegen, sondern um die
Beteiligung als Aktivierung für etwas; es geht nicht
mehr nur um die Schwachen und Marginalen im
Gebiet, sondern es geht um das Gebiet an sich. So
aber steht die Bildung lokaler„Veränderungskoali-
tionen“(local capacity building) im Mittelpunkt, die
Probleme und Belange des Gebiets in eigener Zu-
ständigkeit und mit der Unterstützung von Profes-
sionellen angehen will.Das Ziel dabei ist eine größt-
mögliche Eigenständigkeit der Bewohner und Be-
wohnerinnen von Sozialräumen bei der Gestaltung
ihres Lebensortes und der Bewältigung von Konflik-
ten. Dass dies nicht immer ohne Hilfe und Unter-
stützung von außen geht, liegt auf der Hand; hierin
liegt ja auch die Zuständigkeit einer integrativen und
gestaltenden Sozialraumplanung, die nicht nur steu-
ert, sondern auch moderiert und Bedarfe lösungs-
orientiert analysiert. In dieser Zuständigkeit wird sie
in gewisser Weise auch zur Gemeinwesenarbeit be-
ziehungsweise bedarf sie deren Methodik, um an
Konflikten zu arbeiten.

Doch diese Gemeinwesenarbeit braucht einen an-
deren Zuschnitt. In diesen Prozessen muss die tradi-
tionelle Gemeinwesenarbeit zu einem modernen
Sozialraummanagement mutieren, den Vorstellun-
gen eines Quartiermanagement aus den Projekten
Soziale Stadt nicht unähnlich, wobei der Begriff
„Management“die neue Perspektive verkündet:
Steuerung und Moderation von Eigenkräften. Dieser
„andere“ Begriff von Gemeinwesenarbeit entfernt
sich damit deutlich von der Defizitorientierung tra-
ditioneller Sozialer Arbeit:
▲ Er wendet sich vielmehr den Ressourcen zu, die
es zu entdecken und zu aktivieren gilt.
▲ Er orientiert sich zudem nicht mehr nur an margi-
nalen Gruppen, er wendet sich allen Bewohnerinnen
und Bewohnern eines Gebietes zu.
▲ Er löst sich aus der Umklammerung durch Soziale
Arbeit, die seit den Zeiten der Rezeption in Deutsch-
land die mit ihm verbundenen Möglichkeiten doch
allzu sehr gelähmt und auf spezifische Gruppen und
deren Versorgung festgelegt hatte.

Jenseits ihrer tradierten Bedeutung von Schutz, Ver-
sorgung und Dienstleistung entdeckt sich Gemein-
wesenarbeit als Instrument der Aktivierung neu,
indem sie zu einer sozialen und ökonomischen Ent-
wicklung beitragen will, zur„Entwicklungshilfe“im
eigenen Land wird, die auf das sozialräumliche Ge-
biet bezogen dessen Potenziale einschließen, auf-
decken und befördern will. Dabei findet sie aller-
dings zu ihrer ursprünglichen Absicht zurück: Men-
schen zu befähigen, für sich selbst zu sorgen.

Es geht folglich nicht mehr um die Verbesserung
beziehungsweise Stabilisierung marginaler Lebens-
lagen, es geht um die Beförderung einer sozialen,
kulturellen und ökonomischen Entwicklung in einem
Gebiet. Es geht schlicht um die Gestaltung von Le-
bensräumen durch die Bewohner und Bewohnerin-
nen selbst. Gemeinwesenarbeit löst aus, treibt an,
vernetzt, steuert, wird zur Partnerin und intermedi-
ären Instanz, die vermittelt und verbindet, die mo-
deriert und schlichtet, Ideen und Phantasien beför-
dert, Grenzen aufzeigt und Beziehungen herstellt,
die es so noch nicht gab und die sich synergetisch
befruchten. Somit geht es um die Aktivierung eige-
ner Kräfte des Sozialen Raums, um die Verlagerung
von Verantwortung und Zuständigkeit in die Perspek-
tive der Menschen. Sozialraumplanung vernetzt und
erweitert ihren Arbeitsbereich mit und durch Ge-
meinwesenarbeit; Planung wird selbst zum Motor
der Gestaltung.

Instrumente
Für diese Prozesse sind in vielfältigen Projekten
folgende Instrumente entwickelt worden, die hier
kurz vorgestellt werden:

▲ Sozialraumplanung wird als eine integrative und
agierende Planung zu einem Mix aus operativer Pla-
nung und Langzeitplanung, die sich zudem in einer
dauerhaften Selbstreflexion ihrer Wirkungen zu einer
„lernenden Planung“entwickelt. Lernende Planung
meint dabei, dass sie sich ihrer Wirkungen sofort
und unmittelbar durch Wirkungskontrollen„bewusst“
wird und darauf schnell reagiert. Hierzu bedarf es
eines Instrumentariums des Controllings und der
Möglichkeit kurzfristiger Modifikationen in einem
mittelfristig entworfenen Konzept. Und es bedarf
einer notwendig hohen Flexibilität der Planung, die
sich aus kurzen Informations- und Kommunikations-
kanälen sowie Planungskonferenzen im Planungs-
gebiet und in der Gesamtstadt ergibt. Dies wird
möglich, wenn sich Planung als Sozialraumplanung
dezentralisiert und zugleich vernetzt, darin aber Zug
um Zug eine Eigenständigkeit entfalten kann.

▲ Sozialraumkonferenzen bündeln die Handelnden
in einem Gebiet, stellen Kommunikation unterein-
ander her und erörtern Probleme, Konflikte und ver-
schiedene Projekte; sie stimmen Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse aufeinander ab, moderieren,
koordinieren und vernetzen Handlungsebenen, steu-
ern Interventionen und integrieren diese in einem
gemeinsamen Entwurf. In diesen Konferenzen wer-
den zudem die Planung und ihre Wirkung diskutiert,
es werden Verläufe erörtert und es werden Bedarfe
aufgestellt.
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▲ Sozialraumbudgets, die von den Agierenden der
Sozialraumkonferenz in den Räumen verwaltet und
nach festgelegten Kriterien verteilt werden, führen
zu einem stärker zielgerichteten und an den konkre-
ten Bedarfen des jeweiligen Raumes orientierten
Mitteleinsatz. Unter Verwendung eines damit ein-
hergehenden neuen Kontraktmanagements auf So-
zialraumebene kann die Leistungsvergabe und -kon-
trolle zugunsten des jeweiligen Sozialraums effek-
tiver gesteuert werden; neben Spareffekten sind
zudem Synergieeffekte möglich, da der Einsatz der
Mittel aus einer integrierenden Sichtweise erfolgen
kann. Der Mitteleinsatz wird zudem transparent, es
wird auch deutlich, was Pflichtleistungen sind und
wie diese vergeben werden.

▲ Auf Sozialraumebene kann die konkrete Beteili-
gung und Partizipation der Bewohnerinnen und Be-
wohner eher und effektiver erreicht werden, ange-
regt und gesteuert über die Sozialraumkonferenz,
durch Bürgerversammlungen, Bürgerforen, Beiräte
und Planungszellen. Hieraus können Bürger und
Bürgerinnen in die Planung und somit auch in die
Gestaltung ihrer eigenen Lebenswelten stärker ein-
bezogen werden; so kann auch Eigenverantwortung
befördert und entwickelt werden.

▲ Mit Mediationsverfahren können, ebenfalls von
der Sozialraumkonferenz ausgehend, Konflikte zwi-
schen Bürgern, Bürgern und Organisationen, Bürgern
und Verwaltung sowie zwischen Organisationen
und Verwaltung aufgegriffen und sowohl sinnhaft
als auch dialogisch gelöst werden.

▲ Freizeit-, Kultur- und Senioreneinrichtungen kön-
nen verstärkt in die Selbstverwaltung durch die
Bewohner und Bewohnerinnen eines Sozialraums
übergehen; zugleich können durch die Öffnung von
Kindertagesstätten oder auch Schulen zu Stadtteil-
zentren die Generationen, Ethnien und Lebenslagen
vernetzt werden, um so einen neuen kulturellen Dia-
log zu etablieren, der zugleich selbst organisierte
lokale Kulturen und Unterstützungskulturen im So-
zialraum befördert. Auf diese Weise werden die Bür-
ger und Bürgerinnen tatsächlich zu Mitgestaltenden
und Planenden ihrer eigenen Lebenswelten.

▲ Sozialbürgerhäuser dezentralisieren und integrie-
ren schließlich die Dienstleistungen der Kommunen
und Träger freiverbandlicher Wohlfahrt, sie bieten
diese lebensweltnah, steuern deren Evaluation und
entwickeln Maßnahmen zu Wirkungskontrollen.

▲ Zur Beförderung einer sozialen und ökonomischen
Entwicklung können zudem Ansätze einer„lokalen

Ökonomie“angeregt werden. Lokale Ökonomie meint
dabei keine Reduktion des globalen Arbeitsmarktes
und der globalen Ökonomie auf den Mikrobereich
des Sozialraums; sie fragt vielmehr nach ökonomi-
schen Nischen, die von der allgemeinen Ökonomie
nicht abgedeckt werden und auch nur lokale Wir-
kungen entfalten. Unter lokaler Ökonomie sind öko-
nomische Entwicklungen zu verstehen, die sich in
der sozialen Nähe der Menschen durch diese selbst
und in eigener Zuständigkeit entfalten lassen. Es
sollen neue Zugänge zur Marktwirtschaft geschaf-
fen werden, die die Fähigkeiten und Fertigkeiten der
Menschen befördern und sie so befähigen für ihr
eigenes Einkommen zu sorgen.

Sozialraummanagement
Das verbindende Glied, die steuernde Instanz in die-
ser Kooperation einer integrativen Planung und einer
neuen Form der Gemeinwesenarbeit ist das Sozial-
raummanagement, das die Organisation und das
Monitoring von Planungsprozessen überwacht und
begleitet. Es kann an die Sozialbürgerhäuser ange-
bunden, es kann aber auch bei anderen Trägern an-
gesiedelt sein. Es moderiert und unterstützt durch
Datenanalyse und Wirkungskontrollen die„lernende
Planung“. Es ist der Ort und der Akteur ressortüber-
greifender Maßnahmen, die koordiniert und umge-
setzt werden. Im Sozialraummanagement werden
die Handelnden in einem Stadtgebiet vernetzt und
verbunden; es leitet, moderiert und steuert die So-
zialraumkonferenz.

Zugleich hat es die „klassischen“Aufgaben der Ge-
meinwesenarbeit, die in einer neuen Fassung aber
etwas anders aussehen:
▲ Es organisiert und steuert die Aktivierung und
Bewohnerbeteiligung.
▲ Es ist für den Aufbau selbsttragender Strukturen
verantwortlich und stößt diese an.
▲ Es gibt Anregungen und Hilfestellungen für die
Entwicklung von Projekten im Stadtgebiet tätiger
Akteure.
▲ Es organisiert und moderiert den Dialog zwischen
der Bürgerschaft und der Verwaltung.
▲ Es unterstützt die Bürgerbeiräte.
▲ Es ist für die Unterstützung von Aushandlungs-
prozessen, für die Moderation von Dialogen und für
die Förderung der Imagearbeit für den Sozialraum
zuständig.

Hierzu stehen eine Fülle von Instrumenten wie In-
formationsangebote, Stadtteilfeste und Bürgertreffs,
RundeTische, Bürgerforen,Wettbewerbe und Bürger-
jurys zur Verfügung.
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Zusammenfassung
In dem vorliegenden Artikel werden Entwicklungs-
linien Sozialer Arbeit mit alten Menschen, Arbeits-
felder und Perspektiven dargestellt. Daran anschlie-
ßend wird der Frage nachgegangen, ob Gemeinwe-
senarbeit ein gangbarer Weg in der Sozialen Arbeit
mit alten Menschen ist, um diesen Selbstbestim-
mung, Autonomie und Partizipation zu ermöglichen.
Abstract
The present article shows lines of development of
social work with senior citizens, fields of work and
possible perspectives. Subsequently, the question is
raised of whether community work is a practicable
way of social work with senior citizens, useful in
providing them with self-determination, autonomy
and participation.
Schlüsselwörter
Gemeinwesenarbeit – alter Mensch – Altenhilfe –
Lebenswelt – Konzeption – Perspektive

Entwicklungslinien und Arbeitsfelder 
sozialer Altenarbeit
Soziale Altenarbeit oder Sozialarbeit mit älteren,
mit alten Menschen oder Seniorenarbeit – gleich
wie dieses Arbeitsfeld bezeichnet wird – es ist we-
der in seiner Begrifflichkeit noch in den sehr unter-
schiedlichen Problem- und Handlungsfeldern klar
definiert. Diese aktuelle Situation resultiert aus his-
torischen Entwicklungen, sozialrechtlichen und poli-
tischen Vorgaben, kann begründet werden mit der
Beteiligung verschiedener Berufsgruppen mit teil-
weise divergierenden Handlungsperspektiven und
steht in Abhängigkeit zu den herrschenden Alters-
und Alternsbildern.

Wenn wir die Anfänge gemeinwesenorientierter So-
zialer Arbeit mit alten Menschen betrachten, so ist
festzustellen, dass Konrad Hummel bereits im Jahr
1977, beginnend mit seinem Engagement in dem
baden-württembergischen Ort Fellbach, die ersten
Schritte zu einer gemeinwesenorientierten Sozial-
arbeit mit alten Menschen gegangen ist, indem er
die Öffnung der Heime und eine stärkere Aktivie-
rung der Bewohner und Bewohnerinnen forderte
und mit seinen 1982 und 1990 veröffentlichten Bü-
chern „Öffnet die Altersheime“und „Freiheit statt
Fürsorge“ für kontroverse Diskussionen in der Fach-
öffentlichkeit sorgte.
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Perspektiven einer
Gemeinwesenorientierung 
in der sozialen Altenarbeit
Gabriele Kleiner

Ein Ziel Konrad Hummels war es bereits damals,
die Thematik des Älterwerdens in den Dimensionen
Wohnen, Begegnen und Tätigwerden öffentlich zu
machen und dabei Generationen- und Lebenspha-
senorientierungen zu überschreiten. Dabei, so Hum-
mel,„geht es um das Herstellen von Öffentlichkeit
und Gemeinsamkeit, statt Absicherung der Privat-
heit und Isolierung. Entgegen individualistischer
Alterstheorien verstehen wir den alten Menschen
deshalb nur in seinem Gemeinwesen“(Hummel
1982,S.29). Diese Zielsetzung passte in den Zeitgeist
der Aufbruchstimmung der 1968er mit einer sich aus
der Studentenbewegung entwickelnden Politisie-
rung Sozialer Arbeit.

Die Entwicklung Sozialer Arbeit in den einzelnen
Bereichen setzte Anfang der 1970-Jahre nur zöger-
lich ein und konzentrierte sich zunächst auf die Er-
füllung der in § 75 Bundessozialhilfegesetz (heute 
§ 71Sozialgesetzbuch XII) festgeschriebenen Ziel-
formulierung, „dazu beizutragen, Schwierigkeiten,
die durch das Alter entstehen, zu verhüten, zu über-
winden oder zu  mildern und alten Menschen die
Möglichkeit zu erhalten, am Leben in der Gemein-
schaft teilzunehmen“(www.rententips.de/gesetze).

Soziale Arbeit mit älteren Menschen unterschied in
den 1970er- und 1980er-Jahren deutlicher als heute
zwischen „Altenhilfe“, die sich an einem defizitären
Alter(n)sbild ausrichtend mit betreuenden, pflegen-
den und versorgenden Maßnahmen befasste, und
der „Altenarbeit“, die mit Bildung-, Beratungs- und
Aktivierungsangeboten stärker geragogisch aus-
geprägt war. Neben der Herausbildung spezieller
Dienste und Einrichtungen für alte Menschen kam
es seit den 1980er-Jahren zu einer zunehmenden
Gerontologisierung klassischer Arbeitsfelder, zum
Beispiel in der Krankenhaussozialarbeit und in den
Allgemeinen Sozialen Diensten, und damit zu einer
Etablierung Sozialer Arbeit in einzelnen Bereichen.
In diese Zeit fällt die Initiierung von Seniorenbüros,
Koordinierungs- und Vermittlungsstellen und die
Integration von Sozialer Arbeit in vordergründig der
Pflege zugeordneten Arbeitsfeldern, zum Beispiel in
Sozialstationen, ambulanten Diensten und in Reha-
bilitationseinrichtungen. Unter der Prämisse der
„Produktivität des Alters“ kam es zu Modellprojek-
ten im Rahmen der Vorbereitung auf den Ruhe-
stand, der Etablierung von Seniorenvertretungen
und ersten Ansätzen alternativer Wohnformen. Im
stationären Bereich war die Arbeit von Sozialarbei-
terinnen und Sozialarbeitern zwar schon langfristig
verankert, ist aber seit der Einführung der Pflegever-
sicherung und damit einhergehend, einer nicht gesi-
cherten Finanzierung, stark gefährdet.
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konstatiert werden. Demographische Entwicklungen,
unzureichende Versorgungsstrukturen und ein zu-
nehmender Problemdruck vor Ort zwingen Verant-
wortliche der Altenhilfe in den Kommunen, Verbän-
den und Institutionen zu neuen Ansätzen. Sozialar-
beiterinnen und Sozialarbeiter sind heute verstärkt
in Beratungs-, Koordinierungs- und Vermittlungs-
stellen tätig – länderspezifisch sehr unterschiedlich
ausgestaltet. Breiten Raum nehmen hier die Ange-
hörigenarbeit, Wohnraumberatung und das Unter-
stützungsmanagement im Rahmen häuslicher Pflege
ein. Mit neuen Formen der Bildungs- und Kulturar-
beit, der Selbsthilfeförderung unter teilweise neuen
Träger- und Begegnungsstrukturen wie Volkshoch-
schulen oder Vereinsnetzwerken wurden auch neue
Tätigkeitsfelder für Soziale Arbeit erschlossen, die
dem Bedürfnis nach selbstgewähltem Rückzug wie
auch selbstbestimmter Aktivität gerecht werden
können. Neben diesen traditionellen Feldern sozia-
ler Altenarbeit sind die Entwicklungen auch in fol-
genden Bereichen von Bedeutung:
▲ Soziale Arbeit als Initiierung und Begleitung von
Seniorenvertretungen,
▲ Soziale Arbeit als Planung und Steuerung von in-
frastrukturellen Rahmenbedingungen im Kontext
von Altenhilfeplanung.

Abgesehen von den bevorstehenden demographi-
schen Entwicklungen wird immer deutlicher, dass die
heutigen traditionellen Versorgungskonzepte nicht
mehr ausreichend greifen, nicht mehr zwingend den
Wünschen der heute älteren und alten Menschen
nach einem selbstbestimmten Leben, nach Aktivität
und Autonomie auch im Alter entsprechen. Stadtteil-
und quartiersbezogene Konzepte scheinen insbeson-
dere mit der Konzentration auf die Bereiche neue
Wohnformen, Kommunikation und gesellschaftliche
Teilhabe sowie Hilfe und Unterstützungsmanage-
ment interessant. Auch in den Fachverbänden wird
diese Orientierung immer deutlicher. So formulierte
Alexander Künzel von der Bremer Heimstiftung in
seinem Beitrag anlässlich des Fachsymposiums des
Deutschen Evangelischen Verbandes für Altenarbeit
und ambulante Pflegedienste, dass „die Zukunfts-
aufgaben des Altenhilfesystems in einer insgesamt
alternden Gesellschaft sich nur in konsequent ver-
netzten Strukturen bewältigen lassen“(Künzel 2002).
Und der Deutsche Verein für öffentliche und private
Fürsorge nennt in seinen Empfehlungen zur Gestal-
tung der sozialen Infrastruktur in den Kommunen
mit einer älter werdenden Bevölkerung aus dem
Jahr 2006 die Förderung der Eigeninitiative, der
Selbstständigkeit und der selbstbestimmten Lebens-
führung, den Erhalt der eigenen Häuslichkeit, den
Ausbau der Barrierefreiheit sowie den Aufbau und

Im ambulanten Bereich ist das als „soziale Betreu-
ung“ festgeschriebene Tätigkeitsfeld nicht an das
Qualifikationsprofil Soziale Arbeit gebunden, wo-
durch sich eine Etablierung auch in diesem Bereich
bis heute als äußerst instabil gestaltet. Somit er-
scheint Soziale Arbeit in den überwiegenden Berei-
chen als diffus und uneinheitlich, darüber hinaus
prägen Besonderheiten des Bundes und der Länder
sowie kommunale Förderschwerpunkte die Soziale
Arbeit mehr als übergreifende Profilmerkmale. Und
die Integration Sozialer Arbeit hängt immer auch da-
von ab, inwieweit die Träger sich im Rahmen ihrer
finanziellen Schwerpunktsetzungen einem Konzept
Sozialer Arbeit mit älteren und alten Menschen ver-
pflichtet fühlen. Bereits 1990 stellte Fred Karl ernüch-
ternd fest: „Die heutige Altenhilfe ist in die Rolle
der sozialen Feuerwehr gedrängt – sie setzt zu spät
ein und kann unter den gegenwärtigen personellen
und konzeptuellen Bedingungen nur auf die wach-
senden Anforderungen reagieren. Präventive und
gestaltende Ansätze kommen zu kurz“(1990, S.9).

Insbesondere die Verabschiedung der Sozialen Pfle-
geversicherung im Jahr 1995 hat zu einer Dezimie-
rung der Disziplin Sozialarbeit geführt. Die Vernach-
lässigung des pflegeflankierenden Umfeldes sowie
fehlende Gestaltungsspielräume in präventiver und
rehabilitativer Hinsicht engten die Spielräume für
Leistungen Sozialer Arbeit in diesem Bereich weiter
ein. Wichtig erscheinen neben diesen gesetzgeberi-
schen aber auch die historisch gewachsenen Typi-
sierungen von Einrichtungen und Angeboten in der
Altenarbeit – die Dreigliedrigkeit in Form von sta-
tionären, ambulanten und offen Angeboten. Der
Begriff der „stationären Altenhilfe“ wurde und wird
mit manifestem Pflege- und Hilfebedarf assoziiert,
aber auch im ambulanten Bereich, in Sozialstatio-
nen und ambulanten Diensten, für die ein gesetzli-
cher Anspruch „Rehabilitation vor Pflege“garantiert
ist und bei denen ein auf Prävention und Rehabili-
tation ausgerichtetes Leitbild konzeptionell veran-
kert sein mag, kann dieses  personell und finanziell
außerhalb von Modellprojekten nur in Ansätzen
realisiert werden. Auch die als „offen“ bezeichnete
Altenarbeit mit Angeboten in den Bereichen Freizeit,
Kultur und Bildung stellt sich als äußerst heterogen
dar. Das traditionelle Spektrum in Form von Alten-
tages- und Altenbegegnungsstätten mit „Streusel-
kuchen, Kaffee und Diashow“ scheint sich selbst zu
überleben, zumindest zeigt dieser Bereich zwingen-
den Veränderungsbedarf.

Perspektiven
Neben dieser eher ernüchternden Bilanz können
aber auch positive Entwicklungen der letzten Jahre
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die Förderung sozialer Netzwerke als vorrangige
Ziele (Deutscher Verein 2006). Auch das Kuratorium
Deutscher Altershilfe formuliert,„die Stärkung des
normalen selbstverständlichen Wohnens in der eige-
nen Häuslichkeit als eines der wichtigsten Ziele der
Sozialpolitik“und fordert „im vertrauten Wohnquar-
tier Möglichkeiten für die Menschen zu schaffen,
die nicht mehr zu Hause versorgt werden können“
(Großjohann 2005, S. 20).

Ebenso ist den letzten Bundesaltenberichten der
jeweilige Problemdruck zu entnehmen. So erschien
der Zweite Bundesaltenbericht (Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 1998) mit
dem Schwerpunktthema„Wohnen“, vier Jahre später
folgte der Bericht zum Thema„Risiken, Lebensqua-
lität und Versorgung Hochaltriger – unter besond-
erer Berücksichtigung demenzieller Erkrankungen“
(2002) und nicht überraschend trägt der im Jahr
2005 verabschiedete Bericht den Titel„Potenziale
des Alters in Wirtschaft und Gesellschaft. Der Bei-
trag der älteren Menschen zum Zusammenhalt der
Generationen“. Unter der bundesweiten Aktion
„Demographischer Wandel“(Bertelsmann-Stiftung
2006a, 2006b) wurden in den beiden letzten Jahren
vielfältige Initiativen ins Leben gerufen, die die Kom-
munen auffordern, im Rahmen der Daseinsvorsorge
auf kommunaler Ebene die Seniorenpolitik neu zu
gestalten. Damit werden auch neue Konzepte mit
einer stärkeren Integration sozialer Altenarbeit zu
entwickeln sein.

Gemeinwesenorientierung als gangbarer Weg
Wenn angelehnt an Oelschlägel (1983) Gemeinwe-
senarbeit als Arbeitsprinzip, als strategischer, inte-
grativer Ansatz gesehen wird, in dem die Klienten
und Klientinnen in ihren sozialräumlichen Bezügen,
mit ihren Ressourcen und Problemen zu sehen sind,
in dem eine Vermittlung von Mikro- und Makro-
ebene, von Individuum und Gesellschaft versucht
werden soll, in dem die Integration unterschiedlicher
Theorien und Methoden Sozialer Arbeit und sozialer
Gerontologie ein weiteres Ziel ist und in dem es um
die Objektivität von sozialen Räumen und um deren
subjektive Wahrnehmung geht, birgt gemeinwesen-
orientierte Soziale Arbeit mit alten Menschen viele
Chancen. Und wenn die Überlegungen von Böhnisch
(1999) zur Entwicklung von Lebensläufen hinsicht-
lich der gesellschaftlichen wie auch der subjektiv-
biographischen Dimension zugrunde gelegt werden,
so bietet eine gemeinwesenorientierte Soziale Ar-
beit mit alten Menschen darüber hinaus die Chance,
das Hinterherhinken gesellschaftlicher Strukturver-
änderungen (Baltes 1996, S.57 ff.) gegenüber den
Veränderungen der Altersphase zu kompensieren.
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Auf der gesellschaftlich-strukturellen Ebene werden
Lebensläufe nach wie vor in die Abschnitte Kindheit
und Jugend als Erziehungs- und Bildungsphase, Er-
wachsenenalter mit Erwerbstätigkeit, Partnerschaft
und Familienarbeit sowie Alter als Phase der Entbe-
ruflichung eingeteilt. Die Pluralität der Lebensformen
im Alter sowie Ressourcen und Potenziale in der Ge-
neration der alten Menschen finden sich somit in
gesellschaftlichen Strukturen und Optionen nicht
wieder, die Konstruktion des „vierten Lebensalters“
findet kaum Berücksichtigung. Der Prozess des Al-
ter(n)s hat sich schneller gewandelt als die Gesell-
schaft sich in der Lage sieht, auf diese Veränderun-
gen zu reagieren (Schweppe 2005, S.37ff.). Insofern
sind auch hier durch eine gemeinwesenorientierte
Arbeit Chancen einer Annäherung von biographi-
scher Alter(n)sperspektive und gesellschaftlichen
Vorgaben zu sehen. Als wesentlich für eine gemein-
wesenorientierte Soziale Arbeit mit alten Menschen
sind dabei die Konzepte von„Lebenswelt“und„So-
zialraum“einzuordnen.

Lebenswelt- und Sozialraumorientierung
Lebensweltorientierung fokussiert auf autonome
Lebensentwürfe. Sie stellt die Handlungsfähigkeit
des Individuums in den Vordergrund, nutzt alle vor-
handenen Kompetenzen und Ressourcen als Voraus-
setzungen für ein unabhängiges Leben und weist
damit starke Affinitäten zu gerontologischen Kon-
zepten und Theorieansätzen auf. Lebensweltorien-
tierung versucht die Trennung in „gesundes-aktives-
positives Alter(n)“und „abhängiges-negatives Al-
ter(n)“ (Kondratowitz 1998, S.61 ff.) aufzubrechen.

Konzepte der Alltagsorientierung nehmen in Bezug
auf Alltagsgestaltung und Selbstständigkeit einen
wichtigen Platz ein und sind auf der Grundlage al-
ter(n)stheoretischer Expertisen anschlussfähig an
das Konzept der Lebensweltorientierung. Zu nennen
sind hier Ressourcen und Alltagskompetenz, die Fra-
ge nach besonderen Belastungen, nach Reaktions-
und Bewältigungsformen, nach Alltagserleben und
nach der Kontextualität der räumlich-sozialen Um-
welt – Fragen, die Gegenstand verschiedener ge-
rontologischer Studien waren beziehungsweise
sind, zum Beispiel der Berliner Altersstudie, der
Bonner Gerontologischen Längsschnittstudie und
der SIMA-Längsschnittstudie (Mayer; Baltes 1996,
Lehr; Thomae 1987,Oswald; Gunzelmann 2001).
Wenn Saup (1993,S. 30 ff.) den Gegenstand der
ökologischen Gerontologie mit dem „Verhalten, Er-
leben und Wohlbefinden älterer Menschen in der
Beziehung zur konkreten räumlich-sozialen Um-
welt“ beschreibt, so haben wir weitere Anknüp-
fungspunkte. Eine Annäherung an das Konzept der
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wird, in Konzepten gemeinwesenorientierter Arbeit
mit alten Menschen eine große Rolle. Sozialraum
und Lebenswelt zeigen Verzahnungen im Prinzip des
Quartiersbezuges, im Prinzip der Hilfe zur Selbsthil-
fe, der Nutzung von Netzwerkstrukturen und der
Überwindung der Einzelfallfixierung. Während der
Begriff der Lebenswelt seinen Ausgangspunkt beim
Individuum hat, vermittelt der Sozialraum eine in-
frastrukturelle Vorstellung.

Beide Orientierungen sind nicht zu trennende Leitli-
nien in der Sozialen Arbeit – müssen sich im Bereich
der Arbeit mit älteren Menschen aber erst noch durch-
setzen. So sind die Dienstleistungen im Bereich der
Altenarbeit in den meisten Fällen wenig vernetzt
sondern erscheinen häufig als eine additive Gemen-
gelage von Diensten, Hilfen und Einrichtungen mit
spezifischen Aufgabenstellungen meist unter unter-
schiedlicher Trägerschaft. Bekannt sind auch die
nicht geringen Probleme innerhalb beziehungswei-
se zwischen den Versorgungssystemen Altenhilfe
und Gesundheitswesen mit ihren unterschiedlichen
gesetzlichen, fiskalischen und administrativen Vor-
gaben. Soziale Arbeit bewegt sich in vielen Arbeits-
feldern zwischen diesen Systemen, und die sehr un-
terschiedlichen Strukturen können dazu beitragen,
fachliche Orientierungen durch segmentiertes be-
rufliches Handeln zu gefährden. Eine gemeinwesen-
orientierte Soziale Arbeit mit alten Menschen kann
auch diesen Gefährdungen entgegenwirken und
vielfältige Wachstums- und Entwicklungspotenziale
des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit nutzen.

Dabei sind folgende Aufgaben als vorrangig einzu-
ordnen:
▲ der Ausbau der Koordinierungs- und Beratungs-
arbeit sowie der Aufbau niedrigschwelliger Ange-
bote im Sinne von Prävention, Rehabilitation, Be-
gleitung und Unterstützung;
▲ die Förderung bürgerschaftlichen Engagements
im Sinne von Partizipation und Solidarität;
▲ die Entwicklung und Förderung neuer Wohnfor-
men;
▲ die Unterstützung beim Verbleib in der eigenen
Häuslichkeit;
▲ die Schaffung von Möglichkeiten der Pflege im
Wohnquartier;
▲ die Initiierung beziehungsweise Stärkung von
Verbraucherschutz und Interessenvertretung im Ver-
ständnis von Autonomie und Selbstbestimmung.

Zusammenfassend geht es also darum,
▲ alte Menschen in die Gesellschaft zu integrieren
und ihre Interessensvertretung zu fördern;
▲ die Partizipation alter Menschen sicherzustellen;

Lebensweltorientierung zeigt sich schließlich in
biographischen Bezügen und damit einer starken
Ausrichtung auf Pluralität und Individualität des
Alter(n)sprozesses.

Trotz der genannten theoretischen Bezüge muss fest-
gestellt werden, dass das Konzept der Lebenswelt-
orientierung im Bereich sozialer Altenarbeit kaum
umgesetzt ist. Zu stark scheint die Orientierung an
Defiziten, an Hilfe- und Pflegebedürftigkeit im Be-
reich sozialer Altenarbeit ausgeprägt zu sein, um das
von Thiersch (Grunwald; Thiersch 2004, S. 26 ff.).
entwickelte Rahmenkonzept umsetzen zu können.
Dabei verweisen die Strukturmaximen der Präven-
tion, der Alltagsorientierung und der Regionalisie-
rung auf lebensweltliche Erfahrungen, und die der
Integration und Partizipation auf sozialethische Di-
mensionen im Sinne der Gestaltung sozialer Gerech-
tigkeit.

Die einzelnen Strukturmaximen im Kontext Sozialer
Arbeit mit älteren Menschen bedeuten hinsichtlich
der Prävention, dass insbesondere im gesundheit-
lichen Bereich – im Sinne ambulanter Rehabilitation
– quartiersnahe Versorgungsstrukturen etabliert
werden müssen, um Kompetenzen und Ressourcen
zur Alltagsbewältigung zu stabilisieren. Alltagsori-
entierung bedeutet die Erreichbarkeit von Angebo-
ten, die Präsenz von Hilfen in der Lebenswelt und
eine Abstimmung der einzelnen Hilfen im Kontext
bisheriger Lebenserfahrungen. Dezentralisierung
und Regionalisierung meinen die Anpassung einzel-
ner Angebote an die Infrastruktur vor Ort, implizie-
ren aber insbesondere eine Umkehr von der starken
Zentralisierung von Angeboten, die sich als eher
negativ für eine gelingende Kooperation darstellt.
Selbstbestimmung und Autonomie als wichtige
Prinzipien Sozialer Arbeit stützen die Maxime der In-
tegration und Partizipation hinsichtlich der Planung,
Entwicklung und Realisierung von Angeboten.

Mit Sozialraum ist insbesondere die Wohnraumqua-
lität in Quartieren, die infrastrukturelle Versorgung,
die Verkehrssituation, also die „Prägung des Sozia-
len durch den Raum, aber auch das durch die Zu-
sammensetzung der Bevölkerung sich ergebende
soziale Milieu des Quartiers, folglich die „Prägung
des Raumes durch das Soziale“, gemeint (Institut
für Soziale Arbeit e.V. 2001). Die Bedeutung beider
Aspekte bietet für eine gemeinwesenorientierte
Soziale Arbeit mit alten Menschen wichtige Bezugs-
punkte. Davon ausgehend, dass sich Alltag im Alter,
insbesondere aber im hohen Lebensalter, häufig als
Wohnalltag darstellt, spielt der Sozialraum, wenn
die Wohnung als Zentrum des Sozialraums definiert
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▲ Prävention und Lebenslauforientierung zu berück-
sichtigen;
▲ die Solidarität zwischen und innerhalb der Gene-
rationen zu stärken;
▲ die Potenziale älterer und alter Menschen zu
fördern;
▲ Benachteiligungen aufgrund geschlechtlicher,
nationaler oder kultureller Unterschiede zu verhin-
dern und
▲ einer Differenzierung nach Altersgruppen zu ent-
sprechen.

Dabei sollte das von Konrad Hummel schon so früh-
zeitig formulierte Prinzip Leididee sozialer Alten-
arbeit sein, in dem es heißt, dass„eine befriedigen-
dere Lösung der Probleme älterer Menschen ...nur
eine befriedigende Lösung mit allen und für alle Ge-
nerationen in dieser Gesellschaft sein kann“(1982).
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gen Menschen. Auch ist Schulmüdigkeit erst seit re-
lativ kurzer Zeit ein Thema in der bildungspolitischen
Debatte und Forschung – und dies zu Recht. Selbst
wenn keine Zunahme dieses Phänomens zu verzeich-
nen ist, so ist es dennoch ein Problem. Schätzungen
gehen davon aus, dass 300 000 bis 500 000 Kinder
und Jugendliche ein sogenanntes schulaversives Ver-
halten zeigen, von denen ungefähr 10 000 Schüler-
innen und Schüler als Totalverweigernde gelten (bei
insgesamt 9,5 Millionen Schülern). Weiter verlassen
zirka neun Prozent die Schule ohne Abschluss.

Ein fehlender Schulabschluss hat bekanntlich zur
Folge, dass die Chancen auf eine qualifizierte Berufs-
ausbildung besonders niedrig sind. So haben derzeit
15 Prozent der jungen Erwachsenen zwischen 20 und
29 Jahren keine Berufsausbildung. Eine solche ist
aber der Schlüssel für eine erfolgreiche Partizipation
an der Gesellschaft, zumal durch den fortschreiten-
den Strukturwandel in der Arbeitswelt einfache Hilfs-
tätigkeiten immer weniger benötigt werden (Zahlen
laut Deutscher Verein für öffentliche und private
Fürsorge sowie Statistisches Bundesamt).

Gründe für Schulmüdigkeit
Die Gründe für schulverweigerndes Verhalten sind
immer individuell sowie zumeist vielschichtig und
komplex. In der Literatur zu diesem Thema wird von
vier Hauptursachen ausgegangen:
▲ vom Aufwachsen in sogenannten„bildungsfernen“
Familien und schwierigen sozialen und materiellen
Lebensverhältnissen, die die Bildungsbedingungen
erheblich verschlechtern;
▲ vom Einfluss der Peer-Group und von dieser ge-
prägte Loyalitäts- und Nachahmungseffekte;
▲ von Konflikten und Problemen in der Eltern-Kind-
Beziehung beziehungsweise der Familiendynamik;
▲ von traditionellen Strukturen und Rahmenbedin-
gungen des Schulwesens als wesentliche Faktoren.

Interessanterweise lassen sich hinsichtlich der An-
zahl schulmüder Schülerinnen und Schüler auch gro-
ße Unterschiede zwischen Schulen, die im selben
sozialen Brennpunkt liegen, feststellen. Hier schei-
nen sich schulinterne Faktoren auszuwirken. So ga-
ben in einer Studie 59 Prozent der befragten schul-
müden Jugendlichen Probleme mit den Lehrern als
Grund für ihr Verhalten an, 31 Prozent nannten
schlechte Leistungen, 30 Prozent schulische Proble-
me und 29 Prozent Probleme mit Mitschülern.

Sozialer Status und Migrationshintergrund
Besonders bedenklich ist im Zusammenhang mit
dieser Ursachenanalyse ein Ergebnis der PISA-Stu-
die, welches zeigt, dass junge Menschen aus sozial

Zusammenfassung
Dieser Artikel beschreibt ein innovatives Projekt der
Jugendwerkstatt Köln-Klettenberg e.V. – die „Zu-
kunfts-Werkstatt“. Das Projekt hat sich zum Ziel ge-
setzt, schulmüde Schülerinnen und Schüler wieder
in den schulischen Lernprozess zu integrieren bezie-
hungsweise ihrer Schulmüdigkeit präventiv entge-
genzuwirken. Der erste Abschnitt beleuchtet das
Phänomen der Schulmüdigkeit im Allgemeinen, wäh-
rend im zweiten Abschnitt das Projekt „Zukunfts-
Werkstatt“ genauer vorgestellt wird.
Abstract
This article describes an innovative project of the Ju-
gendwerkstatt Köln-Kletteberg e.V.– the „Zukunfts-
werkstatt“(„Future Workshop”).The project is aimed
at reintegrating into the school learning process fe-
male pupils tired of school, or, more exactly, to pre-
vent school tiredness in advance. The first section
examines the phenomenon of school tiredness in
general. In the light of these explanations section
two introduces the project „Future Workshop“ in
greater detail.
Schlüsselwörter
Schulverweigerung – Migrantenjugendlicher –
Schüler – Ursache – soziale Lage – Projekt

1. Fakten zum Thema Schulmüdigkeit
In der wissenschaftlichen Literatur werden die Be-
griffe Schulunlust, Schulmüdigkeit, Schulverdrossen-
heit, Schulschwänzen und Schulverweigerung zum
Teil synonym, zum Teil differenzierend gebraucht.
Es können drei Gruppierungen von Schülern und
Schülerinnen unterschieden werden:
▲ Auffällige, die erste Anzeichen von Schulverwei-
gerung zeigen, wie etwa Motivationsverlust,passive
Verweigerung, Fehlen in Randstunden;
▲ Gefährdete, die sich „innerlich“und „äußerlich“
von der Schule teilweise entfernt haben – sie fehlen
häufig für mehrere Tage;
▲ Ausgestiegene, die sich selber nicht mehr als
„Schüler“einer Schule betrachten, sie fehlen wochen-
oder monatelang.

Es gibt keine empirischen Hinweise darauf, dass die
Zahl der Schulversäumnisse in den letzten 40 Jahren
signifikant zugenommen hat. Die sich ausweitende
Berichterstattung in den Medien korreliert also nicht
mit einer wesentlichen Verhaltensänderung der jun-
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schwachen Familien und solchen mit Migrations-
hintergrund vom Schulsystem benachteiligt sind. So
kann davon ausgegangen werden, dass der soziale
Status und ein Migrationshintergrund wichtige Fak-
toren für Schulmüdigkeit sind. Zu berücksichtigen ist
dabei, dass der Anteil der Personen mit Migrations-
hintergrund an der Gesamtbevölkerung mit einem
Fünftel (18,6 Prozent) nahezu doppelt so hoch ist
wie der bisher in der amtlichen Statistik ausgewie-
sene Ausländeranteil. Zwischen den Altersgruppen
variieren die Anteile zwar erheblich, bei den jüngs-
ten Altersgruppen sind sie aber am höchsten (unter
sechs Jahren 32,5 Prozent). Von besonderem bil-
dungspolitischen Interesse ist die Altersgruppe der
unter 25-Jährigen. Sie umfasst etwa sechs Millionen
Menschen mit Migrationshintergrund, das entspricht
27,2 Prozent der gleichaltrigen Bevölkerung.

Das Problem des Migrationshintergrundes wird auch
dadurch sichtbar, dass in einigen Bundesländern der
Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund, die
eine verzögerte Schullaufbahn aufweisen, doppelt
so hoch ist wie der von Kindern ohne Migrationshin-
tergrund. Eine vorzeitige Einschulung von ausländi-
schen Kindern war im Jahr 2004 etwa halb so hoch,
eine verspätete Einschulung aber doppelt so hoch
wie bei deutschen Schülern. Kinder aus Migranten-
familien haben größere Schwierigkeiten, auf eine
weitergehende Schule zu gelangen und sich dort 
zu halten. Insgesamt verlassen doppelt so viele aus-
ländische Schülerinnen und Schüler die Schule ohne
Abschluss wie deutsche.

Die Probleme sind nicht auf eine fehlende Lernbe-
reitschaft zurückzuführen – die Lernmotivation ist
bei Kindern von Migranten mindestens genauso vor-
handen wie bei deutschen Jugendlichen. Trotzdem
stehen rund 25 Prozent derjenigen mit Migrations-
hintergrund in ihrem späteren Berufs- und Privatle-
ben erheblichen Schwierigkeiten gegenüber. So zeigte
die PISA-Studie 2003, dass es in dieser Gruppe zum
Beispiel an grundlegenden Kompetenzen in Mathe-
matik mangelte.

Alter und Geschlecht
Weiter scheinen die zwischen 12- und 14-Jährigen
für das Thema Schulmüdigkeit eine besonders anfäl-
lige Gruppe zu sein. Dafür gibt es folgende entwick-
lungspsychologische Erklärungen: Mit Beginn der
Pubertät entsteht ein besonders deutliches Verselbst-
ständigungsstreben und ein Bedürfnis nach Abgren-
zung. Treffen diese Bestrebungen auf ungünstige
Rahmenbedingungen in Schule und Familie, scheint
es ein erhöhtes Risiko für die Entwicklung schulmü-
den Verhaltens zu geben. Jungen fallen dann mit ih-
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rer Schulmüdigkeit tendenziell eher auf, da sie aktiv
den Unterricht verweigern, fehlen oder stören. Mäd-
chen bleiben eher unauffällig und ziehen sich aus
dem Unterrichtsgeschehen zurück.

2. Lösungen
Seit Anfang der 1990er-Jahre gibt es spezielle Ange-
bote gegen Schulmüdigkeit, eine Reintegration in
die Regelschule ist aber nur in Ausnahmefällen ihr
Ziel, zumeist handelt es sich um schulersetzende
Angebote mit einer Mischung aus werkpraktischen
Tätigkeiten, Beschulung und sozialpädagogischer
Einzelfallhilfe.

Die Zukunfts-Werkstatt
Das Kölner Modellprojekt„Zukunfts-Werkstatt“des
Jugendwerkstatt Köln-Klettenberg e.V. zeigt, wie
durch Prävention beginnender Schulmüdigkeit be-
gegnet und eine nachhaltige Integration in die Re-
gelschule erreicht werden kann. Jugendwerkstatt
Köln-Klettenberg e.V. ist ein gemeinnütziger Träger
unterschiedlicher Maßnahmen für Schülerinnen und
Schüler in der Schule (Kompetenzcheck NRW), nach
der Schule (Jugendwerkeinrichtung als Berufsvorbe-
reitung), in der Ausbildung (ausbildungsbegleitende
Hilfen,Ausbildung in Rehabilitation) und für Erwach-
sene (wie Beratung von Hartz IV-Beziehenden, Inte-
grationsjobs).

Neben der Zukunfts-Werkstatt wird auch ein Projekt
für schulmüde Jugendliche durchgeführt, die sich 
im Übergang von der Schule in den Beruf, also im 
9. oder 10. Schulbesuchsjahr, befinden – das „KAT-
Projekt“. Bei der Durchführung beider Projekte kön-
nen in Bezug auf die administrative Abwicklung und
die einzelnen Angebote Synergieeffekte genutzt
werden.

Die Zukunfts-Werkstatt des Jugendwerkstatt Köln-
Klettenberg e.V. arbeitet seit 2005 mit Schulpflich-
tigen im 6.,7. und 8. Schulbesuchsjahr aus Haupt-,
Gesamt-, Real- und Förderschulen. Zielgruppen sind
insbesondere solche Jugendliche, die erste Anzei-
chen von Schulmüdigkeit zeigen: Sie stören den Un-
terricht durch ihr Verhalten oder arbeiten nicht mehr
aktiv mit und ziehen sich aus dem Unterrichtsge-
schehen vollständig zurück. Ziel des Projektes ist es
zum einen, präventiv schulaversivem Verhalten ent-
gegenzuwirken, zum anderen eine nachhaltige (Re)-
Integration in die Regelschule zu erreichen. Gleich-
zeitg sollen die Lehrkräfte und Eltern durch eine in-
tensive Beratungsarbeit betreut, entlastet und für
das Thema Schulmüdigkeit sensibilisiert werden.
Insbesondere sollen die Schülerinnen und Schüler
stabilisiert und es soll ihre persönliche Entwicklung
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petenzen durch die selbstständige Bewältigung ei-
nes komplexen Arbeitsauftrages im Team. Die fami-
liäre Atmosphäre und der Austausch am Mittags-
tisch mit allen Beteiligten (Mitarbeitenden sowie
Teilnehmenden) ist darüber hinaus ein wichtiges
pädagogisches Instrument.

▲ Handwerk und Design: Schwerpunkt bildet hier
die Qualifizierung im handwerklichen Bereich. Ne-
ben Werkstoffkunde, Farbenlehre, Umgang mit Werk-
zeugen und Werkzeugpflege stellen die Planung der
Arbeitsprozesse sowie die Anwendung und Förde-
rung des mathematischen und logischen Verständ-
nisses die zentralen Themen dar. In diesem Modul
besteht für die jungen Menschen die Möglichkeit,
sich kreativ auszudrücken.

▲ Sport: Neben „klassischem“Sport und Fitnesstrai-
ning wird eine Auseinandersetzung mit Bewegung
als persönlichem Ausdruck durch Tanz und freie Be-
wegung mit Musik angeboten. Vielfältige Körperer-
fahrungen werden sowohl durch die Arbeit mit Ma-
terial (Bälle, Stöcke, Trampolin, Reifen, Rollbretter)
sowie durch Entspannungsangebote gemacht. Ein
Schwerpunkt ist die Förderung der Freude an Bewe-
gung, daher ist das Aufgreifen von Impulsen seitens
der Jugendlichen in diesem Modul besonders wich-
tig. Neben dem körperlichen Gesundheitsaspekt ist
der Aufbau von Selbstvertrauen,Teamfähigkeit und
Leistungsmotivation das zentrale Ziel dieses Projekt-
moduls.

▲ Kooperationsspiele, Erlebnispädagogik, soziales
Lernen: Inhalte sind Interaktions- und Vertrauens-
spiele, die die sozialen Kompetenzen der jungen
Menschen fördern. Neben dem Erlernen eines kon-
struktiven Miteinanders und ebensolcher Kommuni-
kation steht soziales Lernen in Gruppenprozessen,
die Übernahme von Verantwortung füreinander und
das Erlernen des Umgangs mit schwierigen Situatio-
nen im Mittelpunkt. Die Jugendlichen erhalten die
Möglichkeit, eigene Stärken und Schwächen zu er-
kennen sowie ihre Selbst- und Fremdwahrnehmung
zu steigern.

▲ Denk-Fabrik: Hier findet eine persönliche Betreu-
ung im Rahmen gezielter Nachhilfe statt. Wissens-
lücken werden individuell aufgearbeitet. Durch Übun-
gen zur Konzentration, zu Lernmethoden und Ge-
dächtnisstrategien werden in diesem Modul kogni-
tive Methoden und zugleich Lernanreize sowie Freude
am Lernen vermittelt. Der PC wird in diesem Bereich
genutzt, um mit Lernprogrammen an individuellen
Themen zu arbeiten. Dieses Angebot bildet den un-
mittelbaren Brückenschlag zur Schule und bietet im-

gefördert werden, sie sollen Alltags- und Lebensbe-
wältigungsstrategien lernen, um ihre Motivation in
Richtung Schule und Schulabschluss zu steigern.

Die Zukunfts-Werkstatt bietet allen Beteiligten eine
Unterstützung parallel zur Schule an, das Projekt
arbeitet nicht schulersetzend, sondern die Schüler-
innen und Schüler nehmen am Angebot des Projek-
tes nur an bestimmten individuell mit der Schule ab-
gesprochenen Zeiten teil, besuchen jedoch weiter-
hin den Unterricht. Ein regelmäßiger Austausch mit
den jeweiligen Lehrkräften der Schule ist ein fester
Bestandteil des Konzeptes. Das Projekt arbeitet auch
im Sinne einer Ambulanz oder Beratungsstelle, indem
es allen Beteiligten Beratungsgespräche anbietet.

Der pädagogische Kern des Projektes
Der pädagogische Kern des Projektes liegt in der
Teilnahme an einem zeitlich flexiblen individuali-
sierten Modulangebot an maximal drei Tagen in der
Woche und parallel geführten intensiven Beratungs-
gesprächen. Das Modulangebot dient der gezielten
Förderung des Arbeitsverhaltens (Pünktlichkeit, An-
wesenheit, Konzentration, Interesse, Belastbarkeit,
Zuverlässigkeit, Sorgfalt), der Methodenkompetenz
(Fähigkeit zu Selbstreflektion, Problemlösungsver-
halten, Arbeitsplanung, Lernfähigkeit), der sozialen
Kompetenz (Teamfähigkeit, Kooperation, Kommuni-
kationsfähigkeit, Übernahme von Verantwortung,
Konfliktfähigkeit, Verbindlichkeit, Umgang mit Kol-
legen, Vorgesetzten) und der personalen Kompetenz
(Selbstbild/Fremdbild, Impulskontrolle, Motivation,
Alltagsbewältigung, Selbstvertrauen) sowie der fach-
spezifischen Kompetenz (Umgang mit Werkzeugen
und Material).

Weiter sollen die Schülerinnen und Schüler durch
das Modulangebot an das Projekt angebunden wer-
den – ein wichtiger Faktor, zumal die Teilnahme frei-
willig ist – und eine Beziehung zwischen den bera-
tenden pädagogischen Fachkräften aufbauen kön-
nen. Folgendes Modulangebot läuft zurzeit:

▲ Multimedia, EDV,Video: Im Mittelpunkt stehen
hier die Qualifizierung, die Motivationsarbeit sowie
die Schaffung von Bildungsanreizen im Bereich Mul-
timedia und EDV. Es werden Grundkenntnisse im
Bereich EDV vermittelt, gestalterisches Arbeiten mit
dem PC, Lernspiele und Lernprogramme.

▲ Kochstudio: Gefördert werden ein strukturierter
Tagesablauf durch regelmäßiges gemeinsames Mit-
tagessen; die Vermittlung alltagsrelevanter Qualifi-
kationen wie der Umgang mit Rezepten, Einkaufen,
Kochen; der Erwerb methodischer und sozialer Kom-
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mer wieder Gelegenheit, mit den Schülerinnen und
Schülern eigenes Verhalten in der Schule zu reflek-
tieren und möglicherweise zu korrigieren. Es können
zu festgelegten Zeiten in einer ruhigen Lernatmos-
phäre die Hausaufgaben und Vorbereitungen auf
Klassenarbeiten erledigt werden.

▲ Balance und Jonglage: Mit zirkuspädagogischen
Methoden wird in diesem Modul gezielt am Koordi-
nationsvermögen, der Feinmotorik und der Selbst-
wahrnehmung gearbeitet sowie gelernt, sich vor
einer Gruppe zu präsentieren. Gearbeitet wird ko-
operativ und nicht in einer Konkurrenzsituation.

▲ Klettern: An einem Nachmittag bieten wir ein Klet-
ter-Modul an, dessen Inhalt der Aufbau von Eigen-
wahrnehmung, Fremd- und Selbsteinschätzung so-
wie der Aufbau von Selbstvertrauen ist. Weiter lernen
die Schülerinnen und Schüler, die eigenen Grenzen
zu erkennen und diese gegebenenfalls zu überschrei-
ten. Ein weiterer Aspekt ist das Erleben eines posi-
tiven und vertrauensvollen Umgangs miteinander.

Alle Module schaffen erfolgreich Bildungsanreize
und bauen verloren gegangene Motivation wieder
auf. Zu Beginn des Projektes durchläuft jede Person
außerdem ein ressourcenorientiertes Kompetenz-
feststellungsverfahren mit dem Ziel, persönliche
Ressourcen anzusprechen und auszubauen. Indirekt
werden durch die Sensibilisierungsarbeit mit den
Lehrkräften auch die anderen Schüler der Koopera-
tionsschulen gefördert; die Lehrerinnen und Lehrer
werden beraten und erfahren durch die Herausnah-
me der nur sehr schwer in den Unterricht zu Inte-
grierenden Entlastung, und schließlich profitieren
die Geschwister von unserer Arbeit mit den Eltern.

Der flexible Ansatz der Zukunfts-Werkstatt mit sei-
nem vielfältigen Modul- und Beratungsangebot,
stellt hohe Anforderungen an die Mitarbeitenden
des Projektes. Im Team sind ausschließlich Pädago-
ginnen oder Pädagogen mit einer Doppelqualifika-
tion beschäftigt: Tischlerin, Circus- und Erlebnis-
pädagogen, Fächkräfte mit Ausbildungen in EDV
und weiteren Medien. Der Jugendwerkstatt ist es
damit gelungen, ein mulitprofessionelles Team zu
beschäftigen.

3. Resümee
Das durch die GEW Stiftung Köln geförderte Projekt
zeigt mit seinem indivualpädagogischen Ansatz, wie
Empowerment bei schulmüden jungen Menschen
erfolgreich gelingen kann. Gleichzeitig steht es für
eine gelingende Kooperation zwischen einem Träger
der freien Jugendhilfe und der Schule. Die Erfahrun-
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gen der Projektdurchführung belegen, dass über-
durchschnittlich viele Schülerinnen und Schüler
erfolgreich an dem Projekt teilgenommen haben.
Viele kleinere und große private Probleme konnten
angegangen oder gelöst werden. Verloren gegan-
gene Lernmotivation wurde wieder geweckt und
das Selbstbewusstsein gestärkt. Parallel zu der
Schülerarbeit wurden mit vielen Eltern intensive
Gespräche geführt, so dass diese den Veränderungs-
prozess ihrer Kindern positiv unterstützen konnten.
Die überwiegende Zahl der involvierten Lehrkräfte
ist durch die Gespräche mit den Betreuenden für
die besonderen Probleme der Jugendlichen stärker
sensibilisiert worden, so dass sie auf deren spezielle
Bedürfnisse gezielter eingehen konnten.

Weiterführende Literatur
Gentner C.; Mertens M. (Hrsg.): Null Bock auf Schule? Schul-
müdigkeit und Schulverweigerung aus Sicht der Wissenschaft
und Praxis. Münster 2006
Konsortium Bildungsberichterstattung: Bildung in Deutsch-
land – Ein indikatoren-gestützter Bericht mit einer Analyse zu
Bildung und Migration. Bielefeld 2006
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung: PISA 2000,
Zusammenfassung zentraler Befunde. Berlin 2001
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Herangehensweisen (Verfahren, Methoden und
Techniken) zur praktischen Umsetzung dieser akti-
vierenden Haltung in der Arbeit mit Eltern und Fami-
lien hat sich in den letzten Jahren einiges getan. Es
gibt neben den unzähligen anleitenden (Ratgeber,
Broschüren) und offenen Beratungs- und Trainings-
angeboten für Eltern inzwischen auch eine Vielzahl
von systemischen, aber auch verhaltenstherapeuti-
schen Methoden und Konzepten, die schrittweise
Eingang in die Jugendhilfearbeit finden und gefun-
den haben.

Ob diese elternbezogenen Ansätze in der Jugendhil-
fepraxis wirksam eingesetzt werden können, hängt
jedoch von den Fachkräften – sowohl von denen der
Jugendämter als auch von den die Hilfen durchfüh-
renden Mitarbeitenden der freien Träger – ab, die sich
drei grundlegende Thesen zu eigen machen müssten
(Kleve 2005):
▲ Erstens: Die Funktionen der Eltern und Familien
können durch Professionelle nicht kompensiert, nicht
ersetzt, aber konstruktiv unterstützt und gestärkt
werden.
▲ Zweitens: Eltern sind Experten für die Erziehung
ihrer Kinder. Sie sollten hinsichtlich dieser Experten-
rolle angesprochen werden.
▲ Drittens: Wenn das Verhalten von Kindern und
Jugendlichen zur Disposition steht, wenn es verän-
dert werden soll, dann kann diese Veränderung vor
allem über die Eltern geschehen.

Ausgehend von diesen Thesen, auf denen unsere
professionelle Haltung fußt, wollen wir mit diesem
Beitrag die Intervall- und Tandemleistung vorstellen.
Aus unserer Sicht entsprechen diese Hilfen flexiblen
und kooperativen Unterstützungsformen, die das
professionelle Helfen von vornherein schon durch
ihren strukturellen Aufbau und zeitlichen Ablauf be-
grenzen. Gerade damit fördern solche Hilfen ressour-
cenorientierte, auf das Erreichen von Zielen und auf
eigenverantwortliches Handeln gerichtete Interven-
tionsstrategien im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe.
Von den Fachkräften wird in diesem Kontext erwar-
tet, sich schrittweise überflüssig zu machen. Denn
genau damit sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass die
Familien vom Hilfesystem abhängig werden. Aber
was ist nun unter den beiden genannten Erziehungs-
hilfeleistungen zu verstehen? 

Tandemleistungen
Anspruch und Wirklichkeit prallen in der gängigen
Hilfepraxis gerade dann aufeinander, wenn es um
den Umgang der Hilfesysteme mit familiären Krisen
geht. Familiäre Lösungen werden in diesem Kontext
durch die klassischen Entweder-oder-Konstrukte er-

Zusammenfassung
Mit diesem Beitrag stellen die Autoren das Konzept
und erste Erfahrungen eines Praxisentwicklungspro-
jektes vor, das im Januar 2006 startete und in dem
das Jugendamt Pankow von Berlin, freie Träger der
Jugendhilfe des Bezirkes und der Fachbereich Sozial-
wesen der Fachhochschule Potsdam miteinander
kooperieren. Im Rahmen des Projektes werden die
Intervall- und Tandemleistungen des Bezirksamts
sowohl theoretisch fundiert als auch in ihrem prak-
tischen Einsatz evaluiert und weiter entwickelt. Aus-
gangspunkt dieser neuen, sehr innovativen Hilfen
zur Erziehung ist eine konsequent an den Selbsthil-
fepotenzialen der Klientinnen und Klienten ausge-
richtete Soziale Arbeit.
Abstract
In this contribution the authors present the concept
of „Interval and Tandem Services“, a project for Prac-
tice Development, introducing first practice-related
experiences. The project, a cooperation between the
Youth Welfare Department, independent social wel-
fare organizations of the district Pankow, Berlin and
the Faculty of Social Work of the University of Pots-
dam, started in January 2006. Within the framework
of this project, a theoretical foundation will be pro-
vided for these services and there will be regular
practice-related assessments and evaluations as a
basis of their further development.The starting point
of this new assistance for education, which the au-
thors consider to be very innovative, is a way of so-
cial work oriented consistently towards the clients‘
self-help potentials.
Schlüsselwörter
Hilfe zur Erziehung – Innovation – Jugendamt –
Projekt – Berlin

Ausgangsüberlegungen
Der Gedanke, Eltern, ja Klientinnen und Klienten
Sozialer Arbeit generell, in ihrer Selbstbestimmung
und Eigenverantwortlichkeit zu stärken, ist sicher-
lich nicht neu. Vielmehr entspricht dieser Anspruch
inzwischen dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB
VIII). Weiterhin ist er Bestandteil von Leistungsbe-
schreibungen für Hilfen zur Erziehung und nicht zu-
letzt in den Broschüren zahlreicher Hilfeanbietenden
formuliert.Auch im Hinblick auf die Entwicklung von
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Intervall- und
Tandemleistungen
Zwei innovative Hilfen zur Erziehung
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schwert, die in der Logik der (nach wie vor) üblichen
Hilfeplanung immer noch allgemein verbindlicher
Standard für die Praxis sind: „Entweder die Eltern
kriegen das jetzt hin, oder sie können es nicht. Wenn
die das jetzt nicht hinkriegen bei all der Unterstüt-
zung, dann wollen sie nicht.“

In Anbetracht der Tragweite der zu treffenden Ent-
scheidungen haben die Beteiligten zu wenig Zeit und
Raum für eine aktive Wahrnehmung ihrer Verant-
wortung. Unmittelbar drohende Eingriffe in ihr Sor-
gerecht vor Augen, können sich die Eltern in dieser
zugespitzten Ja-nein-Struktur nicht ernsthaft ent-
scheiden, werden aber dennoch vor eine Wahl ge-
stellt, die sie (noch) nicht treffen können. Dafür
bräuchten sie die Möglichkeit, sich in der Ambiva-
lenz ihres Entscheidungsspielraums ausprobierend
zu bewegen, um sich mithilfe dieses Prozesses dann
nachhaltig und stabil entscheiden zu können.

Ist eine Fremdplatzierung erst einmal erfolgt, wird
es in der Regel für alle Beteiligten sehr mühsam, die
Eltern als aktive Partner zu gewinnen. Die Problema-
tik der sogenannten„Rückkehroption“in der tradi-
tionellen stationären Hilfe besteht insbesondere da-
rin, dass die Eltern als Entscheidungs- und Verant-
wortungsträger für die Zeit der Unterbringung an
den Rand des Geschehens gedrängt sind und in der
Folge zwei parallele Systeme beginnen, in denen
sich die Betroffenen auseinanderleben.Daher plädie-
ren wir für die Möglichkeit der kurzzeitigen „Dop-
pelfinanzierung“ einer ambulanten und einer statio-
nären Hilfe in Form einer Tandemleistung, um der
Falle dieser Ja-oder-nein-Struktur zu entgehen und
die Eltern bei der gemeinsamen Entwicklung von
Lösungen in ihrer elterlichen Verantwortung ernst
zu nehmen.

Das Ziel der Tandemleistung als Kombination von
ambulanter und stationärer Hilfe ist, langfristig den
Verbleib von Kindern in Familien zu ermöglichen,
und zwar durch die temporäre Verknüpfung einer
ambulanten Eltern-/Familienarbeit in Verbindung
mit kurzfristiger stationärer Unterbringung in Kri-
sensituationen in der Nähe des sozialen Umfelds
der Familie. Tandemleistungen haben die Funktion,
Eltern und Familien auch bei drohender Fremdunter-
bringung von Kindern zu ermöglichen, aktiv und
verantwortungsvoll zu handeln. Die Aufrechterhal-
tung und Stärkung der Elternfunktion ist dabei der
zentrale Bezugspunkt der Arbeit. Insofern ist die sta-
tionäre Maßnahme vor Ort lediglich ein optionaler
Bestandteil des Hilfesets. Eltern und Familie bleiben
weiterhin die zentralen Akteure des Hilfegesche-
hens. Idealtypisch ist angedacht, nach der Bewälti-
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gung der Krisensituation (und bestenfalls nach Rück-
kehr der Kinder) die ambulante Maßnahme im Rah-
men einer Intervallleistung fortzuführen.

Der Einsatz einer Tandemleistung geht einher mit be-
stimmten Voraussetzungen, insbesondere hinsicht-
lich der Falleingangsphase beziehungsweise der Hil-
feplanung, für die insbesondere die Sozialarbeiter-
innen und Sozialarbeiter der Jugendämter verant-
wortlich sind. So ist eine klare Benennung der Be-
dingungen für den Verbleib der Kinder in der Familie
erforderlich. Außerdem sollte das Jugendamt trans-
parent machen, welche Auflagen es diesbezüglich
festlegt und wie es die Erfüllung dieser zu kontrol-
lieren gedenkt. Die zentrale Fragstellung lautet hier:
Was ist aus wessen Sicht (Eltern, Kinder, Jugendamt,
Polizei oder Schule) an (kurz-, mittel- und langfris-
tigen) Veränderungen notwendig, damit die Familie
zusammenbleiben kann? Daraus sind verbindliche
Aufgaben und Zielstellungen für und mit der Familie
abzuleiten, insbesondere Regeln, Auflagen, Aufträge,
Sofortmaßnahmen, Absprachen für den Krisenfall
(Krisenmanagement), Aufstellen eines Umsetzungs-
und Zeitplans im Rahmen der Hilfeplanung.

Die Vorteile solcher Tandemleistungen liegen auf der
Hand: Von vornherein bleibt klar, dass es langfristig
um einen Verbleib der Kinder in der Familie geht und
dass die Eltern daher auch während der stationären
Unterbringung eines Kindes nicht aus der erzieheri-
schen Verantwortung entlassen sind. Im Gegenteil:
Die Verschiebung der Aufgaben- und Zielstellungen
von dem stationären auf den ambulanten Teil der
Hilfe fokussiert den Hilfeprozess auf die Entwicklung
eigener Lösungsstrategien und betont die Eigenver-
antwortlichkeit der Eltern für die weitere Entwick-
lung. Unterstrichen wird dies zudem durch die Unter-
bringung in Wohnortnähe: soziale Bezüge (Schule,
Freundeskreis, Vereine und andere) bleiben dadurch
für die Kinder erhalten, und die Eltern können und
sollen ihre Elternrolle in Angelegenheiten wie zum
Beispiel der Kooperation mit der Schule weiterhin
aktiv wahrnehmen. Ein weiterer Vorteil dieser Hilfe-
form ist, dass durch die kurzfristige Unterbringung
die ambulante Hilfe von der Notwendigkeit entlas-
tet wird, Kontrolle auszuüben, da eine mögliche Ge-
fährdung der Kinder durch die Unterbringung abge-
wendet ist. Damit können sich ambulante Helferin-
nen und Helfer auf einen eindeutigen Hilfeauftrag
konzentrieren und geraten nicht in die oft schwer
zu vermittelnde Ambivalenz von Hilfe und Kontrolle.

Schließlich ist es aus systemischer Sicht sehr wahr-
scheinlich, dass sich die familiären Beziehungs- und
Interaktionsmuster während der Unterbringung ver-
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dem nachhaltigen Bezug auf die Eigenverantwortung
von Eltern und jungen Menschen. Eine Intervallleis-
tung kann bei nahezu allen üblichen Problemlagen,
die im Rahmen der ambulanten Erziehungshilfen zu
bearbeiten sind, eingesetzt werden. Wichtig ist in
diesem Zusammenhang jedoch eine intensive Ziel-
planung. In vielen Fällen ist es möglich, die Proble-
me einer Familie oder eines Jugendlichen auf einige
wenige zentrale Fragestellungen zu reduzieren und
auf wenige Teilziele zu begrenzen. Dafür ist es not-
wendig, herauszuarbeiten, an welchen Stellen die
Helfenden Akzente setzen können (Teilzielbestim-
mung), die geeignet sind, symptomatische Interak-
tionsmuster zu unterbrechen und die Klientel dazu
anzuregen, neue Formen des Umgangs mit sich und
den anderen auszuprobieren. Dem Aspekt der Selbst-
hilfe kommt dabei eine zentrale Bedeutung zu, nicht
zuletzt weil die Notwendigkeit, sich überflüssig zu
machen, für die Helfenden bereits durch die Ablauf-
struktur der Hilfe vorgegeben ist.

Die Form der Intervallhilfe, die im Jugendamt Pan-
kow von Berlin, Ortsteil Weißensee, entwickelt wur-
de, besteht aus mindestens einem und höchstens
vier Etappen, die Gesamtdauer der Hilfe kann mini-
mal zwölf, maximal 78 Wochen betragen. Vor Be-
ginn eines neuen Intervalls finden jeweils Auswer-
tungsgespräche im Jugendamt statt. Die Intervalle
dauern wahlweise 27, 22,17 oder zwölf Wochen. Je
nach Intervall wird ein Kontingent von 192,122, 68
oder 31 Fachleistungsstunden bereitgestellt. Jedes
Intervall bildet eine geschlossene Einheit und unter-
teilt sich in fünf Phasen:

▲ Phase 1: Initialphase (zwei Wochen mit maximal
zehn, acht, sechs oder vier Stunden): Während die-
ser Phase geht es um die genaue Auftragsklärung,
die Zielbestimmung und Erstellung des Selbsthilfe-
plans. Die Helfenden verschaffen sich einen Über-
blick über die Situation, sichern den Kontakt zu der
Klientel, bauen eine konstruktive Beziehung auf
und stellen Verbindungen mit weiteren relevanten
Personen her. Sinnvoll ist in diesem Zusammenhang
auch ein Ressourcencheck (Budde u.a. 2004). In der
Selbsthilfeplanung wird in Absprache mit den Be-
teiligten auf der Grundlage der vereinbarten Teil-
ziele ein Handlungskonzept für die anschließende
Leistungsphase entwickelt.

▲ Phase 2: Leistungsphase (16, zwölf, acht oder
vier Wochen mit zehn, acht, sechs oder vier Wochen-
stunden): Hier geht es um die Bearbeitung der Teil-
ziele und das begleitende Realisieren von Hand-
lungsschritten mit Unterstützung einer Fachkraft.
Bereits jetzt wird auf die Hilfeunterbrechung in der

ändern. Denn Problemverschiebungen in Richtung
Kind als Symptomträger können sichtbar werden,
wenn der Symptomträger, der die Familie bisher ent-
lastet hat, eine Position zum Familiensystem ein-
nimmt. Die Probleme lassen sich sodann in Eltern-
und Familiengesprächen auf einer anderen Ebene
betrachten und bearbeiten. Die Beteiligung und Mit-
verantwortung der Eltern am Problem kann deutlich
werden.

Obwohl Tandemleistungen kurzfristig relativ kosten-
intensiv sein können, kann mittelfristig von einer
hohen Effizienz, einem günstigen Verhältnis von Auf-
wand und Nutzen ausgegangen werden – zumin-
dest dann, wenn sich die Erwartungen, die mit die-
ser Leistung verbunden sind, erfüllen. Denn das Ziel
besteht darin, stationäre Dauerunterbringung von
Kindern zu vermeiden. Klassischerweise schließen
sich stationäre an ambulante Hilfen an, und zwar
immer dann, wenn nach einem kürzeren oder län-
geren Zeitraum deutlich wurde, dass eine ambulante
Unterstützung der Familie zu keiner nennenswerten
Besserung der häuslichen und erzieherischen Situa-
tion führte. In einem solchen Fall kommt es oft zu
einer dauerhaften oder zumindest langfristigen und
verhältnismäßig kostenintensiven Heimunterbrin-
gung. Die mögliche flexible Kombination der unter-
schiedlichen Hilfeformen soll hier eine effiziente
(wirtschaftliche), aber auch effektive (zielwirksame)
Alternative bieten (Krija 2006).

Intervallleistungen
Charakteristisch für die Intervallleistungen, in deren
Rahmen auch eine Tandemhilfe möglich sein kann,
ist die Durchführung der Hilfe durch einen freien Trä-
ger der Jugendhilfe (etwa in Form der Sozialpäda-
gogischen Familienhilfe) in zeitlichen Etappen (In-
tervallen), die jeweils in sich geschlossene Einheiten
bilden. Jedes Intervall ist in fünf Phasen unterteilt,
die letztlich darauf hinauslaufen, dass die Hilfe in
eine sogenannte Latenzphase eintritt, in der die Hel-
fenden mit der Familie für einen bestimmten Zeit-
raum nicht interagieren. In dieser Phase der Nicht-
Hilfe kann die Familie die während der bisherigen
Phase gemachten Erfahrungen verarbeiten, selbst-
ständig Handlungsalternativen erproben und bes-
tenfalls merken, dass es auch möglich ist, ihr Leben
ohne Hilfe konstruktiv zu meistern. Für die Helfen-
den ist mit dieser Struktur das sich Überflüssigma-
chen vorgegeben.

Wir interpretieren die Intervallleistung als eine ler-
nende, lösungs- und ergebnisorientierte Methode
zur Umsetzung von Leistungen in den ambulanten
Erziehungshilfen (§§ 30, 31 und 35 SGB VIII) unter
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Latenzphase hingearbeitet, die zu einem festgeleg-
ten Zeitpunkt beginnt. Die pädagogische Fachkraft
achtet darauf, dass die Interessen, Bedürfnisse, Er-
wartungshaltungen und Ressourcen der für die Ziel-
erreichung relevanten Personen mit einfließen und
diese an der Zielbearbeitung auf der Handlungs-
ebene beteiligt und eingebunden sind. Inwiefern
dies gelingt, zeigt sich bei der Umsetzung des Selbst-
hilfeplans auf der Handlungsebene und wird gemein-
sam mit den Klienten, Klientinnen und anderen
Beteiligten kontinuierlich reflektiert und durchge-
arbeitet, kurz: evaluiert.

▲ Phase 3: Sekundäre Prävention (vier, drei, zwei
oder eine Woche mit drei Wochenstunden): In die-
ser Phase findet eine erste Zäsur statt. Der Helfer,
die Helferin erscheint lediglich punktuell, in erster
Linie zu Beratungsgesprächen (gegebenenfalls auch
in den Räumen des Trägers). Damit wird die Familie
auf die Unterbrechung der Hilfe während der Latenz-
phase vorbereitet.

▲ Phase 4: Latenzphase (vier Wochen in jedem
Intervall): Die hier realisierte Aussetzung der Hilfe
bietet dem Klientensystem die Möglichkeit, loszu-
lassen, sich in einem Selbstorganisationsprozess
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neu zu strukturieren und dabei die bestenfalls in
den Phasen zuvor wahrgenommenen eigenen per-
sönlichen wie sozialen Ressourcen kreativ einzuset-
zen. Für eventuell auftretende Krisensituation ste-
hen insgesamt fünf Stunden als„Puffer“zur Verfü-
gung, der beispielsweise als Beratungstermin und
Krisenintervention oder lediglich als Telefonkontakt
genutzt werden kann.

▲ Phase 5: Auswertungsphase (eine Woche mit
fünf, vier oder drei Stunden): In dieser Phase soll der
Hilfeverlauf ausgewertet, die aktuelle Situation be-
trachtet und ein weiterer Hilfebedarf eingeschätzt
und in Form eines Evaluationsberichtes dokumen-
tiert werden. Weiterhin wird ein bilanzierendes Hil-
feplangespräch anberaumt. Entweder wird die Inter-
vention dann an dieser Stelle beendet oder die Be-
teiligten verständigen sich auf die Durchführung
eines weiteren Intervalls mit je nach Bedarf gerin-
gerer oder höherer Stundenzahl.

Auch jeder weitere Block, wenn er denn durchge-
führt werden soll, bildet eine in sich geschlossene
Einheit, das heißt es erfolgt nach jedem Intervall
eine neue Hilfeplanung. Dies unterstreicht und för-
dert die Möglichkeit, dass sowohl die Hilfesysteme

Wir denken weiter.
Zum Beispiel mit qualitätsorientiertem Benchmarking. 

Vergleichen Sie nicht Äpfel mit Birnen sondern nutzen Sie
die größte deutsche Datenbasis für Benchmarking-Projekte
der Sozialwirtschaft. Unsere Betriebsvergleiche zeigen die
Maßstäbe.
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als auch die Klientel die Situation in einem neuen
Licht betrachten, einen veränderten Bedarf feststel-
len und damit auch eine veränderte Zielbestimmung
vornehmen können. Damit erweitern sich die Mög-
lichkeiten und Handlungsoptionen aller Beteiligten,
was die Entwicklung von Lösungsstrategien und
Alternativen fördert.

Die neuen Leistungen im Kontext 
der Sozialraumorientierung
Es sollte deutlich geworden sein, in welcher Form
sich Intervall- und Tandemleistungen realisieren las-
sen, von welchen Thesen und Haltungen sie ausge-
hen und dass sie bestenfalls zu einer verstärkten
Selbsthilfeförderung sowie zu einer Stützung fami-
liärer Kompetenzen beitragen können. Abschließend
möchten wir noch darauf hinweisen, dass sich diese
in der Praxis der Sozialen Arbeit mit Kindern, Jugend-
lichen und Familien entwickelten Hilfeformen pass-
genau in das Konzept der Sozialraumorientierung
einbeziehen lassen. Denn, wie die Protagonisten die-
ses Konzeptes immer wieder betonen (Hinte 2006),
geht es exakt darum, eine neue Haltung des Helfens
zu gewinnen. Diese Haltung ist identisch mit jener,
welche mit den beiden hier vorgestellten Hilfeleis-
tungen bereits strukturell einhergeht, nämlich einer
Haltung, die Eigenständigkeit, Selbstbestimmung
und Ressourcen der Menschen grundsätzlich achtet.

Konzepte der Sozialraumorientierung, inklusive die
hier vorgestellten Leistungen, haben das Potenzial,
das klassische Hilfeparadoxon der Sozialen Arbeit
(Wolff 1990, Kleve 2000, S.106 ff.) auszuhebeln.
Nach diesem kann Hilfe ihr Ziel, nämlich die Förde-
rung der Selbsthilfe, verfehlen und die Abhängigkeit
der Klienten und Klientinnen vom Hilfesystem, Pas-
sivität, Inaktivität und Abgabe der Verantwortung
für das Erreichen der Ziele an die Professionellen
hervorrufen. Genau an diesem Punkt geht es um die
Suche nach Alternativen. Bestenfalls ließe sich durch
eine Sozialraumorientierung in der Kinder- und Ju-
gendhilfe das umsetzen, was seit Jahrzehnten von
der systemischen Sozialen Arbeit gefordert wird: die
Klientel in ihrer Kompetenz ernst zu nehmen, sie als
Experten und Expertinnen ihrer selbst zu sehen, sie
für ihre eigenen Ressourcen zu sensibilisieren und
ihnen zu ermöglichen, selbstbestimmt und zielorien-
tiert für klar begrenzte Zeiträume sozialarbeiterische
Hilfen zu nutzen (Kleve 2004).

Das Interessante an der Sozialraumorientierung ist
nämlich, dass sie nicht lediglich eine methodische,
sondern zugleich eine organisatorische Innovation
darstellt. Methodik und Organisation Sozialer Arbeit
werden hier so aufeinander abgestimmt, dass es

bestenfalls zu einer gegenseitigen Verstärkung des
intendierten Ziels kommt: zu einer konsequent an der
Hilfe zur Selbsthilfe ausgerichteten Sozialen Arbeit.
Neben den konzeptionellen Innovationen der Sozial-
raumorientierung werden seit einigen Jahren me-
thodische Konzepte und Verfahren entwickelt, die
die zentrale Philosophie des sozialraumorientierten
Ansatzes teilen. Zu denken ist diesbezüglich insbe-
sondere an die bereits genannten systemischen
Ansätze. Im Kontext dieser Ansätze wäre beispiels-
weise das von Michael Biene entwickelte Triangel-
Konzept zu nennen (Kleve 2003, Hosemann; Geiling
2005, S. 249 f.), das eine alternative Interaktion in-
nerhalb der Hilfen erfordert, um Eltern zu ermögli-
chen, sich in ihrer Erziehungskompetenz nachhaltig
zu stärken. Außerdem kann als Beispiel das Konzept
des systemischen Case Managements erwähnt wer-
den (Kleve u.a. 2006), das sich als Kombination des
klassischen Case Management-Ansatzes und neu-
erer lösungsorientierter Verfahren versteht. Das Ziel
unserer Argumentation war es, die Tandem- und In-
tervallleistungen als weitere methodisch-fachliche
Innovationen in die Liste der genannten Entwick-
lungen einzureihen.
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Zusammenfassung
Gutachtliche Stellungnahmen dienen in der Sozia-
len Arbeit als Entscheidungs- und Legitimations-
grundlage für behördliche und gerichtliche Maßnah-
men. Sie werden zu den verschiedensten Fragestel-
lungen und in zahlreichen Arbeitsfeldern der Sozia-
len Arbeit angefertigt. Gutachtliche Stellungnahmen
sollen die Lebenssituation der Betroffenen ausführ-
lich darstellen, dazu Veränderungen, Potenziale und
die Einwirkung des Umfelds beschreiben sowie eine
psychosoziale Prognose abgeben.1

Abstract
In social work, experts statements function as a basis
for decision-making and of authorization of official
and judicial measures. They are prepared in nume-
rous fields of social work, treating all kinds of ques-
tions. Expert statements should submit a detailed
account of the life situations of people concerned,
of changes, potentials and possible effects of the
environment, and they should deliver a psychoso-
cial prognosis.
Schlüsselwörter
Soziale Arbeit – Gutachten – Stellungnahme –
Sorgerecht – Adoption

Einleitung 
Gutachtliche Stellungnahmen werden besonders
häufig in der Jugendhilfe erstellt. Dabei geht es oft
um die Regelung der elterlichen Sorge (§ 1671 Bür-
gerliches Gesetzbuch, BGB), um Fragen der Adop-
tion (Annahme als Kind §§1744 ff. BGB), um den
Bereich der Jugendgerichtshilfe (§ 38 Jugendgerichts-
gesetz, JGG) sowie den Verdacht auf Kindeswohl-
gefährdung (§ 1666 BGB). Immer öfter verfassen
Sozialpädagogen auch gutachtliche Stellungnahmen
für die Strafvollzugskammern, in Betreuungs- und
Unterbringungsverfahren, im Bereich der geschlosse-
nen Unterbringung und beim Täter-Opfer-Ausgleich
(Oberloskamp u.a. 2001).

Näheres regelt seit der Verabschiedung der Kind-
schaftsrechtsreform am 1.Juli 1998 das Kinder- und
Jugendhilfegesetz (§§ 50 ff. KJHG). Aus den Zahlen
des Statistischen Bundesamtes geht hervor, dass die
Anzahl der Neuzugänge bei den Familiengerichten
von 2002 auf 2003 um über 8 000 auf 573 690 stieg.
2004 waren dabei in 168 859 Fällen minderjährige

Kinder von Scheidungen betroffen, in jedem dieser
Fälle wurde aufgrund des gesetzlichen Auftrages 
(§ 50 Abs.1 und 2 KJHG in Verbindung mit § 49 a
freiwillige Gerichtsbarkeit Gesetz, FGG) eine gut-
achtliche Stellungnahme des Jugendamtes zur Rege-
lung des Sorgerechts verfasst. Im Jahr 2003 wurden
5 330 Kinder und Jugendliche in Deutschland adop-
tiert (Statistisches Bundesamt 2005), auch hier wur-
de in jedem Einzelfall eine gutachtliche Stellung-
nahme von einer sozialpädagogischen Fachkraft
erstellt (Adoptionsgesetz §§ 1741 ff. BGB in Verbin-
dung mit § 22 Einführungsgesetz zum BGB, Interna-
tionales Privatrecht, Adoptionsvermittlungsgesetz,
§§ 49 und 56 d bis 56 f FGG, geändert durch Artikel
7 KJHG, §§ 50 und 51 KJHG).

Abgesehen von der großen Anzahl der gutachtlichen
Stellungnahmen, welche deren Relevanz in der Pra-
xis unterstreicht, muss vor allem aber die Wichtig-
keit jeder einzelnen dieser Äußerungen für die be-
troffenen Personen hervorgehoben werden. Auch in
den Medien ist das Thema oft präsent, meist in Form
von Schlagzeilen, nach denen das Jugendamt Eltern
ihre Kinder„wegnimmt“oder zu spät eingreift. Durch
solche Schlagzeilen wird deutlich, welche Verantwor-
tung Jugendämter und deren Mitarbeitende tragen,
da für die Entscheidungen der Familiengerichte im-
mer eine gutachtliche Stellungnahme der Behörde
als Grundlage dient. Wie eine Untersuchung von
Spiros Simitis (Peters 2002) belegt, folgen Richter
und Richterinnen bei Verfahren nach § 1634 (Besuchs-
regelung) und § 1671BGB (Sorgerechtsregelung) zu
87 Prozent den gutachtlichen Empfehlungen des
Jugendamtes.

Vor allem bei Entscheidungen nach § 1666 BGB wird
deutlich, welch immense Auswirkung eine gutacht-
liche Stellungnahme auf das Leben der betroffenen
Personen haben kann, sowohl auf das der Kinder als
auch ihrer Eltern. Ebenso verhält es sich bei Adop-
tionen oder Fragen des Umgangs- und Sorgerechts.
Schicksale und komplexe Nöte der Betroffenen wer-
den in Medien oft polarisierend dargestellt und mit
einfachen Lösungsvorschlägen versehen. Im Notfall
müssen kurzfristige Interventionen zum Schutz von
Kindern ohne Frage an erster Stelle stehen. Länger-
fristig gibt es jedoch keine Alternative zu einer dif-
ferenzierten Diagnostik, will man dem gesetzlichen
und ethischen Auftrag ebenso wie dem professionel-
len Anspruch gerecht werden. Den Hintergrund jeder
gutachtlichen Stellungnahme bilden die Sozialdiag-
nosen. Anliegen des Autors war es daher, zu evalu-
ieren, wie umfangreich und wissenschaftlich fun-
diert gutachtliche Stellungnahmen abgefasst und
aufgrund welcher Basis diese bewertet werden.
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beziehungsweise Qualitätsstandards für die Erstel-
lung von gutachtlichen Stellungnahmen werden in
verschiedenen Veröffentlichungen aufgezeigt. So
formuliert Oberloskamp (2001) folgende drei Anfor-
derungen, welche übergeordnet zu anderen Krite-
rien Geltung finden sollten:
▲ „Transparenz meint, dass ersichtlich wird, auf
welchen Informationsquellen die gutachtliche Stel-
lungnahme beruht und wie diese Informationen
gewonnen wurden;
▲ nachvollziehbar ist eine gutachtliche Stellung-
nahme dann, wenn die Darstellung von Sachverhal-
ten und deren fachliche Interpretation eindeutig
voneinander getrennt sind, der Leser also erschlie-
ßen kann, aufgrund welcher Auswertungsschritte
der Sozialarbeiter zu seinen Schlussfolgerungen
gekommen ist;
▲ Nachprüfbarkeit besteht dann, wenn zumindest
theoretisch sowohl methodische Aspekte der Infor-
mationsgewinnung als auch die Beachtung bei-
spielsweise der Regeln der Logik bei der Interpre-
tation der Informationen geprüft werden können“
(ebd.,S. 65).

Auch an konkreteren Vorgaben für gutachtliche Stel-
lungnahmen mangelt es nicht. Es finden sich in der
Literatur sowohl Angaben zur formalen Gestaltung,
zu wissenschaftlichen und ethischen Anforderungen
wie zu den notwendigen Kompetenzen der Verfas-
senden.Lindemann (1998, S.102 f.) fasst das Anfor-
derungsprofil für ein fachlich kompetent ausgewie-
senes Gutachten zusammen. Ein solches liege vor,
wenn klar ersichtlich ist,
▲ wie die Gutachtenden an die zusammengestell-
ten Daten kamen und für wie glaubhaft sie die je-
weilige Datenquelle halten;
▲ wer genau die Aussage, die Beobachtung, die
Wertung gemacht hat;
▲ dass das inkriminierte Verhalten, wie jeder andere
Sachverhalt, konkret beschrieben ist;
▲ dass explikative Angaben zur Untersuchungsme-
thode, zum Untersuchungsinstrument und zum Er-
gebnis formuliert sind;
▲ dass die Äußerungen der Klientel konkret wieder-
gegeben sind, in Anführungsstriche gesetzt wurden
und die Gutachtenden Gründe für deren Glaubwür-
digkeit angeben;
▲ dass die kontextuellen Bedingungen des inkri-
minierten Verhaltens und der soziale Kontext hinrei-
chend beschrieben sind, so dass das spezifische
Verhalten von den Rezipienten aus diesem Zusam-
menhang heraus nachzuvollziehen und zu verste-
hen ist;
▲ warum die angelegte Norm im konkreten Fall als
gerechtfertigt und damit legitim beurteilt wird;

Aktueller Stand der Forschung
Betrachtet man den publizierten Forschungsstand,
so lässt sich feststellen, dass die meisten Arbeiten
zum Themenbereich„gutachtliche Stellungnahmen“
um 1980/90 (Wolff 1989) erhoben wurden. Seit da-
mals wurden relativ wenig neue Erkenntnisse ge-
wonnen, Ausnahmen finden sich im Bereich der
Jugendgerichtshilfe (Trenczek 2003). Eine Auswer-
tung der vorhandenen Literatur ergab, dass nur we-
nige Autoren und Autorinnen sich mit diesem Thema
explizit auseinandersetzen, meist finden sich nur
kurze Anmerkungen. So gibt das Bayerische Landes-
jugendamt zwar eine Schrift zum Thema „Qualitäts-
standards für psychologische Gutachten“ heraus,
etwas Vergleichbares für Sozialpädagoginnen und
Sozialpädagogen sucht man jedoch vergebens. An-
deutungen, dass die Jugendhilfe in der Praxis bei
der Erstellung von gutachtlichen Stellungnahmen
den Empfehlungen der Literatur weit hinterherhinkt,
finden sich hingegen regelmäßig (Oberloskamp u.a.
2001), kaum jedoch genaue Zahlen oder aktuelle
Forschungen, welche Auskunft über die tatsächliche
Situation geben.

Aussagen, wie eine gutachtliche Stellungnahme ab-
gefasst werden sollte, finden sich in vielfältiger Form
(Harnach-Beck 2003, Oberloskamp u.a. 2001,Peters
2002). Angaben darüber, wie die sozialpädagogen
Fachkräfte diese in der Praxis umsetzen, ob sie Ar-
beitshilfen nutzen und wo sie Hilfebedarf sehen, gibt
es selten. Mehrere Publikationen bieten Arbeits-
hilfen zur Diagnostik (Hanses 2000, Krumenacker
2004, Mollenhauer 2004). Jedoch finden sich leider
auch hier kaum Aussagen darüber, wie Sozialdiag-
nosen in der Praxis gewonnen werden. In verschie-
denen Publikationen werden mögliche Gliederungs-
vorschläge für gutachtliche Stellungnahmen disku-
tiert (Harnach-Beck 2003, Oberloskamp u.a. 2001).
Kontrovers ist, ob eine formale Vorgabe überhaupt
sinnvoll ist. Dabei wird ausgeführt, dass eine Struk-
turierung die Gefahr implizieren kann, Inhalte nicht
mehr in ihrer Vollständigkeit wiederzugeben. Jedoch
gibt es auch überzeugende Argumente für eine klare
und einheitliche Strukturierung von gutachtlichen
Stellungnahmen.

Eine gute Struktur kann jedoch erheblich zur schnel-
leren Orientierung aller Verfahrensbeteiligten, ins-
besondere der Richtenden, beitragen. So ist rasch
ein Überblick zu gewinnen und in der Zusammen-
fassung die Meinung der Verfassenden als Orientie-
rungshilfe zu erfahren sowie deren Argumentation
auf Nachvollziehbarkeit zu überprüfen. Außerdem
lassen sich mit einer klaren Strukturierung Fakten
und Interpretation deutlicher trennen. Kriterien
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▲ dass die Gutachtenden ihre persönlichen Wert-
präferenzen darstellen.

Lindemann betont immer wieder, wie wichtig es ist,
dass die Autoren ihre gutachtliche Stellungnahme
mit Angaben zu Quellen, Überlegungen, Theorien
und eigenen, der Stellungnahme zugrunde liegen-
den Werten und Normvorstellungen transparent
darlegen.

Fragestellung und Methodik der Untersuchung
Die Ausgangsfragestellung der beabsichtigten Un-
tersuchung lautete: Werden die in der Literatur ge-
forderten Qualitätsstandards von den Sozialpäda-
goginnen und Sozialpädagogen in der Praxis umge-
setzt? Falls diese nicht in dem geforderten Maß
umgesetzt werden: Woran könnte dies liegen und
wie könnte dies möglicherweise geändert werden?

Zur Überprüfung der Fragestellung wurden drei Um-
fragen durchgeführt. Die erste Umfrage richtete sich
an100 Jugendämter in Bayern. Der Fragebogen hatte
einen Umfang von drei Seiten und war mit einem
zeitlichen Aufwand von zirka zehn Minuten zu be-
antworten. Der Rücklauf betrug 57 Prozent (n=57).
In einer zweiten Umfrage wurde eine kurze Anfrage
per E-Mail an 17 Landesjugendämter in Deutsch-
land gerichtet. Erkenntnisinteresse dieser Anfrage
war, Rahmenvereinbahrungen zu folgenden Frage-
stellungen in den Bundesländern aufzuspüren:
▲ Gibt es formulierte Qualitätsstandards zum Thema
gutachtliche Stellungnahmen in der Sozialen Arbeit?
▲ Gibt es Arbeitshilfen zum Thema gutachtliche
Stellungnahmen in der Sozialen Arbeit? Wird der
Ausdruck„gutachtliche Stellungnahme“ benutzt
oder werden möglicherweise andere Begrifflichkei-
ten verwendet beziehungsweise gibt es überhaupt
einen einheitlichen Begriff? 

Die dritte Umfrage erfolgte ebenfalls per E-Mail an
insgesamt 41 Ausbildungsstätten (Fachhochschulen
und Universitäten) für Soziale Arbeit in Deutschland
mit der Frage, ob die Hochschulen eine Lehrveran-
staltung zum Thema gutachtliche Stellungnahme
für ihre Studierenden anbieten. Bei Bejaung wurden
Angaben erbeten, wie viele Semesterstunden eine
solche Lehrveranstaltung umfasst, wie lange sie
schon angeboten wird und welche Themenschwer-
punkte sie behandelt.

Ergebnisse der Untersuchung
Überprüft man die Eingangsfragestellung danach,
ob die sozialpädagogischen Fachkräfte die in der
Literatur geforderten Qualitätsstandards in der
Praxis umsetzen, so ergibt die Auswertung der drei
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Befragungsaktionen, dass dies nur in Ausnahmefäl-
len geschieht. Der Großteil der Praktikerinnen und
Praktiker bleibt weit unter den in der Literatur gefor-
derten oder von anderen Sachverständigen prakti-
zierten Maßstäben. Folgende Punkte sind dabei be-
sonders hervorzuheben:
▲ Im Durchschnitt verfügt eine gutachtliche Stel-
lungnahme über einen Seitenumfang von drei bis
vier Seiten, sinnvoll und in der Literatur gefordert
wäre, in Abhängigkeit von der Komplexität des Fal-
les, ein Umfang von acht bis zehn Seiten.
▲ 65 Pozent der Jugendämter benutzen keine Ar-
beitshilfen zur Erstellung von Sozialdiagnosen, ob-
wohl diese in der Literatur zahlreich vorhanden sind.
▲ 56 Prozent der Jugendämter haben keine formu-
lierten Qualitätsstandards. Bei anderen Sachverstän-
digen beispielsweise bei Psychologen, sind diese seit
Langem selbstverständlich.
▲ In nur 18 Prozent der Fälle wird die gutachtliche
Stellungnahme regelmäßig von einer zweiten Person
gelesen. Zur Erstellung der gutachtlichen Stellung-
nahme zu Sorgerechtsfragen haben die Sozialpäda-
goginnen und Sozialpädagogen durchschnittlich ein
bis zwei Kontakte zu ihrer Klientel. 77 Prozent der
Befragten hielten diese Anzahl von Kontakten für
ausreichend. 73 Prozent der Befragten gaben an,
dass sie sich in der Begründung ihrer gutachtlichen
Stellungnahme nicht auf Experten- oder Fachwis-
sen beziehen. Sie begründen ihre Aussagen somit
mit nicht gesicherten Erkenntnissen.
▲ 53 Prozent benutzen zur Informationsgewinnung
unstrukturierte Erhebungsmethoden.
▲ Nur 18 Prozent der Befragten legen ihre gutacht-
liche Stellungnahme den betroffenen Personen vor
und sprechen diese mit ihnen durch, obwohl dieser
vergleichsweise geringe Aufwand mit Sicherheit zu
mehr Akzeptanz und Transparenz führen würde.
▲ 88 Prozent der Verfassenden von gutachtlichen
Stellungnahmen erscheinen vor Gericht in „Alltags-
bekleidung“, bei anderen Sachverständigen wohl
kaum denkbar.
▲ Nur sieben Prozent der Sozialpädagogen und
Sozialpädagoginnen geben an, ihre gutachtliche
Stellungnahme vor Gericht vollständig vorzutragen.

Diese formalen Defizite entsprechen den inhaltlichen
Mängeln, die Oberloskamp u.a. (1991) bei der Aus-
wertung von (N=122) gutachtlichen Stellungnah-
men feststellen:„Beurteilung des Verhaltens von
Eltern aus einer Überlegenheitsposition; Konstatie-
rung von Sachverhalten ohne Begründung bezie-
hungsweise ohne empirische Grundlagen; Erheben
bestimmter normativer Vorstellungen, die zu Beur-
teilungsmaßstäben werden; Zugrundelegen eines
besonderen Kindheitsbegriffs und daraus abgelei-
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Rückschlüsse ziehen. Vorsichtig geschätzt kann aber
davon ausgegangen werden, dass weniger als zehn
Prozent der Hochschulen eine Lehrveranstaltung zu
dieser Thematik anbieten. Bedenkt man den bereits
mehrmals angesprochenen Stellenwert, welche gut-
achtliche Stellungnahmen sowohl für die Fachkräfte
als auch für die Betroffenen haben, so ist dies eine
eher traurige Bilanz. Möglicherweise würde dieses
Thema auch für Sozialpädagogen eine größere Be-
deutung bekommen, wenn ihnen dieses von den
Hochschulen entsprechend vermittelt werden wür-
de. Zudem könnte so eine Verbesserung der Quali-
tät erreicht werden.

Diskussion der Ergebnisse
Dass im Bereich der gutachtlichen Stellungnahmen
eine Qualitätssteigerung dringend geboten ist, da-
rüber lassen die beschriebenen Ergebnisse kaum
Zweifel. Ein klares Defizit ist das Fehlen von verbind-
lichen und einheitlich formulierten Qualitätsstan-
dards. So gaben alle antwortenden Landesjugend-
ämter an, keine Qualitätsstandards vorzugeben.
56 Prozent der Jugendämter in Bayern berichteten,
über diese nicht zu verfügen. Demzufolge werden
auch kaum Arbeitshilfen angeboten. 65 Prozent der
bayerischen Jugendämter gaben an, dass ihnen keine
Arbeitshilfen zur Verfügung stehen. Neun von elf
Landesjugendämter teilten mit, bisher keine Arbeits-
hilfen zu dieser Thematik verfasst zu haben.

Ebenfalls unzureichend ist die Situation in der Aus-
bildung. Hier ist eine klare Diskrepanz festzustellen.
56 Prozent der Befragten gaben an, ihr Wissen für
die Erstellung einer gutachtlichen Stellungnahme
an einer Hochschule erworben zu haben, aber nur
14 Prozent der Hochschulen führten eine solche
Lehrveranstaltung in ihrem Lehrangebot. Unbestrit-
ten ist sicherlich der Rückschluss, dass die Qualität
von gutachtlichen Stellungnahmen mit Sicherheit
steigen würde, wenn bereits an den Ausbildungs-
stätten gelehrt würde, wie eine gutachtliche Stel-
lungnahme auszusehen hat. 80 Prozent der Befrag-
ten wünschen sich dementsprechend Fortbildungen.
Dieser Wunsch ist erfreulich und kann als deutliches
Signal für den Fort- und Weiterbildungssektor ver-
standen werden.

Eindeutig defizitär sind die wenigen Anforderungen
für die Erstellung einer gutachtlichen Stellungnah-
me seitens des Gesetzgebers. Eine deutlichere For-
mulierung könnte die Kompetenzen von Mitarbei-
tenden in der Sozialen Arbeit stärken und mehr Klar-
heit schaffen. Außerdem würde so der Bedeutung,
die die Stellungnahme für die betroffenen Personen
hat, mehr entsprochen. Haupthindernis für die gute

tete normative Vorstellungen; Modellvorstellungen
über menschliches Erleben und Verhalten auf der
Grundlage so genannter Alltagstheorien“(ebd., S.
255). Sie meinen dazu:„Tatsache bleibt jedoch, dass
die von der Praxis erstellten gutachtlichen Stellung-
nahmen trotz häufig theoretisch vorhandenen Kom-
petenzen die von Gesetz, Gericht und Betroffenen
an sie gerichteten Erwartungen nach wie vor nicht
erfüllen“(ebd.). Allerdings gibt es offensichtlich auch
kaum verständlich formulierte Vorgaben.

Die Umfrage an die Landesjugendämter beantwor-
teten elf Ämter, was einem Rücklauf von 65 Prozent
entspricht. Diese hatten bisher keine Qualitätsstan-
dards formuliert. Das Landesjugendamt Westfalen-
Lippe war zurzeit der Umfrage mit der Bearbeitung
einer Arbeitshilfe für die Adoptionsstellen im Bereich
gutachtlicher Stellungnahmen beschäftigt. Die zen-
trale Adoptionsvermittlungsstelle der vier norddeut-
schen Länder in Hamburg hat als einzige Stelle eine
Arbeitshilfe herausgegeben. Laut Aussage des zu-
ständigen Sachbearbeiters wird den Empfehlungen
weitgehend entsprochen.

Zur Frage der Begriffsbestimmung waren die Aussa-
gen mehr oder weniger differenziert. So bezogen
sich die meisten Landesjugendämter auf gesetzliche
Formulierungen im Bereich der gutachtlichen Stel-
lungnahmen zur Adoption. Jedes Landesjugendamt
benutzt und empfiehlt den Begriff„gutachtliche
Stellungnahme“. Dies steht im Gegensatz zu den
Jugendämtern in Bayern, die zum Teil den Terminus
ablehnten. Fast alle Landesjugendämter verwiesen
darauf, dass der Begriff jedoch nicht dogmatisch
verwendet wird, zum Teil mit der Begründung, dass
das Gesetz andere Begrifflichkeiten wie „gutachtli-
che Äußerung“ benutzt und diese Vorgaben einzu-
halten wären. Immerhin war den Antworten der
Landesjugendämter zu entnehmen, dass eine Quali-
tätssicherung sowie Arbeitshilfen für sinnvoll erach-
tet werden. Erfreulich ist in diesem Zusammenhang,
dass die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesju-
gendämter zur Fragestellung der Adoption Empfeh-
lungen herausgegeben hat. Diese beziehen sich zwar
nicht im Schwerpunkt auf gutachtliche Stellungnah-
men, können aber auch für diese durchaus als Hilfe
betrachtet werden.

Auf die Umfrage an die Ausbildungsstätten für So-
zialpädagogen antworteten fünf Universitäten und
acht Fachhochschulen, was einem Rücklauf von 31
Prozent (n=13) entspricht. Von diesen bieten nur
zwei Lehrveranstaltungen zum Thema gutachtliche
Stellungnahmen an. Wegen des geringen Rücklaufs
von 31 Prozent lassen sich zwar keine belegbaren
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Qualität einer gutachtlichen Stellungnahme ist der
Zeitdruck. 80 Prozent der befragten Sozialarbeiter
und Sozialarbeiterinnen gaben an, dass sie wesent-
lich ausführlicher und qualitativ besser arbeiten könn-
ten, wenn sie mehr Zeit zum Schreiben der gutacht-
lichen Stellungnahme hätten.

Ein interessantes und signifikantes Ergebnis der Un-
tersuchung war, dass die überwiegende Mehrheit
der Befragten angab, die Richter und Richterinnen
würden ihren Vorschlägen zu 80 Prozent oder mehr
folgen. Dies könnte mitunter auch ein Grund dafür
sein, warum die Praxis keinen dringenden Hand-
lungsbedarf zur weiteren Qualitätssteigerung sieht.
Es kann hier jedoch keine Aussage darüber gemacht
werden, wie „gut“die entsprechenden Entschei-
dungen der Richtenden für die Betroffenen waren.
Schließlich kann sich das Interesse der sozialpäda-
gogischen Fachkraft nicht darauf beschränken, die
eigenen Vorschläge von Gerichten bestätigt zu se-
hen. Vielmehr muss es Ziel sein, dass ein Entschei-
dungsvorschlag, der dem Gericht als Grundlage des
Urteils dient, der bestmögliche ist.

Konsequenzen für die Forschung
Anzunehmen ist, dass Verbesserungen, die allein
von der Wissenschaft diskutiert und vorgeschlagen
werden, in der Praxis nicht zu großen Veränderun-
gen führen. Aus diesem Grunde dürften Arbeitskreise
mit dem Ziel der Qualitätssteigerung und der Heraus-
gabe von Arbeitshilfen möglicherweise die in der
Praxis am ehesten akzeptierte und somit sinnvollste
Lösung darstellen. Deren Empfehlungen müssten
dann innerhalb der jeweiligen Jugendämter umge-
setzt und als Qualitätsstandards in das Gesamtkon-
zept der Qualitätssicherung aufgenommen werden.
Empfehlenswert ist neben der Schaffung von ent-
sprechenden Weiter- und Fortbildungsangeboten zu
Themen wie Assessment oder Sozialdiagnostik auch
eine umfangreichere Grundlagenausbildung zur Er-
stellung von gutachtlichen Stellungnahmen an den
Hochschulen. Letztendlich liegt es in den Händen der
Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen selbst,
an ihre gutachtlichen Stellungnahmen wissenschaft-
liche Kriterien anzulegen, ihre Arbeit transparent
darzulegen und sich nicht davor zu scheuen, ihre
Fachlichkeit auch an den Gutachten anderer Profes-
sionen zu messen. Nur wenn sie selbst die Wichtig-
keit ihrer Arbeit und die Notwendigkeit von steigen-
der Qualität erkennen, wird es auf absehbare Zeit
möglich sein, etwas zu verändern.

Anmerkung
1 Dieser Aufsatz basiert auf einer empirischen Untersuchung,
die im Rahmen einer Diplomarbeit an der Fachhochschule Re-

gensburg unter Betreuung von Professor Dr. Matthias Dalferth
durchgeführt wurde.
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�Allgemeines
Fünfzigster Jahrestag „Römische Verträge“. Zum fünf-
zigsten Jahrestag der Unterzeichnung der„Römischen Ver-
träge“, der Geburtsstunde der Europäischen Union, suchen
die Bundesregierung, die Europäische Kommission und
das Europäische Parlament das direkte Gespräch mit den
Bürgerinnen und Bürgern. Auf einer deutschlandweiten
Informationstour„Europa wird 50“werden sie gemeinsam
über das Thema Deutschland und Europa informieren. Die
Tour startete im März 2007 auf dem Europafest der Bun-
desregierung in Berlin und führt bis Ende Juni durch mehr
als fünfzig Städte. Die Bürgerinnen und Bürger können mit
Politikern und Fachleuten über Europa diskutieren, sich
informieren und bei zahlreichen Aktionen mitmachen. Vor
allem Kinder und Jugendliche erhalten so einen spieleri-
schen Zugang zum Thema Europa. Schulklassen können
an einem auf sie zugeschnittenen Programm teilnehmen.
Schirmherr dieser Aktion ist Bundespräsident Horst Köhler.
Informationen erfolgen hauptsächlich zu den Fragen: Was
bedeutet Europa für meinen Arbeitsplatz? Wie sieht die
künftige Europäische Union aus? Welche Vorteile bringt
mir die Europäische Einigung? Antworten geben Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages und des Europäischen
Parlaments.Quelle: dbb magazin 5.2007

Neonazis. Rechtsextreme Parteien sind nach Einschätzung
der Bundesregierung weiterhin wenig erfolgreich. In ihrer
Antwort auf eine Große Anfrage der Fraktion Die Linke
beurteilt die Regierung jedoch das Bemühen der NPD als
geglückt, zusammen mit anderen Neonazis und rechtsex-
tremen Parteien eine „Volksfront von rechts“zu gründen.
Es handele sich um „ein stark erfolgsabhängiges Zweck-
bündnis“. Die NPD versuche zudem, über unauffällige Wege
wie Kinderbetreuung gesellschaftlich akzeptiert zu werden.
Hierbei handele es sich um vereinzelte Aktionen. Kame-
radschaften von Neonazis gewönnen dagegen seit 2003
wieder an Zugkraft. Während im Jahr 2003 noch 3 000
Neonazis gezählt wurden, seien es zwei Jahre später schon
4 100 gewesen, heißt es in der Antwort.Quelle: Das Parla-
ment 19.2007

Fünfter Wettbewerb Sozialkampagne. Mit ihrer Kam-
pagne „Sie würden gern mal die Schule schwänzen. Wenn
es eine gäbe“ für die Stiftung UNESCO Bildung für Kinder
in Not gewann die EPS Agentur für Kommunikation in Ra-
tingen den mit 5 000 Euro dotierten ersten Preis im fünf-
ten Wettbewerb Sozialkampagne der Bank für Sozialwirt-
schaft (BFS). Den zweiten Preis sicherte sich die Münchner
Tafel mit der Kampagne „satt sehen“der Agentur Service-
plan, der dritte Preis ging an das Hamburg Leuchtfeuer
Hospiz. Es wurde für die gleichnamige Kampagne ausge-
zeichnet, die die Agentur McCann Erickson entwickelt hat.
Mit diesem Wettbewerb setzt sich die BFS dafür ein, dass
soziale Organisationen und ihre gesellschaftlich wichtige
Arbeit öffentlich stärker als bisher sichtbar werden. Denn

oft führt zu wenig Kommunikation dazu, dass soziale 
Organisationen und deren gesellschaftlich sinnvolle und
wichtige Arbeit nicht wahrgenommen werden. Mit fehlen-
dem Bekanntheitsgrad sinkt zum Beispiel auch die Chance,
Spendengelder einzuwerben.Quelle: Presseinformation
der BFS vom April 2007

Landesantidiskriminierungsstelle Berlin. Anfang April
2007 beschloss der Berliner Senat die Einrichtung einer
Landesantidiskriminierungsstelle. Der Senat verfolgt damit
das Ziel, gegen Diskriminierung von Menschen aufgrund
verschiedener Merkmale konsequent einzutreten und eine
Kultur der Wertschätzung von Vielfalt zu fördern. Aufgabe
der Landesstelle wird es unter anderem sein, die in Berlin
lebenden Menschen über ihre Rechte aufzuklären und ih-
nen Mut zu machen, sich bei Diskriminierungen zu wehren.
Die Beratungsstelle wird eng mit vorhandenen Beratungs-
einrichtungen und der Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des zusammenarbeiten. Eine Besonderheit ist, dass künftig
in der Antidiskriminierungsstelle das gesamte Politikfeld
für gleichgeschlechtliche Lebensweisen umfassend wahr-
genommen wird, während es für alle anderen Merkmale
(ethnische Herkunft, Behinderung, Geschlecht, Alter sowie
Religion und Weltanschauung) innerhalb des Senats weiter-
hin gesonderte fachpolitische Zuständigkeiten gibt.Quelle:
Mitteilung des Fachbereichs für gleichgeschlechtliche
Lebensweisen vom Mai 2007

Integration per Mausklick. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie startet zum vierten Mal den
Wettbewerb„Wege ins Netz“. Unterstützt durch zahlreiche
Kooperationspartner, ermittelt und prämiert der Wettbe-
werb vorbildliche Aktionen und Initiativen, die zur Erhö-
hung der Internetnutzung in der Bevölkerung beitragen.
Der Sonderpreis »Migration« zeichnet zudem Projekte und
Initiativen aus, die sich an jüngere und ältere Menschen
mit Migrationshintergrund richten. Die Gewinner erhalten
Preisgelder von insgesamt 30 000 Euro. Gegenwärtig nut-
zen rund 60 % der Bevölkerung über 14 Jahre das Internet.
Damit nimmt die Gruppe der Internetnutzenden in Deutsch-
land stetig zu. Diese erfreuliche Entwicklung hat sich in
den letzten Jahren jedoch verlangsamt. Zudem planen nur
noch rund 6 % die Anschaffung eines Internetanschlusses.
Das heißt mit anderen Worten, dass immer noch 34 % der
Bevölkerung nicht vorhaben, in nächster Zeit ins Netz zu
gehen. Insbesondere ältere Personen sowie Menschen mit
Migrationshintergrund oder aus bildungsfernen Schichten
sind noch zurückhaltend, wenn es um den Umgang mit
den Neuen Medien geht. Der Wettbewerb soll vorhandene
Zugangsbarrieren identifizieren und deren Abbau durch
die Vermittlung medialer Kompetenzen fördern. Informa-
tion: Wettbewerbsbüro„Wege ins Netz“, c/o wbpr Berlin,
Schumannstraße 5, 10117 Berlin
Internet: www.wegeinsnetz2007.de 

�Soziales
Unzureichende Erhöhung des Arbeitslosengeldes II.
Im Zuge der Rentenerhöhung zum 1. Juli 2007 sollen das
Arbeitslosengeld II und die Sozialhilfe um zwei Euro auf
347 Euro steigen. Der Vorstand des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes (DPWV), Landesverband Bremen e.V., be-
zeichnet dieses als unzureichend. Der Regelsatz beim Ar-
beitslosengeld II, der Sozialhilfe und der Grundsicherung
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für ältere Menschen sollte nach den Berechnungen des
DPWV um mindestens 20 % auf 415 Euro angehoben wer-
den. Der DPWV fordert bedarfsgerechte Regelsätze, die
sich an den tatsächlichen Notwendigkeiten orientieren.
Neben den Grundbedarfen für Ernährung, Kleidung und
Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben müss-
ten auch reale Kosten für Kinderbetreuung, für Gesund-
heitsvorsorge, für moderne Kommunikation (Telefon, Zei-
tung, Internet, PC) oder Mobilität (Bus und Bahn) in eine
Regelsatzberechnung mit einfließen. Als realitätsfern be-
zeichnet der Vorstand die gesetzliche Vorgabe, die Ausga-
ben für erforderliche Neuanschaffungen wie Kühlschrank
oder Waschmaschine aus dem Regelsatz anzusparen. Bei
besonderem Bedarf muss es auch wieder die Möglichkeit
geben, einmalige Leistungen zu erhalten.Vor allem Kinder
sind von den niedrigen Regelsätzen betroffen. Derzeit wird
die Leistung für Minderjährige vom Eckregelsatz für allein-
stehende Erwachsene (345 Euro) abgeleitet. Davon erhal-
ten Kinder und Jugendliche je nach Alter 60 beziehungs-
weise 80 %. Für Kinder bis 14 Jahre gibt es 207 Euro, ab
dem 15. Lebensjahr 276 Euro.Quelle: Presseinformation
des DPVW, Landesverband Bremen, Mai 2007

Befreiung von Rundfunkgebühren. Hartz IV-Empfän-
gerinnen und -Empfänger brauchen nach einer Entschei-
dung des Berliner Verwaltungsgerichts keine Rundfunkge-
bühren zu zahlen, auch wenn sie einen Zuschlag zum Ar-
beitslosengeld II bekommen. Damit waren die Klagen von
zwei Arbeitslosen erfolgreich. Das Gericht verpflichtete den
Rundfunk Berlin-Brandenburg, die Kläger von der Gebühr
zu befreien. Um keine Grundrechte zu verletzen, müsse die
Härtefallregelung des Rundfunkgebühren-Staatsvertrages
angewandt werden. Insofern sei eine Gebührenbefreiung
bei einer besonderen Härte möglich (Urteil vom 28. März
2007– VG 27 A 25.07 und VG 27 A 126.06). Quelle: VdK
Zeitung Mai 2007

Schuldenhelpline. Seit November 2006 gibt es die Schul-
denhelpline, Deutschlands erste bundesweite nicht kom-
merzielle Schuldnerberatungs-Hotline. Ab sofort können
sich überschuldete Ratsuchende unter der Telefonnummer
0 180/456 45 64 von montags bis freitags in der Zeit von
10 bis 13 Uhr sowie dienstags und donnerstags von 15 bis
20 Uhr informieren und beraten lassen. Die Kosten betra-
gen 24 Cent pro Anruf aus dem deutschen Festnetz. Darü-
ber hinaus können Fragen auch per E-Mail gestellt werden.
Näheres unter www.schuldenhelpline.de. Diese Einrich-
tung ist ein Projekt der Schuldnerhilfe Köln e.V. Diese ist
Mitglied der Arbeiterwohlfahrt Köln und als gemeinnützig
anerkannt.Quelle: AWOmagazin 3.2007

Rechtsanspruch auf persönliches Budget ab 2008.
Behinderte und pflegebedürftige Menschen erhalten zum
Januar 2008 einen Rechtsanspruch auf das sogenannte
trägerübergreifende persönliche Budget (TPB). Hiermit
können behinderte Menschen die für sie erforderlichen
Dienstleistungen selbst einkaufen und ihre Assistentinnen
oder Assistenten selbst einstellen. Die Reform verfolgt das
Ziel, möglichst vielen Menschen mit Behinderungen ein
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen und dem Grund-
satz ambulanter vor stationärer Betreuung zu genügen.
Quelle: Bt plus, Zeitschrift für die professionelle Betreu-
ungsarbeit 2.2007

Netzwerk behinderter Frauen in Europa. Auf einer Kon-
ferenz im Mai 2007 in Berlin haben 105 Frauen mit unter-
schiedlichen Behinderungen aus 17 europäischen Ländern
ein europäisches Netzwerk Frauen gegründet. Von Schwe-
den bis Griechenland, von Großbritannien bis zur Ukraine
sind sie sich darin einig, dass sie nur gemeinsam der mehr-
fachen Diskriminierung aufgrund ihres Frau- und Behin-
dertseins wirkungsvoll begegnen können. Bisher wurden
auf nationaler und europäischer Ebene die Belange der
rund 60 Mio. Frauen mit Behinderungen in Europa weder
in der Frauenpolitik noch in der Behindertenpolitik aus-
reichend berücksichtigt.„Behinderte Frauen sind in allen
Staaten stärker als behinderte Männer von Arbeitslosig-
keit und Armut betroffen; Mütter mit Behinderung sind
gesellschaftlich nicht vorgesehen und erhalten nicht die
notwendigen Unterstützungen“, erläuterte Dinah Radtke,
Vizevorsitzende von Disabled People International (DPI).
Darüber hinaus seien Frauen mit Behinderung doppelt so
häufig Opfer sexualisierter Gewalt wie nicht behinderte
Frauen. Aufgabe des neuen Netzwerks ist es, sich in natio-
nale und europäische Behinderten- und Frauenpolitik ein-
zumischen. So soll die Gründung von nationalen Netzwer-
ken behinderter Frauen unterstützt werden. Ziel ist es, die
Lebenssituation von Frauen mit Behinderungen zu verbes-
sern. Derzeit hat die neue UN-Konvention über die Rechte
behinderter Menschen, in der sich die Vertragsstaaten zu
Maßnahmen verpflichten, welche die volle Teilhabe behin-
derter Frauen sicherstellen sollen, eine hohe Priorität für
die Netzwerkfrauen. Das Netzwerk will die Ratifikation
und Umsetzung der UN-Konvention in den europäischen
Staaten vorantreiben und begleiten.Vorläufig ist die neue
Organisation zu erreichen über das Weibernetz e.V., Köl-
nische Straße 99, D-34119 Kassel, Tel.: 05 61/728 85-85,
Fax: 05 61/728 85-53, Email: info@weibernetz.de

�Gesundheit
Ursachen für Drogenkonsum. In Deutschland wird nach
Ansicht von Experten und Expertinnen zu wenig nach den
Ursachen für den hohen Konsum von Alkohol, Zigaretten
und Medikamenten geforscht. Warum brauchen Menschen
für ihre tägliche Lebensbewältigung immer stärkere Sucht-
mittel? Es raucht ja keiner, weil Nikotin so gut schmeckt,
sondern weil man kurzfristig eine Entlastung sucht. Andere
trinken Alkohol, um das Leben durch die rosarote Brille zu
sehen oder schlucken Medikamente, um leistungsfähiger
zu sein. Der permanente Leistungsdruck in der Gesellschaft
ist nach Meinung des Geschäftsführers der Deutschen
Hauptstelle für Suchtfragen (DHS), Rolf Hüllinghorst, der
Hauptgrund dafür, dass viele Menschen wie selbstver-
ständlich Suchtmitteln zu sich nehmen. Der Konsum von
Zigaretten, Alkohol und Medikamenten gelte als normal
und notwendig. Wie die Bundesdrogenbeauftragte Sabine
Bätzing, die kürzlich den Drogen- und Suchtbericht vor-
stellte, sprach Hüllinghorst von einer Verharmlosung der
Alltagsdrogen in Deutschland. Die Politik müsse daher
gezielt Aufklärung betreiben, damit es zu einem Umden-
ken in der Gesellschaft komme. Quelle: Newsletter der
DHS vom Mai 2007

Großmütter im Kampf gegen Aids. Die Krankheit Aids
hat weltweit bereits 15,2 Mio. Kinder zu Waisen gemacht
– das sind mehr Kinder, als in ganz Deutschland leben. In
einigen Regionen des südlichen Afrika leben mehr als 60 %
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der elternlosen Kinder bei ihren Großeltern, wobei zumeist
die Großmütter für ihre Enkelkinder sorgen. Bis zum Jahr
2010 werden weltweit schätzungsweise 20,3 Mio. Kinder
ihre Mutter, ihren Vater oder beide Eltern durch Aids verlo-
ren haben. Millionen dieser Kinder können nicht zur Schule
gehen, weil ihnen die Mittel für Schulgeld, Kleidung, Bus-
fahrkarten, Hefte, Stifte und Bücher fehlen. Oft werden
Kinder und Erwachsene, deren Angehörige an Aids erkrankt
oder gestorben sind, zudem ausgegrenzt und diskriminiert.
Die Großmütter, die sich in den meisten Fällen allein um
die Waisen kümmern, stehen vor kaum überwindbaren
Schwierigkeiten wie Armut, unzureichende Unterkünfte,
Überforderung durch eine Vielzahl von kleinen Kindern
und durch kranke – HIV-positive – Kinder, für die sie keine
Medikamente besorgen können. UNICEF startete im Mai
2007 die Solidaritätsaktion „Großmütter – Vergessene
Heldinnen“, welche Teil der weltweiten UNICEF-Kampagne
„Du und ich gegen Aids“ ist und die in Deutschland be-
reits 637 000 Menschen mit ihrer Unterschrift unterstüt-
zen. Unter www.unicef.de/aids kann man seine Solidarität
zum Ausdruck bringen. Quelle: Pressemitteilung der UNICEF
vom Mai 2007

Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Men-
schen. Hrsg. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend. Selbstverlag. Berlin 2006, 45 S., kostenlos
*DZI-D-7919*
Menschen, die Hilfe und Pflege benötigen, haben die glei-
chen Rechte wie alle anderen Menschen auch. Da sie sich
häufig nicht selbst vertreten können, tragen Staat und Ge-
sellschaft eine besondere Verantwortung für den Schutz
ihrer Menschenwürde. Ziel der Charta ist es, die Rolle und
Rechtsstellung dieser Menschen zu stärken, indem grund-
legende und selbstverständliche Rechte von Menschen, die
der Unterstützung, Betreuung und Pflege bedürfen, zusam-
mengefasst werden. Diese Rechte sind Ausdruck der Ach-
tung der Menschenwürde, sie sind daher auch in zahlrei-
chen nationalen und internationalen Rechtstexten veran-
kert. Zugleich soll die Charta Leitlinie für diejenigen Men-
schen und Institutionen sein, die Verantwortung in Pflege,
Betreuung und Behandlung übernehmen. Bestelladresse:
Publikationsversand der Bundesregierung, Postfach 48 10
09, 18132 Rostock, Tel.: 018 05/77 80 90, Fax: 018 05/77
80 94, E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Kinderkrankheit Morbus Perthes. Im Falle von Morbus
Perthes handelt es sich um eine orthopädische Kinder-
krankheit, die jährlich 2 500 Kinder unerwartet trifft, bisher
aber kaum in der Öffentlichkeit bekannt ist. Die Krankheit
zersetzt die Oberschenkelknochen der Kinder. Durch ihr
Auftreten verändert sich abrupt die gesamte Lebenspla-
nung von Familien.1998 wurde in Düsseldorf von einem
Betroffenen die Selbsthilfegruppe „Deutsche Morbus Per-
thes Initiative“gegründet, die mittlerweile über 550 Eltern
bundesweit unterstützt. Es gibt in Deutschland wenige
Mediziner und Medizinerinnen, die sich besonders um die-
ses Krankheitsbild bemühen; mit ihnen wird die Initiative
gemeinsame Aufklärungsarbeit leisten und die Behand-
lung dieser Krankheit optimieren. Information: Deutsche
Morbus Perthes Initiative, Wolfgang Strömich, Hamburger
Straße 5, 40221 Düsseldorf, Tel.: 02 11/930 45 71, Fax: 02
11/930 45 74, E-Mail: info@morbus-perthes.de, Internet:
www.morbus-perthes.de

Betreuung durch Gastgebende. Im hessischen Main-
Kinzig-Kreis wird erprobt, ob sich ein Konzept zur häus-
lichen Tages- und Kurzzeitpflege, das sich in Schottland
bereits praktisch bewährt hat, auch auf Deutschland über-
tragen lässt. Dabei betreuen Gastgeber und Gastgeber-
innen in ihrem Haus oder in ihrer Wohnung pflegebedürf-
tige Menschen für einen vereinbarten Zeitraum. Unter-
stützt werden sie von professionell Pflegenden, Laienhel-
fern und -helferinnen sowie Angehörigen. Der Erfolg des
Projektes hängt davon ab, ob sich regelmäßig genügend
Ehrenamtliche zur Verfügung stellen und alle Beteiligten
ein funktionierendes Netzwerk bilden. Das Projekt im Auf-
trag der Spitzenverbände der Pflegekassen wurde im Juli
2006 begonnen und hat eine Laufzeit von fünf Jahren.
Quelle: Rotes Kreuz, Fachmagazin, 3.2007

�Jugend und Familie
Verfahrenspflegschaft. Trennen sich Eltern mit minder-
jährigen Kindern oder lassen sie sich scheiden, haben sie
nach § 17 Kinder- und Jugendhilfegesetz gegenüber dem
Jugendamt einen Rechtsanspruch auf Beratung und Unter-
stützung bei der Entwicklung eines einvernehmlichen Kon-
zepts zur Wahrnehmung der elterlichen Sorge. Stellen die
Eltern einen Scheidungsantrag, so informiert das Familien-
gericht das Jugendamt, sofern von der Scheidung minder-
jährige Kinder betroffen sind. Das Jugendamt weist dann
die Eltern auf Beratungs- und Unterstützungsangebote hin.
Stellt ein Elternteil einen Sorge- oder Umgangsrechtsan-
trag, kann das Gericht dem von der Scheidung betroffenen
Kind einen Verfahrenspfleger, eine -pflegerin an die Seite
stellen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Interessen
erforderlich ist. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
das Interesse des Kindes oder des Jugendlichen in einem
erheblichen Gegensatz zu dem seiner Eltern steht (§ 50
des Gesetzes zur Freiwilligen Gerichtsbarkeit). Erforderlich
ist die Bestellung einer Verfahrenspflegschaft ebenso bei
gerichtlichen Maßnahmen wegen Kindeswohlgefährdung
und bei gerichtlichen Entscheidungen über die Trennung
eines Kindes von einer Pflegefamilie.Quelle: Nachrichten
PARITÄT 2.2007

Integrationshilfe Berlin. Die Integrationshilfe Berlin ist
eine Jugendhilfeeinrichtung der EJF-Lazarus Gesellschaft,
die seit 1981 ambulante Maßnahmen nach dem Jugend-
gerichtsgesetz für jugendliche und heranwachsende Straf-
täterinnen und -täter anbietet. Mit diesem Angebot erzie-
herischer Reaktionen trägt sie dazu bei, das Prinzip„Erzie-
hen statt Strafen“zu realisieren. Sie ist in Berlin Trägerin
von drei Projekten: Im Rahmen des Projekts „Brücke“set-
zen sich im Jugendgerichtsverfahren zugewiesene Jugend-
liche mit ihrer Straftat sowie ihrem aggressiven Verhalten
auseinander und trainieren gewaltfreie Konfliktlösungen.
Eine materielle Wiedergutmachung für die Geschädigten
kann aus dem „Opferfonds“sowie dem „Schadensfonds“
über gemeinnützige Arbeitsleistungen finanziert werden.
Das Projekt „Täter-Opfer-Ausgleich“bietet die Vermittlung
von außergerichtlichen Schlichtungen zwischenTätern und
Opfern an. Quelle: EJF-Lazarus Aktuell 1.2007

Kindeswohlgefährdung. Dokumentation. Hrsg. Bayeri-
sches Landesjugendamt. Selbstverlag. München 2006, 82
S., kostenlos *DZI-D-7951*
Diese Dokumentation einer Fachtagung für Familienrichter
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und leitende Fachkräfte in Jugendämtern zum Thema Kin-
deswohlgefährdung zeigt auf, dass der Weg von der ge-
meinsamen Verantwortung in der Ausübung des Wächter-
amts der staatlichen Gemeinschaft über die elterliche Erzie-
hungsverantwortung nicht immer einfach zu beschreiten
sein mag, aber notwendig ist und erfolgreich sein kann.
Gerade weil Begriffe wie Kindeswohl und Kindeswohlge-
fährdung schwer zu fassen sind, bedarf es der Optimie-
rung von Verfahrensabläufen und Kooperationsformen an
den Schnittstellen. Bestelladresse: Zentrum Bayern Familie 
und Soziales, Bayerisches Landesjugendamt, Winzerstr. 9,
80797 München, Tel.: 089/12 61-04, Fax: 089/12 61-22 80,
E-Mail: poststelle@zbfs-blja.bayern.de

Zum Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls. Das
Bundesministerium für Justiz setzte im März 2006 eine
Arbeitsgruppe ein, die vor dem Hintergrund schwerwie-
gender Fälle von Kindesvernachlässigung und Delinquenz
von Kindern und Jugendlichen prüfen sollte, wie familien-
gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls
erleichtert werden können. Der am 17. November 2006 vor-
gelegte Abschlussbericht der Arbeitsgruppe wurde in den
Gremien der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugend-
hilfe (AGJ) diskutiert und der Vorstand der AGJ äußerte
sich mit einer Stellungnahme zu den Empfehlungen der
Arbeitsgruppe. Diese können bestellt werden bei der AGJ,
Mühlendamm 3,10178 Berlin, Tel.: 030/400 40-219, Fax:
030/400 40-232, E-Mail: sabine.kummetat@agj.de

Kinderschutz gemeinsam gestalten: § 8a SGB VIII –
Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe. Dokumen-
tation. Hrsg. Verein für Kommunalwissenschaften e.V.
Selbstverlag. Berlin 2007, 195 S., EUR 17,– *DZI-D-7980*
Kinderschutz ist vorrangig vor anderen Jugendhilfeaufga-
ben, deshalb sah sich der Gesetzgeber nach einer längeren
fachlichen Debatte veranlasst, mit dem Inkrafttreten des
Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes (KICK)
am 1.Oktober 2005 den Schutzauftrag der Kinder- und
Jugendhilfe bei Kindeswohlgefährdung mit der Einführung
des § 8a zu konkretisieren. Der Verein für Kommunalwis-
senschaften e.V. hatte im Juni 2006 zu einem bundeswei-
ten Erfahrungsaustausch über die Ausgestaltung der Rechts-
grundlage und deren Umsetzung in der Praxis nach Berlin
eingeladen. Die Dokumentation enthält alle Redebeiträge.
Bestelladresse: Verein für Kommunalwissenschaften e.V.,
Ernst-Reuter-Haus, Postfach 12 03 21,10593 Berlin

Deutsch-russischer Jugendaustausch künftig unter
einem Dach. Die Koordinierung des Schüler- und Jugend-
austausches mit Russland wird in Deutschland künftig
von der Stiftung Deutsch-Russischer Jugendaustausch
gGmbH als Ansprechpartner wahrgenommen. Bisher lag
die Zuständigkeit für den außerschulischen Austausch
beim Bundesfamilienministerium, der Schüleraustausch
wurde dagegen von den Bundesländern sowie aus Mit-
teln des Auswärtigen Amtes über den Pädagogischen Aus-
tauschdienst der Kultusministerkonferenz gefördert. Das
Bundesfamilienministerium fördert die Stiftung, deren Sitz
in Hamburg ist, pro Jahr mit zwei Mio. Euro. Der Schüler-
austausch und der außerschulische Jugendaustausch wur-
den erstmals im Jahr 1990 durch Regierungsabkommen
geregelt.

�Ausbildung und Beruf
Wider die Unsichtbarkeit deutschsprachiger Publika-
tionen in der internationalen Bildungsforschung.
Um die Sichtbarkeit deutschsprachiger erziehungswissen-
schaftlicher Literatur im internationalen Kontext zu ver-
bessern, werden bibliometrische Kennzahlen gebraucht.
Diese sogenannten Performanzindikatoren für Forschung
und Lehre werden seit einigen Jahren immer wichtiger,
nicht zuletzt als ein Kriterium für die Vergabe von For-
schungsgeldern. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
hat dem Deutschen Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF) das Projekt „Innovative bibliome-
trische Verfahren zur kontinuierlichen Beobachtung der
sozialwissenschaftlichen Forschungsproduktion“ bewilligt.
Wer und wo zu welchem Thema veröffentlicht, von wem
und wie oft diese Aufsätze oder Monographien rezipiert
werden – diese Fragen sind nicht nur für die Reputation
einer wissenschaftlichen Einrichtung wichtig; auch wenn
es um die Verteilung von Forschungsgeldern geht, spielen
aussagekräftige und verlässliche Kennzahlen eine wichtige
Rolle. Ein erheblicher Teil solcher Indikatoren basiert auf
bibliometrischen Informationen, mit deren Hilfe Aussagen
über die Relevanz wissenschaftlicher Publikationen getrof-
fen werden können. Für die Erziehungswissenschaft waren
solche Indikatoren bislang schwer zu generieren: Die inter-
nationalen datenbankbasierten Instrumente zur Analyse
des wissenschaftlichen Publikationsaufkommens beziehen
die deutschen Erziehungswissenschaften nur marginal mit
ein, und die deutschen Datenbanken unterstützen die Er-
fordernisse bibliometrischer Analysen bislang nur unzurei-
chend. Im Zentrum des Bibliometrie-Projekts stehen neue
beziehungsweise neu verwendete Formen dieser Art der
Analyse, die die sehr aufwendige und wissenschaftlich
umstrittene Zitationsanalyse als Performanzindikatoren
für Forschung und Lehre ergänzen. Mit dem Ziel, die Vor-
aussetzungen für Maßnahmen der Evaluation, Qualitäts-
sicherung und Transparenz von Forschungsleistungen zu
verbessern, werden in der anwendungsorientierten Studie
methodische Herangehensweisen und technische Verfah-
ren für ein indikatorengestütztes Monitoring der Erzie-
hungswissenschaften entwickelt und erprobt.Quelle:
Presseinformation des DIPF vom Mai 2007

European Master in Children’s Rights. Zum Winterse-
mester 2007 führt die Freie Universität Berlin den weiter-
bildenden interdisziplinären Studiengang „European Mas-
ter in Children’s Rights“ein. Dies kommt zu einer Zeit, in
der die Europäische Union (EU) verstärkt auf die Umset-
zung der Kinderrechte in allen Bereichen hinwirkt. Mit der
Mitteilung der Europäischen Kommission vom 4. Juli 2006
„Towards a Strategy on Children’s Rights“ hat sich die EU
dazu verpflichtet, in den kommenden Jahren verschiedene
Aktivitäten durchzuführen, um Kinderrechte im europäi-
schen Raum und international zu stärken. Ein Bereich ist
die Etablierung eines Europäischen Forums Kinderrechte,
an dem sowohl staatliche als auch nicht staatliche Einrich-
tungen und Organisationen beteiligt werden sollen. Der
Weiterbildungsstudiengang „European Master in Children’s
Rights“will zu einer Sensibilisierung und Qualifizierung
von Fachkräften beitragen, die sich den Kinderrechten ver-
pflichtet sehen, sei es im Bereich der Kinder- und Jugend-
hilfe, im Sozialwesen, in der internationalen Entwicklungs-
zusammenarbeit, den Medien im Justiz- und Gesundheits-
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wesen oder in der Politik. Informationen: Freie Universität
Berlin,European Master in Children’s Rights, Habelschwerd-
ter Allee 45, 14195 Berlin, Tel: 030/838-539 68, Fax: 030/
838-546 56, E-Mail: rbudde@ina-fu.org
Internet: www.fu-berlin.de/emcr

Philosophieren mit Kindern – Fortbildungsangebote
für pädagogische Fachkräfte. Seit dem Jahr 2005 wer-
den an der Universität Regensburg und der Hochschule für
Philosophie in München Fortbildungen und Seminare an-
geboten, in denen Pädagoginnen und Pädagogen lernen,
wie sie ein philosophisches Gespräch mit Kindern führen
können und welche Texte sich zum Lesen eignen. Das Pro-
gramm dieser Veranstaltungen wird ständig ausgebaut.
Die Akademie „Kinder philosophieren“ im Bildungswerk
der bayerischen Wirtschaft sucht dafür neue Modellstand-
orte. Informationen dazu unter www.kinder-philosophie
ren.de Quelle: DBSH-Internet-Tipps 4-5.2007

Engagierte Pflegekräfte. Wenn die Deutschen ans Alter
denken, ist es ihnen am wichtigsten, einmal von motivier-
ten und engagierten Pflegekräften versorgt zu werden, so
das Ergebnis einer Forsa-Umfrage im Auftrag der Berufs-
genossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pflege. Nach der Umfrage halten 76 % der Befragten ab
50 Jahren Motivation und Engagement der Pflegekräfte
für sehr wichtig. Ebenfalls deutlich mehr als die Hälfte der
Befragten legt bei einem möglichen Umzug in ein Pflege-
heim großen Wert auf eine feste Bezugsperson (61%) und
staatlich geprüftes Pflegepersonal (59%). Weniger wichtig
ist dagegen die Anbindung des Pflegeheims an ein Kran-
kenhaus (40%) oder ein gutes Angebot des Heims im
Bereich Kultur und Bildung (35 %) beziehungsweise Well-
ness und Beauty (15%). Der Wunsch nach engagierter Be-
treuung im Alter scheint jedoch immer schwerer erfüllbar
zu sein. So zeigt unter anderem eine europäische Studie,
dass neben Krankenpflegekräften auch viele Altenpfleger-
innen und Altenpfleger so ausgebrannt oder frustriert
sind, dass sie häufig ans Aufhören denken. Deutschland
schneidet dabei deutlich schlechter als andere Länder ab.
Quelle: BGW Mitteilungen 2.2007

4.-6.9.2007 Hamburg. BGW-Forum 2007: Gesundheits-
schutz und Altenpflege. Information: Berufsgenossenschaft
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW), Pap-
pelallee 35/37, 22089 Hamburg, Tel.: 040/202 07-0, Fax:
040/202 07-24 95, Internet: www.bgw-online.de

12.9.2007 Köln. Fachtagung: Begegnung mit süchtigen
Klienten – eine unvermeidbare Herausforderung zum ge-
meinsamen Handeln. Information: Deutsche Gesellschaft
für Soziale Psychiatrie e.V., Zeltinger Straße 9, 50969 Köln,
Tel.: 02 21/51 10 02, Fax: 02 21/52 99 03
E-Mail: dgsp@netcologne.de

14.-15.9.2007 Bonn-Bad Godesberg. Seminar: Stiftungs-
recht. Information: Deutsche StiftungsAkademie c/o Stif-
terverband für die Deutsche Wissenschaft, 45239 Essen,
Fax: 02 01/84 01-255
Internet: www.stiftungsakademie.de

18.-20.9.2007 Halle/Saale. Fachtagung Hilfen zur Erzie-
hung: Wie helfen wir morgen? Werte – Wandel – Wirkun-
gen. Information: AWO Akademie Helene Simon, Oppelner
Straße 130, 53119 Bonn, Tel.: 02 28/66 85-167, Fax: 02
28/66 85-211, E-Mail: the@awobu.awo.org

19.-21.9.2007 Magdeburg. Empowerment-Kongress:
Selbsthilfe und Selbstunternehmung in der Bürgergesell-
schaft. Information: Kongress „Empowerment“2007, c/o
Hochschule Magdeburg-Stendal (FH), Fachbereich Sozial-
und Gesundheitswesen, Breitscheidstraße 2, 39114 Magde-
burg,Tel.: 03 91/886 4273, E-Mail: info@kongress2007.de

20.-22.9.2007 Köln. Internationale Fachtagung: Wir wol-
len – wir lernen – wir können! Erwachsenenbildung und
Empowerment. Information: Bundesvereinigung Lebens-
hilfe für Menschen mit geistiger Behinderung e.V., Institut
InForm, Postfach 70 11 63,35020 Marburg, Tel.: 064 21/
491-0, Fax: 064 21/491-167
E-Mail: Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de

24.-26.9.2007Tübingen. 3.Bundestagung Heimerziehung:
Gegenwart gestalten – auf Ungewissheit vorbereiten. Heim-
erziehung und Bildung. Information: Internationale Gesell-
schaft für erzieherische Hilfen, Geschäftsstelle, Schaumain-
kai 101-103, 60596 Frankfurt am Main, Tel.: 069/63 39
86-0, Fax: 63 39 86-25, E-Mail: tagungen@igfh.de

24.-27.9.2007Niederlande. Bildungsreise: Soziale Arbeit
mit Freiwilligen in den Niederlanden. Information: Paritä-
tische Akademie, Oranienburger Straße 13/14, 10178 Ber-
lin, Tel.: 030/246 36-440
E-Mail: paritaetische@akademie.org
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1.00 Sozialphilosophie /
Sozialgeschichte 
Donhauser, Johannes: Das Gesund-
heitsamt im Nationalsozialismus: Der
Wahn vom„gesunden Volkskörper”und
seine tödlichen Folgen.- In: Das Gesund-
heitswesen ; Jg. 69,2007,Suppl.1, S.7-
S127.*DZI-0021z*
Poscher, Ralf: Religions- oder Religions-
kundeunterricht? Eine Fallstudie zu ei-
ner verfassungsrechtlichen Dichotomie
am Beispiel des Bremer Unterrichts in
Biblischer Geschichte. - In: Recht der Ju-
gend und des Bildungswesens ; Jg. 54,
2006, Nr. 4, S. 460-473.*DZI-0740*
Sloterdijk,Peter:„Die Hochkultur hat
das Ringen mit der Massenkultur verlo-
ren”: Ein Gespräch mit dem Philoso-
phen Peter Sloterdijk über das Denken
im Fernsehen, den Statuseffekt und die
Produktion von Skandalen. - In: Psycho-
logie heute ; Jg. 34, 2007, Nr. 2, S. 46-51.
*DZI-2573*
Wegener, Hildburg: Anna von Gierke
und der Fünfte Wohlfahrtsverband. - In:
Soziale Arbeit ; Jg. 56, 2007, Nr. 2, S. 42-
49.*DZI-0470*

2.01 Staat /Gesellschaft
Dehnbostel, Peter: Qualifizierungsbe-
gleitung für KMU – zum Wandel vom
Bildungsträger zur Lernagentur. - In:
Berufsbildung in Wissenschaft und Pra-
xis ; Jg. 36, 2007, Nr. 1, S. 23-27.
*DZI-2660z*
Ensel, Angelica: Eltern haben uns be-
wegt, wohin bewegen wir uns heute? -
In: Deutsche Hebammen-Zeitschrift ;
2007, Nr. 2, S. 6-13.*DZI-0608*
Hörtling, Hermann: Ermöglichen statt
Leiten: Die Älteren in der evangelischen
Jugendarbeit. - In: Das Baugerüst ; Jg.
59, 2007, Nr.1, S. 30-34.*DZI-1748*
Schmidt-Semisch, Henning: Gesund-
heitsförderung als soziale Kontrolle:
Ausschließungsprozesse (noch) jenseits
des Strafrechts. - In: Kriminologisches
Journal ; Jg. 39, 2007, Nr. 1, S. 14-25.
*DZI-2272*
Schönbach, Karl-Heinz: Zentralisierung
oder mehr Wettbewerb im Arzneimittel-
bereich. - In: Gesundheits- und Sozial-
politik ; Jg. 60, 2006, Nr. 11/12, S. 39-
45.*DZI-0079z*
Schwenzer, Victoria: Rassismus und
Rechtsextremismus im Zuschauerverhal-
ten im Profifußball und Entwicklung von
Gegenstrategien. - In: Unsere Jugend ;
Jg. 59, 2007, Nr. 1, S. 33-38.*DZI-0135*

Weber, Martina:Whistleblowing – Ende
der Pflicht zur Verschwiegenheit: Mei-
nungsfreiheit im Arbeitsrecht. - In: Pfle-
gezeitschrift ; Jg. 60, 2007, Nr. 1, S. 44-
46.*DZI-0528z*

2.02 Sozialpolitik
Beste, Hubert: Kommunale Drogenpoli-
tik: Zur urbanen Reaktion auf Drogen-
konsum.- In: Kriminologisches Journal ;
Jg. 39, 2007, Nr.1, S. 26-32.
*DZI-2272*
Biewen, Martin: Beschäftigungseffekte
ausgewählter Maßnahmen der berufli-
chen Weiterbildung in Deutschland: Ei-
ne Bestandsaufnahme. - In: Zeitschrift
für Arbeitsmarktforschung ; Jg.39, 2006,
Nr. 3/4, S. 365-390.*DZI-2084z*
Böttcher, Wolfgang: Budgetierung und
ihr pädagogisches Potenzial. Eine Skizze
mit betriebswirtschaftlichen und inter-
nationalen Bezügen. - In: Recht der Ju-
gend und des Bildungswesens ; Jg. 54,
2006, Nr. 4, S. 433-447.*DZI-0740*
Braun, Bernard: Immer kürzer, immer
schneller? DRG-System, Verkürzung der
Liegezeiten im Krankenhaus und Folgen
für die Patienten und die Behandlungs-
abläufe. - In: Gesundheits- und Sozial-
politik ; Jg.60, 2006, Nr. 9/10, S.10-17.
*DZI-0079z*
Brinkmann, Christian: Evaluation akti-
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und evangelisches Profil. - In: Das Bau-
gerüst ; Jg. 59, 2007, Nr. 1, S. 80-83.
*DZI-1748*
Grosser, Rudolf: Durchgehende Inter-
ventionsgestaltung – erste Ansätze in
Mecklenburg-Vorpommern. - In: Forum
Strafvollzug ; Jg. 56, 2007, Nr. 1, S. 32-
33.*DZI-0311*
Hagen, Jutta: Und es geht doch! Men-
schen mit einer geistigen Behinderung
als Untersuchungspersonen in qualita-
tiven Forschungszusammenhängen. -
In: Vierteljahresschrift für Heilpädago-
gik und ihre Nachbargebiete ; Jg. 76,
2007, Nr. 1, S. 22-34.*DZI-0293*
Herren, Sandra: Gender Mainstream-
ing in der offenen Jugendarbeit: Ein Pra-
xisprojekt in der Stadt Zürich.- In: Sozial
Aktuell ; Jg. 39, 2007, Nr. 2, S. 30-31.
*DZI-2220z*
Knäpple, Annerose: Mehr Hauswirt-
schaft – mehr Präsenz: Personalausstat-
tung flexibilisieren. - In: Altenheim ; Jg.
46, 2007, Nr. 1, S. 12-15.
*DZI-1449*
Matt, Eduard: Integrationsplanung
und Übergangsmanagement: Konzepte
zu einer tragfähigen Wiedereingliede-
rung für (Ex-)Strafgefangene.- In: Forum
Strafvollzug ; Jg. 56, 2007, Nr. 1, S. 26-
31.*DZI-0311*
Weipert, Horst: Wohngemeinschaften
für Menschen mit Demenz: Ein Praxis-
bericht zum „Haus am Kanal” in Ham-
burg. - In: Sozialpsychiatrische Infor-
mationen ; Jg. 37, 2007, Nr.1,S. 26-29.
*DZI-2671*

6.04 Jugendhilfe
Burkova,Olga: Kinder- und Jugendhilfe
in der Russischen Föderation: Gegen-
wärtige Entwicklungen und Chancen. -
In: Soziale Arbeit ; Jg. 56, 2007, Nr. 2,
S. 57-63.*DZI-0470*
Kessmann, Heinz-Josef: Gemeinsame
Verantwortung: Qualität und Finanzie-
rung der Kitas müssen sozialpolitisch
fein austariert sein.- In: Caritas in NRW;
2007, Nr. 1, S. 9-11.*DZI-2295*
Österreicher, Herbert: Lebensräume
beleben (1): Werk- und Laborräume.- In:
Kindergarten heute ; 2007, Nr.1,S. 24-
27.*DZI-3048*
Wolf, Klaus: Können große Heime gute
pädagogische Orte sein? - In: Unsere
Jugend ; Jg. 59, 2007, Nr. 1, S. 2-9.
*DZI-0135*

6.05 Gesundheitshilfe
Bergen, Peter: Das 1x1 der Handhygie-
ne. - In: Heim und Pflege ; Jg. 38, 2007,
Nr. 1, S. 23-25.*DZI-2496z*
Ludwig, Doreen: Inhaltliche und metho-
dische Gestaltungsbausteine: Fallsitua-
tionen für den Erwerb von Beratungs-
kompetenzen konstruieren. - In: Pflege-
zeitschrift ; Jg. 60, 2007, Nr. 1, S. 37-39.
*DZI-0528z*

Schützwohl, Matthias: Zu Effektivität
akutpsychiatrischer tagesklinischer Be-
handlung im einjährigen Follow-up-Zeit-
raum: Ein Vergleich zur vollstationären
Behandlung im Rahmen einer rando-
misierten kontrollierten Untersuchung.
- In: Psychiatrische Praxis ; Jg. 34, 2007,
Nr. 1, S. 34-37.*DZI-2574*

6.06 Wirtschaftliche Hilfe
Finke, Bernd: Entwicklung der Fallzah-
len in der Eingliederungshilfe.- In: Nach-
richtendienst des Deutschen Vereins für
öffentliche und private Fürsorge ; Jg. 87,
2007, Nr. 2, S. 33-44.*DZI-0044*

7.01 Kinder
Braun, Anna Katharina: Lernen in der
Kindheit optimiert das Gehirn.- In: Recht
der Jugend und des Bildungswesens ; Jg.
54, 2006, Nr. 4, S. 408-420.*DZI-0740*
Crönlein, Tatjana: Fernsehkonsum und
Schlafstörungen bei Kindern. - In: Psy-
chiatrische Praxis ; Jg. 34,2007, Sonder-
heft Nr. 1, S. S59-S61.*DZI-2574*
Engelhard, Dorothee: Nicht nur eine
Studie von vielen: Was Sie über den
OECD- Bericht für Deutschland und sei-
ne Hintergründe wissen müssen. - In:
Kindergarten heute ; 2007, Nr. 1, S. 34-
36.*DZI-3048*
Günder, Richard: Aggressionen von
Kindern und Jugendlichen in der Sta-
tionären Erziehungshilfe. - In: Unsere
Jugend ; Jg. 59, 2007, Nr. 1, S. 10-17.
*DZI-0135*
Guóth-Gumberger, Márta: Die WHO-
Wachstumsstandards in der Stillbera-
tung einsetzen. - In: Deutsche Hebam-
men-Zeitschrift ; 2007, Nr. 2, S. 54-57.
*DZI-0608*
Kuhlmann, Carola: Evaluation einer
heilpädagogisch-therapeutischen Tages-
gruppe durch Befragung ehemaliger
Kinder und ihrer Eltern. - In: Evangeli-
sche Jugendhilfe ; Jg. 84, 2007, Nr. 1,
S. 23-31.*DZI-2961z*
Liegle, Ludwig: Pädagogische Konzep-
te und Bildungspläne: Wie stehen sie
zueinander? - In: Kindergarten heute ;
2007, Nr. 1, S. 6-12.*DZI-3048*
Noterdaeme, Michele: Biologische, ge-
netische und psychosoziale Risikofakto-
ren bei ausgewählten kinder- und ju-
gendpsychiatrischen Störungsbildern –
eine Auswertung anhand der Basisdo-
kumentation (BADO). - In: Psychiatri-
sche Praxis ; Jg. 34, 2007, Sonderheft
Nr. 1, S. S62-S63.*DZI-2574*
Onken, Markus: Kooperation von Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und Kinder-
und Jugendhilfe: Begegnungen von Er-
zieher und Arzt. - In: Evangelische Ju-
gendhilfe ; Jg. 84, 2007, Nr. 1, S. 12-15.
*DZI-2961z*
Preuss, Ulrich: Ein Heim für „wilde”
Kinder: Eine pädagogische Gruppe für
Kinder und Jugendliche mit einer Auf-

merksamkeits- und/oder hyperkineti-
schen Störung. - In: Unsere Jugend ; Jg.
59, 2007, Nr. 1, S. 23-32.*DZI-0135*
Wiefel, Andreas: Diagnostik und Klas-
sifikation von Verhaltensauffälligkeiten
bei Säuglingen und Kleinkindern von
0-5 Jahren. - In: Praxis der Kinderpsy-
chologie und Kinderpsychiatrie ; Jg. 56,
2007, Nr. 1, S. 59-81.*DZI-0521*

7.02 Jugendliche
Hettenbach, Michael: Ein Joint und
Dein Leben ist kaputt: Drogen im Stra-
ßenverkehrsrecht: Fahrverbot, Entzug
der Fahrerlaubnis, MPU. - In: Krimino-
logisches Journal ; Jg. 39, 2007, Nr. 1,
S. 33-41.*DZI-2272*
Schlottau, Heike: Leute treffen: Motive
von Jugendlichen für ihre Aktivitäten
im Jugendverband – eine Anregung zur
Praxisentwicklung.- In: Das Baugerüst ;
Jg. 59, 2007, Nr. 1, S. 24-29.
*DZI-1748*
Zdun, Steffen: Männlichkeit und Iden-
tität in der Straßenkultur junger Russ-
landdeutscher. - In: Migration und So-
ziale Arbeit ; Jg. 29, 2007, Nr. 1, S. 50-
59.*DZI-2675z*
Ziegler, Harald: Jetzt muss ich unter
Hartz IV – oder auch: Der Vorhof zur
Hölle: Betrachtungen zu den Auswir-
kungen des SGB II auf die Jugendhilfe
am Beispiel einer süddeutschen Groß-
stadt. - In: Evangelische Jugendhilfe ;
Jg. 84, 2007, Nr.1, S.16-22.*DZI-2961z*

7.03 Frauen
Brieskorn-Zinke, Marianne: Frauen
und Gesundheit: Gesundheitsförderung
in der Pflege zwischen Anspruch und
Realität – Teil 6. - In: Pflegezeitschrift ;
Jg. 60, 2007, Nr.1,S. 24-27.*DZI-0528z*
Schernus, Renate: Alte Frauen in der
Psychiatrie. - In: Sozialpsychiatrische
Informationen ; Jg. 37, 2007, Nr. 1, S.
12-18.*DZI-2671*

7.04 Ehe/Familie/
Partnerbeziehung
Huth-Hildebrandt, Christine: Sozialisa-
tion in familialen Kontexten aus trans-
kultureller und geschlechtssensibler
Perspektive: Plädoyer für ein Forschungs-
thema. - In: Migration und Soziale Ar-
beit ; Jg. 29, 2007, Nr. 1, S. 60-66.
*DZI-2675z*
Lamura, Giovanni: Erfahrungen von
pflegenden Angehörigen älterer Men-
schen in Europa bei Inanspruchnahme
von Unterstützungsleistungen.- In: Zeit-
schrift für Gerontologie und Geriatrie ;
Jg. 39, 2006, Nr. 6, S. 429-442.
*DZI-2309z*
Wiberg, Anja: Belastung und Lebens-
qualität von Familien mit autistischen
Kindern und Jugendlichen.- In: Psychia-
trische Praxis ; Jg. 34, 2007, Sonderheft
Nr. 1, S. S66-S68.*DZI-2574*
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7.05 Migranten
Tunc, Michael: Väter mit Migrations-
hintergrund zwischen Skandalisierung
und Vernachlässigung: Umrisse einer
Väterarbeit in der Migrationsgesell-
schaft. - In: Migration und Soziale Ar-
beit ; Jg. 29, 2007, Nr. 1, S. 33-39.
*DZI-2675z*

7.06 Arbeitslose
Bernhard, Sarah: Selektivität bei der
Zuweisung erwerbsfähiger Hilfebedürf-
tiger in Trainingsmaßnahmen oder zu
privaten Vermittlungsdienstleistern.- In:
Zeitschrift für Arbeitsmarktforschung ;
Jg. 39, 2006, Nr. 3/4, S. 533-556.
*DZI-2084z*
Caliendo, Marco: Existenzgründungs-
förderung in Deutschland: Zwischener-
gebnisse aus der Hartz-Evaluation. - In:
Zeitschrift für Arbeitsmarktforschung ;
Jg. 39, 2006, Nr. 3/4, S. 505-531.
*DZI-2084z*
Lechner, Michael: Are the effects of
training programmes in Germany sen-
sitive to the choice and measurement
of labour market outcomes? - In: Zeit-
schrift für Arbeitsmarktforschung ; Jg.39,
2006, Nr. 3/4, S. 347-364.*DZI-2084z*
Pfeiffer, Friedhelm: Vermittlungsgut-
scheine und Beauftragungen Dritter im
Vergleich. - In: Zeitschrift für Arbeits-
marktforschung ; Jg. 39, 2006, Nr. 3/4,
S. 425-445.*DZI-2084z*

7.07 Straffällige/
Strafentlassene
Dünkel, Frieder: Aktuelle Daten zum
Strafvollzug in Deutschland. - In: Forum
Strafvollzug ; Jg. 56, 2007, Nr.1, S.14-18.
*DZI-0311*
Jesse, Christiane: Gewalt im Jugend-
strafvollzug: Gegenstrategien der Ju-
gendstrafanstalt Hameln. - In: Forum
Strafvollzug ; Jg. 56, 2007, Nr. 1, S. 23-
25.*DZI-0311*
Zierer, Brigitta: Menschenhandel, Frau-
enhandel, Migration und Soziale Arbeit.
- In: Migration und Soziale Arbeit ; Jg.
29, 2007, Nr.1, S.16-24.*DZI-2675z*

7.08 Weitere Zielgruppen
Sieg, Klaus: Straßenkick – die alterna-
tive WM: Fußballweltmeisterschaft der
Wohnungslosen. - In: Sozialmagazin ;
Jg. 32, 2007, Nr. 3, S. 51-53.*DZI-2597*

7.10 Behinderte / 
kranke Menschen
Berger, Bettina: Gesundheitskultur von
unten? - In: Deutsche Hebammen- Zeit-
schrift ; 2007, Nr. 2, S.17-21.*DZI-0608*
Blinkert, Baldo: Der Einfluss von Be-
darf und Chancen auf Pflegezeiten in
häuslichen Pflegearrangements. - In:
Zeitschrift für Gerontologie und Geria-
trie ; Jg. 39, 2006, Nr. 6, S. 423-428.
*DZI-2309z*

Brunnauer, Alexander: Fahrtüchtigkeit
depressiver Patienten unter Mirtazapin
und Reboxetin. - In: Psychiatrische Pra-
xis ; Jg. 34, 2007, Sonderheft Nr. 1, S.
S84-S86.*DZI-2574*
Daneke, Sigrid: IQM Demenz.- In: Heim
und Pflege ; Jg. 38, 2007, Nr.1, S.18-22.
*DZI-2496z*
Frölich, Jan: Epidemiologie und patho-
genetische Aspekte von Substanzmiss-
brauch und -abhängigkeit bei ADHS. -
In: Sucht ; Jg. 52, 2006, Nr. 6, S. 367-
375.*DZI-0964z*
Geiger, Elisabeth: Fahrtauglichkeit bei
schizophrenen Patienten – eine Ver-
laufsstudie. - In: Psychiatrische Praxis ;
Jg. 34, 2007, Sonderheft Nr. 1, S. S87-
S88.*DZI-2574*
Kela, Nina: Medikamentengabe über
die Sonde: Probleme aus der Praxis –
Lösungen für die Praxis.- In: Pflegezeit-
schrift ; Jg. 60, 2007, Nr.1, S. 14-16.
*DZI-0528z*
Klünemann, Hans H.: Eine Allgäuer
Familie mit Parkinsonoid, Demenz und
Pyramidenbahnzeichen. - In: Psychiatri-
sche Praxis ; Jg. 34, 2007, Sonderheft
Nr. 1, S. S122-S123.*DZI-2574*
Menning, Sonja: Die Inanspruchnah-
me ambulanter ärtzlicher Leistungen
durch ältere Menschen. - In: Informa-
tionsdienst Altersfragen ; Jg. 34, 2007,
Nr. 1, S. 16-18.*DZI-3024*
Michler, Petra: trEATit – intensive am-
bulante Gruppentherapie von Jugendli-
chen mit Essstörungen. - In: Praxis der
Kinderpsychologie und Kinderpsychia-
trie ; Jg. 56, 2007, Nr. 1, S. 19-39.
*DZI-0521*
Purucker, Michael: Zweimaliger Suizid-
versuch eines schizophren Erkrankten
während stationärer Therapie. - In: Psy-
chiatrische Praxis ; Jg.34, 2007, Sonder-
heft Nr. 1, S. S82-S83.
*DZI-2574*
Spindler, Charlotte: Auf dem langen
Weg zurück in die Arbeitswelt: das Pro-
jekt „Supported Employment”der Psy-
chiatrischen Universitätsklinik Zürich. -
In: Sozial Aktuell ; Jg. 39, 2007, Nr. 2,
S. 27-29.*DZI-2220z*
Springer, Stephan: Bedeutung einer
strukturierten Kooperation der Kinder-
und Jugendpsychiatrie mit der Neuro-
pädiatrie. - In: Psychiatrische Praxis ;
Jg. 34, 2007, Sonderheft Nr. 1, S. S64-
S65.*DZI-2574*
Stoy, Meline: ADHS und Sucht: Unter-
suchungen mit bildgebenden Verfahren.
- In: Sucht ; Jg. 52, 2006, Nr. 6, S. 386-
394.*DZI-0964z*

7.11 Abhängige/ Süchtige
Ebner, Roland: Nach dem Entzug = vor
dem Entzug? Langzeitverlauf bei dro-
genabhängigen Jugendlichen. - In: Psy-
chiatrische Praxis ; Jg. 34, 2007, Sonder-
heft Nr. 1, S. S42-S43.*DZI-2574*

Hoffmann, Falk: Zunehmender Hyp-
notikaverbrauch auf Privatrezepten in
Deutschland. - In: Sucht ; Jg. 52, 2006,
Nr. 6, S. 360-366.*DZI-0964z*
König, Susanne: Aufmerksamkeitsdefi-
zit/Hyperaktivitätssyndrom (ADHS) bei
erwachsenen Drogenabhängigen. - In:
Psychiatrische Praxis ; Jg.34, 2007, Son-
derheft Nr. 1, S. S71-S72.*DZI-2574*
Paul, Bettina: Drogentests in Deutsch-
land oder die Institutionalisierung von
Misstrauen. - In: Kriminologisches Jour-
nal ; Jg. 39, 2007, Nr. 1, S. 55-67.
*DZI-2272*
Weithmann, Gerd: Häufigkeit und Kos-
ten zusätzlicher stationärer Behandlun-
gen im Jahr nach tagesklinischer oder
vollstationärer Alkoholentzugsbehand-
lung. - In: Psychiatrische Praxis ; Jg. 34,
2007, Nr. 1, S. 15-19.*DZI-2574*
Wodarz, Norbert: Rauchen erhöht den
Konsum psychoaktiver Substanzen – Er-
gebnisse einer Repräsentativerhebung
bei Schülern der 9. Klasse. - In: Psychia-
trische Praxis ; Jg. 34, 2007, Sonderheft
Nr. 1, S. S73-S74.*DZI-2574*

7.13 Alte Menschen
Bader, Christina: Studie eines ambu-
lanten Patientenkollektivs mit Demenz
aus den Landkreisen Passau und Rot-
tal-Inn. - In: Psychiatrische Praxis ; Jg.
34, 2007, Sonderheft Nr. 1, S. S114-
S116.*DZI-2574*
Köstler, Ursula: Motive des Konzepts
Seniorengenossenschaften: Hilfe zur
Selbsthilfe – die Bürger wollen aktiv
werden. - In: Gesundheits- und Sozial-
politik ; Jg. 60, 2006, Nr. 9/10, S. 43-51.
*DZI-0079z*
Schwitzer, Klaus-Peter: Fünfter Alten-
bericht –„Potenziale des Alters in Wirt-
schaft und Geellschaft“(Teil 3): Enga-
gement und Teilhabe älterer Menschen.
- In: Informationsdienst Altersfragen ;
Jg. 34, 2007, Nr.1, S. 07-11.*DZI-3024*
Tiltscher, Cordula: Polypharmazie in der
Behandlung älterer Menschen.- In: Psy-
chiatrische Praxis ; Jg. 34, 2007, Sonder-
heft Nr. 1, S. S106-S108.*DZI-2574*
Tüschen, Rolf: Suizidalität im Alter: De-
fizit oder Konflikt? - In: Sozialpsychia-
trische Informationen ; Jg.37, 2007, Nr.
1, S. 19-22.*DZI-2671*
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Von der Idee zur Forschungsarbeit. Forschen in Sozial-
arbeit und Sozialwissenschaft. Hrsg. Vito Flaker und Tom
Schmid. Böhlau Verlag. Wien 2006, 554 S., EUR 24,90 
*DZI-D-7932*
Das Buch bietet einen Einstieg in die Methoden wissen-
schaftlichen Arbeitens für Sozialarbeiterinnen und Sozialar-
beiter, spricht aber auch andere Gesellschaftswissenschaf-
ten an. Ein erster Teil bringt Grundlagentexte zu Wissen-
schaft und Forschung, gefolgt von einem wissenschafts-
theoretischen Abschnitt mit Bezug auf Sozialarbeit und
Sozialwissenschaft. Der dritte Teil bietet einen Überblick
über verschiedene quantitative und qualitative Methoden
wissenschaftlichen Arbeitens. Die vorliegende Publikation
eignet sich als Einstiegsliteratur für die akademische Aus-
bildung, insbesondere zur Unterstützung von Forschungs-
projekten und Diplomarbeiten, aber auch als Hilfe für wis-
senschaftliches Arbeiten in der sozialarbeiterischen Praxis.

Rechtsextreme Jugendliche. Was kann die soziale Arbeit
tun? Von Ingo Espenhorst. Tectum Verlag. Marburg 2006,
138 S., EUR 19,90 *DZI-D-7935*
Rechtsextremismus stellt eine wachsende Herausforde-
rung für den Zusammenhalt der Gesellschaft in Deutsch-
land dar. Jugendliche stehen in der Gefahr, in diese Szene
abzugleiten. Diese Studie geht hinsichtlich dieser Entwick-
lung wichtigen Fragestellungen nach. Der Autor geht auf
die gesellschaftliche Situation und auf die Entstehungs-
bedingungen von Rechtsextremismus ein und beschreibt
soziale Faktoren, welche die Entwicklung der Jugendlichen
in die rechtsextreme Richtung forcieren können. Schließ-
lich werden Handlungs- und Interventionsmöglichkeiten
der Sozialen Arbeit dargestellt: zum einen die Möglichkei-
ten, die im Zusammenhang mit politischer Bildung stehen,
zum anderen die Konzepte der Jugendsozialarbeit. Im Mit-
telpunkt stehen dabei Konzepte einer akzeptierenden und
gerechtigkeitsorientierten Jugendarbeit mit rechtsextre-
men Jugendlichen. Auch auf Programme für Aussteigewil-
lige wird eingegangen.

Rassismuserfahrungen in der Jugendhilfe. Eine empi-
rische Studie zu Kommunikationspraxen in der Sozialen
Arbeit. Von Claus Melter. Waxmann Verlag. Münster 2006,
350 S., EUR 39,90 *DZI-D-7936*
Wie gehen Jugendliche mit Rassismuserfahrungen und Zu-
gehörigkeitsfragen um und wie kommunizieren sie über
Formen von Alltagsrassismus mit den sie betreuenden
Pädagoginnen und Pädagogen? In dieser qualitativ-empi-
rischen Untersuchung wird dem Vorhandensein „interkul-
tureller Kompetenzen“ in der ambulanten Jugendhilfe nach-
gegangen. Neben der Präsentation von Neuerungen in der
Rassismustheorie und einer Analyse aktueller Studien zu
Rassismus und Rechtsextremismus wurden sieben männ-
liche Jugendliche mit Migrationshintergrund sowie sieben
Pädagoginnen und Pädagogen jeweils in Einzelinterviews
und einem Paarinterview befragt. Vor dem Hintergrund

migrationssensibler und rassismuskritischer Konzepte so-
wie der Analyse professioneller Standards in der Sozialen
Arbeit erfolgt die Analyse der Handlungspraxen der Fach-
kräfte und es werden Empfehlungen für die Ausbildung
und Praxis in der Sozialen Arbeit entwickelt.

Finanzierung für Sozialberufe. Grundlagen – Beispiele
– Übungen. Von Hans J. Nicolini. VS Verlag für Sozialwis-
senschaften. Wiesbaden 2006, 232 S., EUR 21,90 
*DZI-D-7857*
In dieser Veröffentlichung beschäftigt sich der Autor mit
der Frage, wie sich soziale Organisationen die erforderli-
chen Geldmittel für ihre Arbeit beschaffen können. In So-
zialeinrichtungen besteht mehr und mehr die Erfordernis,
erbrachte Leistungen auch unter wirtschaftlichen Aspek-
ten zu rechtfertigen und aus eigener Kraft finanzielle Mit-
tel zu erwirtschaften oder aber zu besorgen. Der Autor gibt
einen Überblick über Instrumente, mit deren Hilfe Finan-
zierungsplanungen erstellt, kontrolliert und durchgeführt
werden können. Thematisch orientiert sich diese Einfüh-
rung an den notwendigen Kenntnissen für eine Anwen-
dung in Non-Profit-Organisationen im sozialen Bereich.
Neben Übungsaufgaben mit Lösungen und praktischen
Checklisten enthält das Buch anwendungsorientierte
finanzmathematische Tabellen.

Body-Modification. Psychologische und medizinische
Aspekte von Piercing,Tattoo, Selbstverletzung und anderen
Körperveränderungen. Von Erich Kasten. Ernst Reinhardt
Verlag. München 2006, 393 S., EUR 29,90 *DZI-D-7861*
Jeder Mensch gestaltet seinen Körper: beim Haarschnei-
den, Bodybuilding oder durch Schlankheitskuren. Körper-
veränderungen wie Tätowierung und Piercing sind und
waren zu allen Zeiten in allen Kulturen verbreitet. Manch-
mal nehmen diese Eingriffe extreme Formen an: Intimpier-
cing, Schneiden, Branding oder Selbstamputationen können
nicht nur zu schwerwiegenden medizinischen Komplika-
tionen führen, manchmal sind sie auch Ausdruck trauma-
tischer Erlebnisse oder unbewältigter psychischer Konflikte.
Der Autor beschreibt traditionelle und moderne Varianten
von Körpermodifikationen. Er stellt Selbstaussagen über
Motive und Erleben zusammen und ergänzt sie durch me-
dizinische und psychologische Forschungsergebnisse. Fotos
und Fallgeschichten illustrieren die fließenden Grenzen
zwischen der allgemein akzeptierten Norm und den als
absonderlich empfundenen Extremformen.

Psychische Gesundheit: Herausforderungen anneh-
men, Lösungen schaffen. Bericht über die Europäische
Ministerielle WHO-Konferenz. Hrsg. Weltgesundheitsorga-
nisation Regionalbüro für Europa. Selbstverlag. Kopenha-
gen 2006, 175 S., EUR 50,– *DZI-D-7939*
Im Januar 2005 kamen Vertreterinnen und Vertreter der
Mitgliedstaaten der Europäischen Region der WHO in Hel-
sinki zu einer Konferenz über psychische Gesundheit zu-
sammen, um sich mit einer der größten Bedrohungen für
das Wohlbefinden der Menschen in der Region zu befas-
sen: der Epidemie psychosozialer Notlagen und psychischer
Erkrankungen. Durch die Annahme einer Erklärung und
eines Aktionsplanes zum Thema psychische Gesundheit
steckten sie den politischen Kurs im Bereich psychische
Gesundheit für die kommenden fünf bis zehn Jahre ab.
Jetzt sind die Mitgliedstaaten herausgefordert, die Prinzi-
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pien aus der Erklärung zu verwirklichen und die Ziele für
die zwölf im Aktionsplan genannten Arbeitsbereiche zu
erreichen. Das Buch stellt die Pläne der WHO zu Unter-
stützung der Mitgliedstaaten bei der Verbesserung der
psychischen Gesundheit in der europäischen Region dar.

„Am liebsten wäre ich nicht mehr auf dieser Welt ...“ 
Sekundäre Prävention in der Schulsozialarbeit bei suizid-
gefährdeten Jugendlichen am Modell der Stadt Zürich.
Von Claudia Willi. Edition Soziothek. Bern 2006, 90 S.,
EUR 18,50 *DZI-D-7867*
Suizid ist bei Jugendlichen in der Schweiz seit Jahren die
zweithäufigste Todesursache. Diese traurige Bilanz zeigt
einen klaren Bedarf an Präventionsmaßnahmen auf. Ist da
nicht die Schulsozialarbeit genau die richtige Stelle dafür?
In dieser Diplomarbeit wird geklärt, welche Aufgaben und
Kompetenzen Schulsozialarbeitende bezüglich sekundärer
Suizidprävention übernehmen können. Anhand verschie-
dener Handlungsmodelle und konkreter Methoden für die
Beratung von suizidalen Jugendlichen wird aufgezeigt,
wie eine optimale Intervention und Kooperation aussehen
könnte. Zudem werden die grundlegenden Voraussetzun-
gen für die Umsetzung der sekundären Suizidprävention
dargelegt.

Baustelle Stadt. Effizienz und Bürgernähe ohne Demo-
kratie und Nachhaltigkeit? Von Hiltrud Naßmacher. VS
Verlag für Sozialwissenschaften. Wiesbaden 2006, 172 S.,
EUR 29,90 *DZI-D-7883*
Die Reformen seit den 1990er-Jahren setzen vor allem auf
mehr Effizienz des Verwaltungshandelns und hatten den
bürgernahen, modernen Dienstleister Stadt im Blick. Kom-
munale Akteure müssen sich allerdings auch immer an
den Zielen „Schule der Demokratie“ und „Nachhaltigkeit
des Handelns“ messen lassen. Durch finanzielle Engpässe
und Einbindung in das europäische Mehrebenensystem ist
die Entscheidungsfähigkeit der Städte und Gemeinden be-
droht. Die in diesem Band vereinigten Aufsätze nehmen
die einzelnen Entwicklungen kritisch unter die Lupe.

Sozialraumorientierung. Wege zu einer veränderten
Praxis. Hrsg. Wolfgang Budde und andere. VS Verlag für
Sozialwissenschaften. Wiesbaden 2006, 317 S., EUR 24,90
*DZI-D-7890*
Angesichts einer eher theoretisch geführten Diskussion
über Chancen und Grenzen sozialräumlicher Jugendhilfe
sind derzeit interessante und häufig erfolgreiche Praxis-
projekte in Deutschland eher in den Hintergrund geraten.
In diesem Sammelband dokumentieren Praxisberichte un-
ter anderem aus Berlin, Stuttgart und dem Landkreis Nord-
friesland die Spannbreite sozialräumlicher Innovation in
Bezug auf Organisationsstrukturen, Finanzierungsformen,
fallunspezifische Arbeit, flexible Erziehungshilfen und
entsprechende Evaluations- und Controllingverfahren.

Inter-Kulturalität. Hrsg. Arnd Götzelmann und Wilhelm
Schwendemann. FEL Verlag Forschung – Entwicklung –
Lehre. Freiburg 2006, 251 S., EUR 12,– *DZI-D-7942*
Die vier Evangelischen Fachhochschulen Darmstadt, Frei-
burg, Ludwigshafen und Reutlingen-Ludwigsburg legen 
in ihrer Reihe„Evangelische Hochschulperspektiven“den
zweiten Jahresband vor. Die Aufsätze dieses Bandes drehen
sich um verschiedene Facetten des weiten Themas der

Interkulturalität. Das„Inter“oder„Zwischen“den Kulturen
kann zum garstigen Graben des Konfliktes und Krieges,
der Intoleranz und Befeindung, des Missverständnisses
und der Fehlinformation werden. In dieser Veröffentlichung
soll das„Inter“vor der„Kulturalität“ hingegen als eine
Bewegung des Friedens und der Verständigung verstanden
werden, die auf Gerechtigkeit, Toleranz und Verständnis
basiert.

Taschenlexikon der Sozialarbeit und Sozialpädagogik.
Fünfte, völlig neu bearbeitete Auflage. Hrsg. Wolfgang
Feuerhelm. Quelle & Meyer Verlag. Wiebelsheim 2007,
705 S., EUR 24,95 *DZI-D-7938*
Seit Erscheinen der letzten Ausgabe diesesTaschenlexikons
haben sich die Anforderungen in den Bereichen Soziale Ar-
beit und Sozialpädagogik sowohl in theoretischer als auch
in praktischer Hinsicht weiterentwickelt. Diesen Verände-
rungen trägt diese Auflage Rechnung. Über 500 Stichwör-
ter informieren über alle wesentlichen Fragestellungen
der Sozialarbeit und Sozialpädagogik unter Einbeziehung
komplementärer Fachdisziplinen wie Soziologie, Psycholo-
gie, Rechtswissenschaften, Kriminologie und Psychothera-
pie. Viele neu aufgenommene Begriffe wie zum Beispiel
Aussiedler, Case Management, geschlechterbewusste So-
ziale Arbeit, Internationale Soziale Arbeit, Gerontopsychia-
trie und lebenslanges Lernen gehen auf die veränderten
und zum Teil neuen Aufgabenstellungen der betreffenden
Berufsfelder ein. Neu ist ein Stichwortverzeichnis, das den
Zugang auch über solche Begriffe ermöglicht, die nicht als
eigene Artikel aufgenommen wurden.

Helden rauchen nicht!? Darstellung, Rezeptionsannah-
men und Zensur von Drogen im Comic am Beispiel der
Comicserie Lucky Luke. VWB – Verlag für Wissenschaft
und Bildung. Berlin 2006, 171 S., EUR 24,– *DZI-D-7944*
Comics spiegeln – wie andere Medien auch – durch deren
Thematisierung die gesellschaftliche und kulturelle (Be-)
Deutung von Drogen wider. Die vorliegende Studie bietet
erstmals eine Untersuchung des Mediums Comic, in der
der Umgang mit der Drogenthematik aus kriminologischer
Perspektive betrachtet wird. Am Beispiel der seit 60 Jah-
ren erscheinenden Serie Lucky Luke wird verdeutlicht, wie
formelle und informelle Zensur die Darstellung von lega-
len und illegalen Drogen in diesem Medium beeinflusst.
Die Drogendarstellung wird in den Kontext der Drogen-
geschichte gesetzt, um festzustellen, ob die Darstellung
frei gestaltet wird oder den bestehenden moralischen
Ansprüchen angepasst werden muss.

Katastophenhilfe und Humanitäre Hilfe. Hrsg. Rainer
Treptow. Ernst Reinhardt Verlag. München 2007, 207 S.,
EUR 16,90 *DZI-D-7955*
Katastrophenhilfe und Humanitäre Hilfe stehen nicht erst
seit den verheerenden Flutkatastrophen in Asien im Blick-
punkt der Öffentlichkeit. Neben den durch „Naturgewal-
ten“ausgelösten Zerstörungen sind es auch die durch
Kriege und Terror hervorgerufenen Ereignisse, die den Ein-
satz staatlich und nicht staatlich organisierter Hilfe erfor-
derlich machen. Das Buch behandelt Grundprobleme der
Katastrophenhilfe und der Humanitären Hilfe. Ethische
Fragen und Völkerrecht werden ebenso untersucht wie
Organisation, Koordinierung und Dilemmata Humanitärer
Hilfe. Dabei sind die Aufgaben der medizinischen Versor-
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gung und der posttraumatischen Betreuung von Betroffe-
nen und Helfenden genauso wichtig wie Konzepte einer
nachhaltigen Krisenprävention.

Chancengerechtigkeit durch Bildung – Chancenge-
rechtigkeit in der Bildung. Bausteine einer sozialen
Bildungspolitik. Hrsg. AWO Bundesverband e.V. Klartext
Verlag. Essen 2006, 276 S., EUR 17,90 *DZI-D-7956*
Das schlechte Abschneiden des deutschen Bildungssytems
bei PISA, IGLU und den OECD-Jahresbildungsberichten
wirft Fragen auf: Wann beginnt die frühkindliche Bildung?
Erhöht das Ganztagsschulkonzept die Chancengleichheit?
Wie kann man für eine verbesserte Kooperation zwischen
Schule und Jugendhilfe sorgen? Dies sind nur einige As-
pekte, die in diesem Buch betrachtet und diskutiert wer-
den. Fachleute der Pädagogik, Sozialwissenschaften und
Psychologie setzen sich mit der Kernfrage auseinander,
wie man Chancengleichheit in der Bildung gewährleisten
kann. Die Darstellung beschränkt sich nicht auf kritische
Analysen, sondern entwickelt für die behandelten Felder
jeweils konkrete Vorschläge und Lösungsansätze.

Würdig leben bis zuletzt. Sterbehilfe – Hilfe beim
Sterben – Sterbebegleitung. Eine Streitschrift. Hrsg.
Katrin Göring-Eckardt. Gütersloher Verlagshaus. Gütersloh
2007, 200 S., EUR 14,95 *DZI-D-7957*
Diese Schrift zu den wichtigsten Aspekten des umstrittenen
Themas „Sterbehilfe oder Sterbebegleitung“ lässt Autorin-
nen und Autoren aus unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern
zu Wort kommen und bezieht dabei eindeutig Stellung zu
Fragen ärztlichen Handelns in der letzten Lebensphase.
Der Band beinhaltet Beiträge aus der Sicht der Medizin-
ethik, der Rechtsprechung, der Seelsorge, der Kirche, der
Politik und verdeutlicht in Praxisbeispielen die Arbeit von
Menschen in der alltäglichen Sterbebegleitung.

Fürsorge im Wirtschaftsboom. Die Entstehung des Bun-
dessozialhilfegesetzes von 1961. Von Friederike Föcking.
R. Oldenbourg Verlag. München 2007, 556 S., EUR 74,80
*DZI-D-7958*
Das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) von 1961 reformierte
die traditionelle Fürsorge in der Bundesrepublik Deutsch-
land grundlegend. Nach der Rentenreform von 1957 war
es die zweite große sozialpolitische Neuerung der Ära
Adenauer. Erstmals garantierte das BSHG einen Rechts-
anspruch auf Hilfe und sicherte nicht nur ein Existenz-
minimum, sondern auch die Mittel für ein Leben, „das der
Würde des Menschen entspricht“. Die Autorin untersucht
die Entstehung dieses für den bundesdeutschen Sozial-
staat grundlegenden Gesetzes von den ersten Reform-
ansätzen in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg an. Mit
ihrer Darstellung der Entwicklung der Fürsorge in den
Westzonen und der jungen Bundesrepublik Deutschland
erschließt die Studie Neuland auf dem Gebiet der For-
schung zur Geschichte der Sozialpolitik.

Berthold Simonsohn. Biographie des jüdischen Sozial-
pädagogen und Juristen (1912-1978). Von Wilma Aden-
Grossmann. Campus Verlag. Frankfurt am Main 2007, 420
S., EUR 32,90 *DZI-D-7959*
Durch sein lebenslanges soziales Engagement war Berthold
Simonsohn eine Ausnahmeerscheinung seiner Zeit. Als ver-
folgter Jude wurde er während des Nationalsozialismus

nach Theresienstadt deportiert und überlebte insgesamt
fünf Konzentrationslager. Er kehrte nach Deutschland zu-
rück und baute die Zentralwohlfahrtsstelle für Juden wieder
auf, die er bis 1961 leitete. Als Professor für Sozialpädago-
gik und Jugendrecht an der Universität Frankfurt am Main
setzte er sich für die Reform des Jugendrechts und des
Jugendstrafvollzugs ein. Er gehört zu jenen Überlebenden
und Rückkehrenden, die nach 1945 die Gesellschaft der
Bundesrepublik Deutschland maßgeblich mitgestalteten.

Biografische Studien zu Eduard Spranger. Von Alban
Schraut. Verlag Julius Klinkhardt. Bad Heilbrunn 2007,
409 S., EUR 36,–*DZI-D-7960*
Die vorliegende Abhandlung versteht sich als Vorarbeit für
eine noch zu schreibende große Biographie über Eduard
Spranger, den berühmten Kulturphilosophen, Psychologen
und Pädagogen (1882-1963). Sie bietet einen neuen Zu-
gang, sein Leben und Werk unter Berücksichtigung der
biographischen Studien aus bisher unbekanntem Blick-
winkel zu sehen. Denn sein Leben spiegelt sich teilweise
in den Fremddarstellungen und in den Beziehungsmustern
wider. Erstmalig werden Studien zu Eduard Sprangers Vor-
fahren bis in die dritte Generation zurück, insbesondere
zu seinen Eltern Bertha und Franz Spranger, zu seinem
Schul- und Studienkollegen Hermann Hadlich und dessen
Halbschwester Käthe Hadlich sowie zu Sprangers Freun-
din und späteren Ehefrau Susanne Conrad, vorgelegt. Es
werden die Lebenswege dieser Personen rekonstruiert,
deren Beziehungen zu Eduard Spranger aufgezeigt und
eine detaillierte tabellarische Biographie erstellt.

Jugend 2006. Eine pragmatische Generation unter Druck.
Hrsg. Shell Deutschland Holding. Fischer Taschenbuch Ver-
lag. Frankfurt am Main 2006, 506 S., EUR 14,95 
*DZI-D-7961*
Die 15. Shell Jugendstudie widmet sich dem Themen-
schwerpunkt „Alt und Jung“: Wie sieht sich die junge Ge-
neration mit all ihren Erwartungen an die eigene Zukunft
in einer zunehmend älter werdenden Gesellschaft? Die
Studie greift als neues zusätzliches Thema die religiöse
Orientierung auf und erfragt die Einstellung der Jugend zu
Religiosität und Glauben sowie zur Rolle der Kirchen und
Religionsgemeinschaften. Sie setzt die Langzeitbericht-
erstattung über die junge Generation in Deutschland seit
53 Jahren fort, indem jugendliche Lebenswelten, Rollen-
verständnis sowie Einstellungen zur Politik erfragt werden.
Als Basis der Studie dienen Ergebnisse einer aktuellen
und repräsentativen Befragung Jugendlicher durch die
renommierten Jugendforscher Klaus Hurrelmann und
Mathias Albert in Zusammenarbeit mit einem Experten-
team von TNS Infratest Sozialforschung.

Aus nächster Nähe. Zeitaspekte sozialarbeiterischer In-
tervention in Familien.Von Veszelinka Ildikó Petrov. Tectum
Verlag. Marburg 2006, 432 S., EUR 29,90 *DZI-D-7962*
Dieses Buch bietet eine soziologische Diagnose der Gegen-
wart und ihres Zeiterlebens, eingebettet in eine philoso-
phische Annäherung an das Phänomen Zeit.15 Interven-
tionsfälle aus der Bezirkssozialarbeit in einem Jugendamt
veranschaulichen das Problempotenzial in vier – teilweise
unvereinbaren – Zeitdimensionen. Im Sozialstaat kollidie-
ren die fest gefügten Zeitstrukturen, wie etwa die Bindung
an Arbeitszeiten, zunehmend mit dessen Zielen und Auf-
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gaben. In den Familien machen etwa Arbeitswelt und elter-
liche Aufgaben das Leben der Einzelnen zeitlich asynchron.
Schließlich gilt es, unter diesen Bedingungen den richti-
gen Zeitpunkt für die Intervention zu finden. Die Autorin
hat unter hunderte deutscher Dächer geblickt. Das Buch
ist die Summe dieser praktischen Erfahrungen und deren
wissenschaftlicher Reflexion.

Jüdische Wohlfahrt im Spiegel von Biographien.
Hrsg. Sabine Hering. Fachhochschulverlag. Frankfurt am
Main 2006, 464 S., EUR 24,–*DZI-D-7963*
Die Bedeutung der jüdischen Traditionen der Selbsthilfe
und der Prinzipien sozialer Gerechtigkeit ist für die Ent-
wicklung der europäischen Wohlfahrtspflege im 19. und
20. Jahrhundert überaus bemerkenswert gewesen: Sowohl
die aus der jüdischen Philantropie hervorgegangenen nam-
haften sozialen Stiftungen, als auch die aus den jüdischen
Gemeinden oder der jüdischen Frauenbewegung heraus
entstandenen Organisationen der Wohlfahrtspflege waren
beispielhaft. Es ist das Verdienst dieses Buches, die Viel-
zahl der Persönlichkeiten, welche maßgeblich an diesen
Entwicklungen beteiligt waren, einer breiteren Öffentlich-
keit zu präsentieren und ihre Pionierleistungen zu würdi-
gen. Anhand der über 40 biographischen Skizzen wird
sichtbar, wie unterschiedlich sich die – fast alle Beteilig-
ten verbindende – Erfahrung von Ausgrenzung und Verfol-
gung im Nationalsozialismus auf ihre Handlungsweisen
ausgewirkt hat.

Sozialpädagogisches Denken. Wege zu einer Neube-
stimmung. Von Lothar Böhnisch, Wolfgang Schröer und
Hans Thiersch. Juventa Verlag. Weinheim 2005, 317 S.,
EUR 19,– *DZI-D-7995*
Sozialpädagogik und Sozialarbeit befinden sich derzeit
am Scheideweg. Angesichts eines neokapitalistisch ange-
triebenen Strukturwandels und der Krise des Sozialstaates
laufen sie Gefahr, ihre gesellschaftliche Rückendeckung
einzubüßen. In einem ersten Zugang wird vor diesem Hin-
tergrund die Entstehung des sozialpädagogischen Denkens
in historischen Positionen rekonstruiert. Das Buch bietet
daran anschließend Wege für eine Neubestimmung an. Da-
bei werden nicht nur die gegenwärtigen sozialpädagogi-
schen Herausforderungen und Problemstellungen in den
Bereichen der öffentlichen Erziehung, Familie, Jugend, Bil-
dung, Arbeit, Gesundheit und Migration thematisiert. Es
wird auch gezeigt, wie die sozialpädagogischen Diskurse
des 19. und 20. Jahrhunderts gewertet und als Fundus
eines zeitgemäßen sozialpädagogischen Denkens genutzt
werden können. Abschließend werden die Zukunftspers-
pektiven der Sozialpädagogik thematisiert.

Die„sanfte“Kontrolle. Suchtprävention als Drogenpoli-
tik. Von Wolfgang Schneider. VWB – Verlag für Wissen-
schaft und Bildung. Berlin 2006, 96 S., EUR 15,– 
*DZI-D-7945*
Der Autor rekonstruiert kritisch und teilweise auch provo-
kativ die unterschiedlichen Formen suchtpräventiver Zu-
griffsweisen als funktional-symbolische Drogenpolitik.
Suchtprävention und Drogenhilfe müssen sich auch aus
Legitiomationsgründen auf eine Problem-, Defizit- und
Risikoblickrichtung zielgruppenbezogen,„früherkennend“
und „frühintervenierend“orientieren. Ihre Funktion ist da-
bei, das medial und somit auch moralisch hochstilisierte

jugendliche Drogenproblem erträglich zu gestalten und
die Öffentlichkeit durch symbolisch vermittelte Sinngebung
zu beruhigen. Abschließend wird ein realitätsgerechtes
Konzept einer akzeptanzorientierten Verbraucherbeglei-
tung im Sinne der moderierenden Unterstützung einer ge-
nussfähigen Drogengebrauchskompetenz entworfen und
in den Kontext einer kritischen Aufarbeitung funktionaler
Drogenpolitik und Drogenhilfe gestellt.

Öffentlichkeitsarbeit von Nichtregierungsorganisa-
tionen. Mittel – Ziele – interne Strukturen. Von Kathrin
Voss. VS Verlag für Sozialwissenschaften. Wiesbaden
2007, 349 S., EUR 42,90 *DZI-D-7993*
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) sind wie kaum 
ein anderer politischer Organisationstyp auf erfolgreiche
Öffentlichkeitsarbeit angewiesen. Wie und unter welchen
Rahmenbedingungen diese entwickelt wird, ist jedoch
bisher kaum untersucht worden. Basierend auf dem Excel-
lence-Modell geht die Autorin der Frage nach der Struktur
von Öffentlichkeitsarbeit bei Umwelt- und Naturschutz-
organisationen exemplarisch nach. In einem länderüber-
greifenden Vergleich zwischen den USA und Deutschland
werden dabei Grunddaten zum Verständnis, den Zielen
und Mitteln von NGO-Öffentlichkeitsarbeit präsentiert. An
sechs ausgewählten Organisationen werden darüber hin-
aus die internen Strukturen, Arbeitsabläufe und Entschei-
dungsebenen vertiefend dargestellt, um zum Beispiel die
Themenauswahl für Öffentlichkeitsarbeit zu analysieren.

Evaluation konkret. Fremd- und Selbstevaluationsan-
sätze anhand von Beispielen aus Jugendarbeit und Schu-
le. Hrsg. Ute B. Schröder und Claudia Streblow. Verlag 
Barbara Budrich. Opladen 2007, 204 S., EUR 19,90
*DZI-D-7999*
Evaluation kommt im Rahmen der Begleitung und Ana-
lyse von pädagogischer Praxis eine besondere Funktion
zu. Anhand von drei methodisch unterschiedlichen Eva-
luationsansätzen und deren praktischer Anwendung wird
ersichtlich, wie eine Bewertung prozessbegleitend einge-
setzt werden kann und welche Chancen dies für die Ent-
wicklung der pädagogischen Praxis bietet. Darüber hinaus
greift die Veröffentlichung weitere Themen im Kontext
von Evaluation auf. Dazu gehören ihre praxisrelevanten
Aspekte sowie Nutzen und Möglichkeiten von Selbsteva-
luation, die Darstellung von Beurteilung in der pädagogi-
schen Stiftungsarbeit und die Auseinandersetzung mit
Wirksamkeit, Nützlichkeit und Nachhaltigkeit von päda-
gogischen Programmen.

Biografische Berufswege im Horizont der Gilde So-
ziale Arbeit. Ein Beitrag zur Entwicklung der Sozialarbeit/
Sozialpädagogik im 20. Jahrhundert. Von Beate Arlt. Der
Andere Verlag. Tönning 2006, 117 S., EUR 21,90 
*DZI-D-7904*
Das Buch ist ein Beitrag zur professionshistorischen Ent-
wicklung aus dem Blickwinkel der Biographieforschung
und der Oral History. Die Autorin wandte sich an elf Zeit-
zeugen, sieben Frauen und vier Männer, sämtlich der Gilde
Soziale Arbeit zugehörend, die sich zur Mitarbeit bereit er-
klärten. Im Rückblick reflektieren sie über die Professions-
entwicklung, schildern ihre Ausbildungswege und Weiter-
qualifizierungen und nehmen zur Entwicklung der Sozial-
arbeit und Sozialpädagogik Stellung. Die biographische
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Perspektive ermöglicht in diesem Zusammenhang Erkennt-
nisgewinne bezüglich der Entfaltung der Profession und
der Ausgestaltung von Handlungsfeldern.

Schuldnerinnen – eine biografische Untersuchung.
Ein Beitrag zur Überschuldungsforschung. Von Susanne
Schlabs. Verlag Barbara Budrich. Opladen 2007, 314 S.,
EUR 33,– *DZI-D-7997*
Anhand von Fallstudien wird untersucht, welche Rolle Ver-
schuldung im Leben von Frauen vor dem Hintergrund ihrer
Persönlichkeitsbildung spielt. Es wird deutlich, dass Über-
schuldung zumeist weit mehr als ein zeitlich begrenztes
wirtschaftliches Problem in den Lebensläufen darstellt.
Das Buch enthält Überlegungen zu dem im Kontext der
Überschuldung entstehenden politischen und sozialpäda-
gogischen Handlungsfeld, eine biographieanalytische
Studie zu den Verlaufskurven der Überschuldung, metho-
dologische Grundlagen sowie empirische Ergebnisse.
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